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Mehr Klarheit 

Auf dem 23. Kasseler Friedensratschlag wurde sich 
über den Zustand der Friedensbewegung, aktuelle 
Kriege und das gemeinsame Vorgehen verständigt. 
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Nicht deutschnational 

Van der Bellen gewann die Präsidentschaftswahl 
in Österreich. Er will ein Präsident für alle sein: 
Banken, Konzerne, Industriellenvereinigung,... 
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No! 

Renzis Verfassungsreferendum ist gescheitert - 


und nicht nur das 



Renzi, Merkel und Hollande gehen von der Bühne. Hier nach einem gemeinsamen Treffen am 27. Juni 2016 unmittelbar 
nach der Entscheidung der Briten, die EU zu verlassen. 


D er neoliberale Hoffnungsträger, 
der italienische Tony Blair, hat 
verloren. Matteo Renzi hat sei¬ 
ne Verfassungsreform, eine Art auste- 
ritätspolitisches Ermächtigungsgesetz, 
welches das Merkelsche „Durchregie¬ 
ren“ auch in Italien ermöglichen soll¬ 
te, krachend an die Wand gefahren. 
Bei einer hohen Wahlbeteiligung von 
68,4 Prozent stimmten 59,1 Prozent 
für „No“Der „Rottamatore“der „Ver- 
schrotter“ der alten politischen Klas¬ 
se, als der er angetreten war, musste, 
nun selbst geschreddert, seinen Hut 
nehmen. 

Renzi, einer der typisch jung-dyna¬ 
mischen Dampf Schwätzer, die immer 
dort sind, wo der neoliberale Zeitgeist 
gerade sein Vorne verortet hat, war am 
22. Februar 2014 „nach einem ziemlich 
hinterhältigen Coup“ (NZZ) gegen 
seinen sozialdemokratischen Parteige¬ 
nossen Enrico Letta an die Macht ge¬ 
kommen. Er wurde sofort der Darling 
der Merkel/Schäuble/Gabriel-Spar¬ 
fraktion und der sie stützenden Cheer¬ 
leader-Medien. Mit Renzi hoffte man 
die italienische Sozialrechts- und Ar¬ 
beiterbewegung endlich an die Kette 
legen zu können. Etwas, was dem von 
Brüssel installierten „Technokraten“ 
Mario Monti ganz offensichtlich nicht 
gelungen war. Renzi hatte, mit der ge¬ 
ballten Medienmacht im Rücken, hoch 
gepokert - und verloren. 

Den prägenden Hintergrund die¬ 
ser spektakulären Entwicklung bildet 
die ökonomische Misere des Landes, 
die sich im Verlauf der Krise immer 
mehr verfestigt hat. Das BIP hegt im¬ 
mer noch 7,7 Prozent unter seinem 
Höchststand in 2008. Die Industrie¬ 
produktion schrumpfte seither um 
23,3 Prozent, die Pkw-Produktion 
gar um 66,4 Prozent. Die Staatsschul¬ 
den hegen bei 2,17 Billionen Euro, 
(133,8 Prozent/BIP), die Target2- 
Bilanz, also die Zahlungsbilanz im 
Euro-Zentralbanksystem, bei minus 
355 Mrd. Euro. Dazu kommen die fau¬ 
len Kredite der italienischen Banken 
mit 360 Mrd. Euro. 


Faule Kredite stehen für geplatzte 
Geschäfte, Pleite gangene Unterneh¬ 
men und eine Arbeitslosigkeit von 
offiziell 11,6 Prozent. Eine massive 
Jugendarbeitslosigkeit von offiziell 
36,4 Prozent steht für die ganze Trost¬ 
losigkeit. Sowohl die privaten als auch 
die staatlichen Nettoinvestitionen he¬ 
gen im negativen Bereich. Das Land 
verzehrt seine Substanz. 

Die politische Crux hegt darin, dass 
unter den Bedingungen des herrschen¬ 
den Euro-Regimes kein Ausweg aus 
dieser Misere vorstellbar ist. Grob for¬ 
muliert: Der Euro ist für Italien (und 
die meisten Euro-Staaten) zu stark und 
für Deutschland zu schwach. Es ist das 
erklärte Ziel Berlin/Brüssels, die not¬ 
wendige Anpassung über eine „innere 
Abwertung“ also vor allem eine Ver¬ 
billigung der Arbeitskraft herzustellen. 
Also eine dann germanisierte Eurozo¬ 


ne insgesamt zu einem merkantilisti- 
schen Exportweltmeister zu machen. 
Dieses Ziel ist gleichermaßen reakti¬ 
onär-antihuman wie auch illusionär. 
Eine Verelendungspolitik, wie sie den 
Griechen aufgezwungen wurde, stärkt 
mitnichten den Export, sondern führt 
allenfalls zum ökonomischen Kollaps. 

Im Gegensatz zu Griechenland 
proütiert Italien von den Wertpapier¬ 
aufkäufen der EZB. Bislang kaufte 
die Zentralbank italienische Staats¬ 
anleihen im Umfang von 319 Mrd. 
Euro. Alles in allem genommen wird 
die gewaltige finanzielle und real¬ 
ökonomische Problemlage deutlich. 
Führte die EZB, wie von Berlin ver¬ 
langt, ihre Nullzinspolitik und ihre 
massiven Stützungskäufe zurück, 
stünde Italien am Abgrund. Was al¬ 
lerdings ohnehin passieren kann, 
wenn es bei den in Schieflage gera¬ 


tenen italienischen Großbanken zum 
Schwur kommt. 

Nach dem Brexit-Referendum und 
der Wahl von Trump wird nun auch 
mit dem italienischen „No“ die gewal¬ 
tige Erosion der Überzeugungskraft 
der neoliberalen Gegenreformation, 
des Washingtoner Consensus deutlich, 
auf den sich vor kaum zwanzig Jahren 
noch eine wahre Globalisierungseu- 
phorie stützte. Mit Renzi bricht eine 
zuverlässige südliche Stütze des Ber- 
lin/Brüsseler Austeritätsregimes weg. 
Und es ist unklar, ob und wie sie er¬ 
setzt werden kann. In Österreich 
konnte ein Norbert Hofer zwar mit 
Mühe verhindert werden, ob das aber 
nun auch in einem von den Sozialisten 
desillusionierten Frankreich bei Mari¬ 
ne Le Pen gelingt, ist eine offene Fra¬ 
ge. Nichts bleibt, wie es ist. Auch nicht 
in Eurozonien. Klaus Wagener 


„Man bringt uns um“ 

Auf den Friedensschluss in Kolumbien folgen gezielte Morde - wieder einmal 


Eigentlich hätte am vergangenen 
Wochenende der 22. Parteitag der 
Kolumbianischen Kommunistischen 
Partei (PCC) stattfinden sollen. Er 
wurde nach dem verlorenen Refe¬ 
rendum des 2. Oktober abgesagt, weil 
die Lage des Landes hinsichtlich ei¬ 
nes Friedensschlusses zu unklar war. 
Inzwischen ist der neu ausgehandel¬ 
te Friedensvertrag zwischen FARC- 
Guerilla und Regierung im Parla¬ 
ment verabschiedet worden, aber es 
droht das in Kolumbien aus der Ge¬ 
schichte bekannte Szenario: nach dem 
Rückzug der FARC-Kämpfer/innen, 
der bewaffneten Verteidiger von Ge¬ 
werkschaftern und Bauern, dringen 
paramilitärische Schwadronen in die 
Landgebiete ein und beginnen ihre 
Abrechnung mit denen, die nach ih¬ 
rer Meinung Unterstützer der Gue¬ 
rilla waren. Seit Wochen steigen die 
Opferzahlen des staatlich geduldeten, 
paramilitärischen Mordens erschre¬ 


ckend an. Es scheint, als würde der 
auf 2017 verschobene Parteitag dann 
eine ganz andere Zwischenbilanz des 
Friedensschlusses ziehen müssen als 
schon jetzt befürchtet worden war. 
Die weitreichenden Zugeständnisse 
an die Gegner haben deren Mordhun¬ 
ger nicht gemindert, sondern offenbar 
in der Idee bestärkt die Linke endgül¬ 
tig auszumerzen, wie schon nach di¬ 
versen Friedensvereinbarungen der 
50er, 80er und 90er Jahre. 

Die Regionalorganisation Valle del 
Cauca der PCC hat sich am 3. De¬ 
zember mit einem Appell an die Öf¬ 
fentlichkeit gewandt. Die Mitglieder 
der PCC im Südwesten des Landes be¬ 
klagen den Tod des Genossen Froidan 
Cortes und das Verschwinden des Stu¬ 
denten Hannier Hurtado. Sie verlan¬ 
gen vom Staat „Garantien für die Aus¬ 
übung der politischen Aktivität sei¬ 
tens der alternativen Organisationen 
und Bewegungen“ wie der Marcha Pa- 


triötica, die analog zur Patriotischen 
Union der 80er Jahre ein Modell zur 
Eingliederung der FARC-Kämpfer/ 
innen in das unbewaffnete politische 
Leben darstellen könnte, und rufen 
die Volksbewegung zur „Stärkung der 
Einheit angesichts der Attacken der 
Ultrarechten und ihrer kriminellen 
Apparate. Im Zuge der Ratifizierung 
der Vereinbarungen durch das Par¬ 
lament, treten wir in eine Phase der 
Umsetzung ein, die - wie wir es schon 
vorausgesagt hatten - eine Etappe 
harter Konfrontation mit der extre¬ 
men Rechten sein würde, die sich je¬ 
der noch so kleinen Art von Änderung 
im wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Bereich widersetzt.“ 
Die PCC des Valle del Cauca ana¬ 
lysiert, dass die Gewalt „wie im¬ 
mer vom Staat ausgeht (...), der nun 
den schmutzigen Krieg wiederholt, 
der den Kolumbianern schon so viel 
Schmerz und Tod gebracht hat. Des¬ 


halb ist die demokratische Volksmo- 
bilisierung zur Verteidigung des Frie¬ 
densprozesses absolut wichtig, indem 
die Einheit der breitesten Schichten 
der Öffentlichkeit angestrebt wird, 
mit dem Ziel einer Übergangsregie¬ 
rung auf Grundlage der erzielten Frie¬ 
densübereinkunft.“ 

Wieder einmal laufen die Aufstän¬ 
dischen, die mit gutem Willen ihrer 
Entwaffnung und Waffenabgabe zu¬ 
gestimmt haben, in das offene Messer 
der Rechten. Die ehemaligen Gueril- 
leros und die unbewaffnete Linke in 
den ländlichen Regionen Kolumbiens 
könnten abermals Opfer von Massa¬ 
kern werden. Druck auf die kolum¬ 
bianische Regierung sollte von den 
Regionalorganismen wie der CELAC 
oder dem ParLatino kommen; aber 
auch die Bundesregierung ist aufge¬ 
fordert endlich ihren Einfluss geltend 
zu machen. 

Günter Pohl 


Thema der Woche 


Interessenunterschiede 
in der EU 

Angesichts der Unsicherheit über den künfti¬ 
gen US-Kurs wird in der EU „mehr europäi¬ 
sche Autonomie“ in Rüstung und Außenpoli¬ 
tik gefordert. Doch sprechen die Interessen¬ 
konstellationen dafür, dass EU-Militarisierung 
auch künftig im Rahmen der NATO stattfinden 
wird. Nur so wären die Briten trotz Brexit wei¬ 
ter dabei. Eine Analyse der unterschiedlichen 
Interessen und Strategien der EU-Länder von 
Beate Landefeld. 
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LLL-Wochenende 2017 

Frieden 

Arbeit 

Solidarität 

Unter diese Losung stellt die DKP 
ihre Beiträge zum Luxemburg-Lieb- 
knecht-Lenin-Wochenende am 14. 
und 15. Januar 2017 in Berlin. 

Cafe K 

Am Samstag, dem 14. Januar laden 
DKP und UZ im Rahmen der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz der „jungen 
Welt“ ins Cafe K ein. 10.00 Uhr bis 
22.00 Uhr, Merkur Hotel MOA, Ber¬ 
lin Moabit, Stephanstraße 41. 

Beiträge der SDAJ 

Workshop gegen den Krieg, 

11.00 Uhr. 

Podium „Rechtsruck stoppen“, 

14.00 Uhr. 

LLL-Treffen der DKP 

Mit Patrik Köbele (Vorsitzender der 
DKP), Robert Griffiths (Generalsekre¬ 
tär der Kommunistischen Partei Bri¬ 
tanniens) und Achim Bigus. 

LL-Demonstration 

Am Sonntag, dem 15. Januar um 
10.00 Uhr am Frankfurter Tor. 


weitere Infos: news.dkp.de 



UZ-Kalender 

Dieser UZ ist der UZ-Jahreskalender 
2017 beigelegt. Wichtige Termine 
wie das LLL-Wochenende, das Fes¬ 
tival der Jugend oder die zentrale 
Veranstaltung zum 100. Jahrestag 
der Oktoberrevolution fehlen im 
neuen UZ-Kalender ebenso wenig 
wie der Hinweis auf Gedenk-und 
Aktionstage. Der Wandkalender 
erscheint im Format A2 (420 x 594 
mm) und wird für den Versand auf 
A4 gefalzt. 

Zusätzliche Exemplare können zum 
Preis von 1,00 Euro (5 Stck. / 3,00 
Euro) inkl. MwSt., zzgl. Versand 
überden UZ-Shop bestellt werden: 
www.uzshop.de 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Öldiplomatie 

Saudi-Arabien, Russland, Iran und Venezuela stützen die Preise 



Manfred Dietenberger zur Lidl-Weihnachtskampagne 

Ein profitables Fest 
für Discounter 


Seit dem ersten Advent wirbt Lidl im 
Fernsehen, Kino, Radio und im Inter¬ 
net für die vom Konzern eigens er¬ 
schaffene „Heilige Clara“ mit einer 
aufwendigen Kampagne in 19 euro¬ 
päischen Ländern. Lidl investierte 
einen zweistelligen Millionenbetrag 
für die neue Sympathieträgerin des 
Konzerns. Dies geschieht, so Lidl, als 
„Geschenk an diejenigen, die bisher 
den größten Teil des Festes organisie¬ 
ren und dafür ein offizielles Danke¬ 
schön verdienen - die Frauen“. Denn 
laut einer von Lidl in Auftrag gegebe¬ 
nen Studie sind „es Frauen, die zum 
Weihnachtsfest den Löwenanteil der 
Aufgaben bewältigen“. 

Geschickt greift Lidl die gesell¬ 
schaftliche Debatte um die Gleichbe¬ 
rechtigung auf und bricht scheinheilig 
mit überalterten Klischees. Neuver¬ 
packt geht es tatsächlich um nichts 
weniger als um mehr Profit und um 
ein besseres Image für Lidl. 

Die Botschaft, die Lidl mit dieser 
und anderen Kampagnen unter 19 
Völker bringen will ist einfach: Lidl 
ist viel besser als sein Ruf. Lidl steht 
angeblich auf seiten der Weihnachts¬ 
plätzchen backenden Frauen. Auf 
Betriebsräte steht Lidl nicht so. Das 
Recht auf freie gewerkschaftliche Be¬ 
tätigung wird durch Einschüchterun¬ 
gen behindert und die Bildung von 
Betriebsräten offen oder verdeckt 
erschwert. Die Zahl der Filialen, in 
denen man Betriebsräte nicht ver¬ 
hindern konnte, ist verschwindend 
gering. 

Der Umgang des Discounters mit 
seinen meist weiblichen Beschäftig- 


In den umstrittenen Tarifverhandlungen 
der Leiharbeitsbranche wurde in der 
dritten Runde ein Verhandlungsergeb¬ 
nis erzielt. Stefan Körzell, Verhandlungs¬ 
führer für die DGB-Tarifgemeinschaft, 
bezeichnete es als Durchbruch. Nach „24 
Stunden Non-Stop-Verhandlungen“ sei 
eine deutliche Erhöhung der Entgelte 
erreicht worden. Er sagte, der „Kompro¬ 
miss enthält viel von dem, was wir gefor¬ 
dert hatten.“ Das Verhandlungsergebnis 
muss noch von den Einzelgewerkschaf¬ 
ten bestätigt werden, die Tarifkommis¬ 
sion von ver.di hat bereits zugestimmt. 

Der Tarifvertrag hat eine Lauf¬ 
zeit von 36 Monaten und endet zum 
31.12.2019. Die lange Laufzeit dürfte 
unter den Beschäftigten besonders für 
Unmut sorgen, zementiert sie nicht nur 
für lange Zeit niedrige Lohnzuwächse, 
sondern überhaupt die ungleiche Be¬ 
zahlung von Leiharbeitern und Stamm¬ 
belegschaft. Die Mitgliederbefragung 
des DGB vor den Verhandlungen hat 
klar ergeben, dass der Tarifvertrag nur 
ein Jahr laufen sollte. Ver.di-Verhand¬ 
lungsführerin Carla Dietrich sagte noch 
in den Verhandlungen, „daran fühlen 
wir uns gebunden.“ Die Arbeitgeber¬ 
verbände der Leiharbeit begrüßten den 
Abschluss, da „die lange Laufzeit eine 
langfristige Planungssicherheit gewähr¬ 
leiste“, wie Sven Kramer vom „Interes¬ 
senverband Deutscher Zeitarbeitsunter¬ 
nehmen (iGZ)“ lobt. 

Die DGB-Tarifgemeinschaft hatte 
6 Prozent mehr Lohn, mindestens aber 
70 Cent pro Stunde gefordert. Der Brut¬ 
tostundenlohn soll in der Entgeltgrup¬ 
pe (EG) 1 im Westen von 9,00 Euro ab 
1.1.2017 über mehrere Stufen bis zum 
Oktober 2019 auf 9,96 Euro steigen. Im 
Osten steigt der Stundenlohn von 8,84 
ab 1.1.17 auf 9,66 Euro am 1.10.19. Das 
heißt, innerhalb von drei Jahren würde 
der Stundenlohn um 96 Cent im Westen 
und 82 Cent im Osten steigen, das sind 
32 bzw. 27 Cent pro Jahr. 


ten sorgt immer und immer wieder 
für schlechte Schlagzeilen. Im Jahr 
2004 veröffentlichte ver.di das Lidl- 
Schwarzbuch, in dem die dort herr¬ 
schenden schlechten Lohn- und Ar¬ 
beitsbedingungen angeprangert wur¬ 
den. 2008 deckte der „Stern“ auf, dass 
vom Konzern beauftragte Detektive 
die Lidl-Mitarbeiter mit Kameras be¬ 
spitzeln ließen. Begründung: 

2009 tauchten im Mülleimer Ak¬ 
ten auf, in denen Lidl die Krank¬ 
heitsgründe der Mitarbeiter sehr 
detailliert protokolliert hatte. Diese 
Liste der Lidl-Verfehlungen ist nicht 
vollständig. Lidl braucht und arbeitet 
am Imagewandel. Gegenüber Kun¬ 
den wirbt Lidl für gentechnikfreie 
Milchprodukte, stockt das Angebot 
an frischem Obst, Gemüse, Fisch und 
Fleisch auf und verzichtet künftig wie 
Rewe auf den Verkauf von Plastiktü¬ 
ten. Und Lidl wirbt mit dem Motto 
„Lidl lohnt sich“. 

Selten aber für die Beschäftigten. 
Am ehesten mit seinem Mindestlohn. 
Der gesetzliche Mindestlohn liegt ak¬ 
tuell bei bekanntlich 8,50 Euro pro 
Stunde und steigt zum 1. Januar 2017 
auf 8,84 Euro pro Stunde. Lidl erhöht 
den firmeninternen Mindestlohn ab 
dem 1. März 2017. Das Unternehmen 
zahlt dann pro Stunde mindestens 
zwölf Euro statt wie bisher 11,50 Euro, 
sagte Marin Dokozic, Deutschland- 
Chef von Lidl. Natürlich ist Lidl nicht 
der barmherzige Samariter. Mit einem 
Mindestlohn von 12 Euro kann man 
bei den Beschäftigten und Kunden 
punkten und die Konkurrenz auf Di¬ 
stanz halten, die auf Billiglöhne setzt. 


Der DGB betont, dass die Aufwer¬ 
tung der unteren Entgeltgruppen be¬ 
sonders wichtig gewesen sei. „Am Ende 
der Laufzeit werden sich die Tarife in 
der Leiharbeit deutlich vom gesetzli¬ 
chen Mindestlohn entfernt haben.“ Der 
Mindestlohn liegt bis Ende 2018 bei 8,84 
Euro. Das heißt, dass die Löhne der EG 
1 in der Leiharbeit im Westen ab 1.3.17 
um 39 Cent darüber liegen und ab 1.4.18 
um 64 Cent. Im Osten sind es 7 bzw. 43 
Cent. 

Der DGB lobt, dass die Löhne im 
Osten jährlich um bis zu 4,82 Prozent 
steigen. Allerdings ist die Berechnungs¬ 
basis der aktuelle Mindestlohn von 8,50 
Euro. Im Forum der Zeitarbeiter in der 
IG Metall, ZOOM, wird darauf hinge¬ 
wiesen, dass der gesetzliche Mindestlohn 
ab 1.1.17 auf 8,84 Euro steigt und auch 
in der Leiharbeit bezahlt werden muss. 
Die 4-Prozent-Steigerung ist daher der 
Mindestlohnerhöhung geschuldet. 

Die Entgeltgruppe 2 liegt geringfü¬ 
gig über der ersten. Hinzu kommt, dass 
viele Leiharbeiter in die niedrigen Ent¬ 
geltgruppen eingruppiert werden, ob¬ 
wohl ihre Tätigkeiten dem nicht entspre¬ 
chen. Die meisten Leiharbeiter bleiben 
auch mit den neuen Tarifen eindeutig 
im Niedriglohnbereich. Nach Zahlen 
des statistischen Bundesamts sind rund 
70 Prozent der Zeitarbeiter Niedrig¬ 
lohnbeschäftigte. Die Ziele der DGB- 
Tarifkommission wurden nicht erreicht. 
Die lange Laufzeit und die geringen Er¬ 
höhungen werden in den Augen vieler 
Leiharbeiter die Existenz der Tarifver¬ 
träge nicht rechtfertigen, die die gerin¬ 
gere Bezahlung ermöglichen, obwohl ei¬ 
gentlich per Gesetz der gleiche Lohn ge¬ 
zahlt werden müsste. Das „Instrument“ 
Leiharbeit wird nicht in Frage gestellt, 
Leiharbeiter können weiter als Verfü¬ 
gungsmasse dienen, wie die Entlassung 
der 7 000 VW-Leiharbeiter im Rahmen 
des „Zukunftpakts“ zeigt. 

Philipp Kissel 


D er Preis für Erdöl ist nach dem 
Beschluss der OPEC, die Förde¬ 
rung zu reduzieren, kräftig ge¬ 
stiegen. Das ist keineswegs selbstver¬ 
ständlich. Das Kartell der Erdöl expor¬ 
tierenden Länder hatte schon weit im 
Vorfeld des formellen Beschlusses die 
Absicht kundgetan, die Förderung zu 
reduzieren. Und wie die Aktienhändler 
sind auch die Händler an den Rohstoff¬ 
börsen, wo Erdöl auf Termin gehandelt 
wird, stolz auf ihre Fähigkeit, Ereignisse 
vorwegzunehmen. Sie haben in diesem 
Fall an der Entschlossenheit der sehr 
gegensätzlichen Beteiligten gezweifelt, 
zu einer überzeugenden Übereinkunft 
zu kommen. 

Im einzelnen verpflichteten sich die 
Staaten des Erdölexportkartells laut 
dem Kommunique nach der Sitzung in 
Wien, die Produktion (und damit die auf 
den Markt geworfene Menge an Erdöl) 
ab Januar um 1,2 auf „nur“ noch 32,5 
Millionen Fass pro Tag zu reduzieren. 
Entscheidend dabei ist, dass die Erdöl¬ 
minister der 14 Staaten auch festlegen 
und öffentlich verkünden, welche Men¬ 
ge jeder Staat produzieren darf. Das 
ist Tradition des Kartells. Tradition hat 
auch, dass die Länder im allgemeinen 
so viel zu produzieren und zu verkaufen 
versuchen wie möglich, dass aber Saudi- 
Arabien, welches mit etwa einem Drittel 
der Gesamtmenge das bei weitem größ¬ 
te Produzentenland ist, bei widrigen 
Marktbedingungen, die wirklich spür¬ 
bare Produktionskürzung vornimmt. 

Das war jedenfalls früher oft der 
Fall. Die Saudis können sich eine sol¬ 
che Politik leisten. Ihre Ölfelder, die 
wie der ganze Staat Eigentum der 
Herrscherfamilie sind, weisen die nied¬ 
rigsten Förderkosten weltweit auf. Die 
Saudis können sich so auch bei nied¬ 
rigen Rohölpreisen Steuerfreiheit 
für ihre Untertanen, Superluxus für 
die Oberschicht, einen hohen Rüs¬ 
tungsetat plus einen richtigen Krieg 
gegen das Nachbarland Jemen leisten. 
Sie können es sich auch leisten, etwas 
weniger Öl zu verkaufen. In diesem 
Preisabschwung, der seit Mitte 2014 
anhält, haben sie sich geweigert, den 
Ölpreis auf Kosten ihres Marktanteils 
zu stabilisieren. 

Dass der wichtigste Rohstoff für 
die Weltwirtschaft (weit wichtiger als 
Weizen, Reis, Eisenerz oder Kupfer) so 
enormen Schwankungen unterliegt, ist 
ein Skandal im Skandal des Kapitalis¬ 
mus. Wenn der Ölpreis schnell steigt 
und eine Weile hoch bleibt, werden 
Volkswirtschaften, die Öl verbrau¬ 
chen, in die Rezession gestürzt. Um¬ 
gekehrt ergießt sich über Ölexport¬ 
länder ein Einnahmesegen, der andere 


wirtschaftliche Aktivitäten im Lande 
hemmt und das Land vom Import von 
Industrieerzeugnissen abhängig macht. 
Wenn dann der Ölpreis plötzlich fällt, 
geschieht das Umgekehrte und hat 
wieder eine vorwiegend zerstörerische 
Wirkung. Je kleiner ein Land und je ge¬ 
ringer entwickelt seine Industrie, desto 
abhängiger ist es von den Wirkungen 
der Preisschwankungen. 

Für Venezuela, dessen Wirtschaft 
von der Rohölförderung dominiert 
wird, war der bis 2014 hohe Ölpreis 
von mehr als 100 Dollar je Fass eine 
wichtige Voraussetzung dafür, um ein 
soziales Sicherungssystem zu finanzie¬ 
ren. Bei einem Ölpreis von 40 bis 45 
Dollar (wie vor dem OPEC-Beschluss 
vor einer Woche) funktioniert das 
nicht mehr. Russland als größtes Öl¬ 
produzentenland der Welt hat bei den 
derzeit relativ niedrigen Ölpreisen gro¬ 
ße Mühe, die Importrechnungen zu 
begleichen. Aber erstens ist das Land 
groß genug, um diesen Effekt abzufe¬ 
dern, zweitens sind Staatshaushalt und 
Volkswirtschaft nach Jahren der Über¬ 
schüsse gut in der Lage, einige Jahre 
Defizit wegzustecken, und drittens ist 
die Schwäche des Ölsektors (plus die 
Sanktionen der Nato) und der schwa¬ 
che Rubel vermutlich sogar günstig für 
die Entwicklung der heimischen Indus¬ 
trie. Dennoch sind Russland und seine 
Regierung sehr interessiert an einer 
Stabilisierung des Ölpreises. Das Land 
ist jedoch und war auch in Sowjetzei¬ 
ten nie Mitglied des OPEC-Kartells. 

Ein weiteres wichtiges Produzen¬ 
tenland sind die USA. Die hohen Öl¬ 
preise bis 2014 haben die Ölförderung 
durch Fracking lohnend gemacht. Die 
USA sind damit zum drittgrößten Öl¬ 
förderland der Welt geworden. Das im¬ 
mer noch herrschende hohe Angebot 
auf dem internationalen Ölmarkt und 
die seit Sommer 2014 sinkenden Preise 
sind auch dem rasanten Zuwachs der 
Ölförderung in den USA zu verdan¬ 
ken. Umgekehrt hat der seit 2014 ge¬ 
sunkene Ölpreis viele Fracking-Unter- 
nehmen in Schwierigkeiten gebracht. 
Ihre Produktionskosten liegen bei 45 
bis 50 Dollar je Fass. Augenscheinlich 
haben aber nur relativ wenige aufgege¬ 
ben, womit die gesamte Ölproduktion 
der USA nur wenig gesunken ist. 


Die saudische Regierung hatte 
2014, als der Ölpreis dramatisch ab¬ 
rutschte, die Lage noch verschlimmert, 
indem sie betonte, dass eine Kürzung 
ihrer Produktion nicht in Frage kom¬ 
me. Geplant war, die US-Kleinprodu- 
zenten wegen der niedrigen Preise zur 
Aufgabe zu zwingen. Mittlerweile aber 
kommt das autokratische Regime we¬ 
gen der gesunkenen Staatseinnahmen 
selber in Schwierigkeiten. Mit großem 
Pomp wurde vor einem knappen Jahr 
der Börsengang der wohl wertvollsten 
Gesellschaft weltweit, der „Aramco“ 
angekündigt, die die Ölquellen des 
Landes ausbeutet. Danach wurden 
riesige Anleiheemissionen mit großem 
Erfolg am Finanzmarkt platziert. 

Die jetzt getroffene Vereinbarung 
der OPEC markiert eine Kehrtwende 
der saudischen Politik. Um die Verein¬ 
barung zu erreichen, sind die Prinzen 
und ihr König bereit, mit den Erzfein¬ 
den zu verhandeln und ihnen Zuge¬ 
ständnisse zu machen. Ein Erzfeind 
ist der Iran. Ihm wurde im OPEC-Be- 
schluss als einzigem Land zugestanden, 
die Ölproduktion nach der Aufhebung 
der Sanktionen anzuheben. Der zwei¬ 
te Erzfeind ist Russland. Gerade Russ¬ 
land trägt entscheidend dazu bei, dass 
es der Kriegsallianz aus NATO-Län¬ 
dern und den reaktionären Golfmon¬ 
archien bisher nicht gelungen ist, Sy¬ 
rien als Staat zu zerstören. Aber ohne 
Russland wäre der Kürzungsbeschluss 
der OPEC bedeutungslos. Und ohne 
den diplomatischen Druck Russlands 
wäre der Deal nicht zustandegekom¬ 
men. 

Noch ist nicht alles in trockenen 
Tüchern. Noch ist nicht klar, wer ne¬ 
ben Russland weitere 300 000 Fass pro 
Tag weniger Öl produzieren soll. Nicht 
klar ist auch, wie schnell und stringent 
der Kürzungsbeschluss durchgesetzt 
wird. Die jetzt erreichte Übereinkunft 
der Exportstaaten kann jederzeit wie¬ 
der auseinanderfallen. Dass der Öl¬ 
preis nachhaltig und kräftig steigt, ist 
in naher Zukunft sehr unwahrschein¬ 
lich. Dazu ist das industrielle Wachs¬ 
tum der Weltwirtschaft zu gering. 
Bei anhaltender Nachfrageschwäche 
bleibt die Entwicklung der Rohstoff¬ 
preise verhalten. 

Lucas Zeise 


Branchentreff Gesundheitswesen 

Die Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik beim Parteivorstand der 
DKP lädt ein zu einem bundesweiten Branchentreffen für Beschäftigte in den 
Krankenhäusern. 

Samstag,io. Dezember 2016, im Haus der DKP, Hoffnungstraße 18 in 45127 Essen. 
Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de. 


Ungleiche Bezahlung 
zementiert 

Tarifvertrag in der Leiharbeit bringt lange Laufzeit 
und geringe Lohnerhöhung 
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Wer Rentner quält, wird nicht gewählt! 

Das Nahlessche Rentenkonzept ist eine Kampfansage 


Vor zweieinhalb Jahren beschlossen 35 IGM-Senioren aus den Verwal¬ 
tungsstellen Flensburg, Kiel, Neumünster und Rendsburg, dass Schluss 
sein muss mit der unerträglichen Rentenpolitik der letzten 20 Jahre. „Po¬ 
litiker die nichts gegen systematische Altersverarmung unternehmen, sind 
für uns nicht wählbar!“ heißt es in dem Aufruf, mit dem sie eine Unter¬ 
schriftensammlung gestartet haben. Mittlerweile haben 15 000 Menschen 
diese Erklärung unterzeichnet. Die UZ sprach mit Reiner Heyse, einem 
der Initiatoren. 



Freudig wird an weiteren Rentenkürzungsprogrammen gefeilt 


UZ: Wie hat sich der „Seniorenauf¬ 
stand“ in diesen zweieinhalb Jahren 
entwickelt? 

Reiner Heyse: Der Aufruf erntete zu¬ 
nächst viel Aufmerksamkeit und Un¬ 
terstützung. Cirka 30 Seniorenarbeits¬ 
kreise aus anderen Gewerkschaften 
und Orten griffen die Kampagne auf 
und sammelten Erklärungsunter¬ 
schriften. Im norddeutschen Raum 
wurde ein Koordinierungskreis ge¬ 
werkschaftlicher Seniorenarbeits¬ 
kreise mit Beteiligung von SPD 
60+-Leuten ins Leben gerufen und 
zusammen mit anderen seniorenpo¬ 
litischen Gruppen aus dem süddeut¬ 
schen Raum wurde die Internetplatt¬ 
form www.rentenpolitikwatch.de ins 
Netz gestellt. 

Eine ganz wichtige Entwicklung 
nahm unsere Initiative in Richtung 
gewerkschaftlicher Willensbildung. 
Auf den Gewerkschaftstagen der IG 
Metall und von ver.di war das Ren¬ 
tenthema durch sehr viele Anträge 
aus allen Regionen der Republik 
ein zentrales Thema. Daran hatten 
wir einen guten Anteil. In der Fol¬ 
ge beschlossen die Vorstände des 
DGB, der IG Metall und ver.di eine 
Rentenkampagne im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2017 zu organisie¬ 
ren. Ziel: Stärkung der gesetzlichen 
Rente und Bekämpfung der Alters¬ 
armut. 

UZ: Welche Ursachen hat die Alters- 
armut? 

Reiner Heyse: Altersarmut hat es ja 
schon immer gegeben und war noch 
nie akzeptabel. Die dramatische Ent¬ 
wicklung der letzten zehn bis zwölf 
Jahre führte zu einer Verdoppelung 
der Rentner die zusätzlich Grundsi¬ 
cherung beziehen und zu einer über 
50prozentigen Zunahme der armuts¬ 


gefährdeten Rentner von zehn auf 16 
Prozent. Diese dramatische Entwick¬ 
lung bildet aber nur den Anfang ei¬ 
ner katastrophalen Entwicklung. Die 
Ursachen sind hierfür hauptsächlich: 

★ die systematische Absenkung des 
Rentenniveaus 

★ Gesetzesänderungen, mit denen 
staatliche Ersatzleistungen bzw. Auf¬ 
stockungen für Langzeitarbeitslose, 
Niedriglohnempfänger und Ausbil¬ 
dungszeiten gestrichen wurden 

★ die enorm angewachsene Zahl der 
prekären Arbeitsverhältnisse und un¬ 
terbrochenen Erwerbsbiografien (zur 
Zeit etwa acht Millionen) 

★ das drastisch abgesenkte Erwerbs- 
minderungsrenten-Niveau bzw. das 
Streichen der Berufsunfähigkeits¬ 
rente. 

UZ: Wie wird sich die Situation für die 
Rentnerlnnen entwickeln? 

Reiner Heyse: Durch die Riester- und 
Rürup-Gesetze wird das Rentenni¬ 
veau bis zum Jahr 2030 weiter sinken, 
auf dann voraussichtlich 43 bis 44 Pro¬ 
zent. Die nachgelagerte Besteuerung 
wird dann dafür sorgen, dass das Net- 
to-Rentenniveau um 25 Prozent bis 
30 Prozent gegenüber dem Jahr 2000 
gesenkt sein wird. Gut nachvollzieh¬ 
bare Berechnungen des WDR aus 
dem April dieses Jahres sagen voraus, 
dass die Zahl der armen Rentner 2030 
auf über zehn Millionen angewachsen 
sein wird. 

UZ: Wird das so kommen? 

Reiner Heyse: Wenn wir die Geset¬ 
ze nicht geändert bekommen, wird 
es so sein. Die Politiker müssen diese 
unsozialen neoliberalen Gesetze än¬ 
dern, sonst passiert mehr als dass die 
SPD bei den Wahlen unter 15 Prozent 
rutscht. 


UZ: Bundesarbeitsministerin Nahles 
hat in den vergangenen Tagen ein Ren¬ 
tenprogramm vorgelegt. Ist dieses Pro¬ 
gramm für euch akzeptabel? 

Reiner Heyse: Das Nahlessche „Ge¬ 
samtkonzept zur Altersversorgung“ 
ist für uns eine Kampfansage. Mit 
ihm wird das Dreisäulenmodell nicht 
nur weitergeführt, es wird noch ver¬ 
schärft, ganz im Sinne der neolibera¬ 
len Ideologen. Die dritte Säule, die 
private Vorsorge, wird ausgebaut. Die 
Riester-Rente ist nach dem Willen der 
Bunderegierung nicht etwa geschei¬ 
tert, sondern wird mit weiteren Mil¬ 
liarden Steuergeldern noch stärker 
subventioniert als bisher. 

Die zweite Säule, die betriebliche 
Altersversorgung, wird obligatorisch 
gemacht. Sie basiert nach dem „Be¬ 
triebsrentenstärkungsgesetz“ so gut 
wie ausschließlich auf Entgeltum¬ 
wandlung. Sie ist also alles andere als 
eine Betriebsrente, sondern ein wei¬ 
terer Zweig der privaten Vorsorge. 
Auch der wird mit weiteren Milliar¬ 
denbeträgen kräftig aus Steuermitteln 
subventioniert. 


Diese Gesetzesmaßnahmen zum 
Ausbau der zweiten und dritten Säule 
werden entsprechend den Forderun¬ 
gen der deutschen Versicherungswirt¬ 
schaft, zwischen 20 und 30 Milliarden 
Euro jährlich und zusätzlich auf die 
Konten der Versicherungskonzerne 
lenken. Die profitsprudelnde Ölquel¬ 
le bekommt einen enormen zusätzli¬ 
chen Treibsatz. 


Seniorenaufstand 


Das Ganze schwächt die 1. Säule, 
die umlagefinanzierte Rente zwangs¬ 
läufig. Zusätzlich werden die gespar¬ 
ten Milliarden der Binnennachfrage 
entzogen. Ein riesiger ökonomischer 
Schaden zu Lasten des Lebensstan¬ 
dards der arbeitenden Menschen und 
weiterer Arbeitslosigkeit. Die Halte¬ 
linien von Frau Nahles (46 Prozent 
Rentenniveau; 25 Prozent Beitrags¬ 
satz) sind nur zur Ablenkung geeig¬ 
net. 

Es gibt zwei bis drei Punkte die zu¬ 
mindest in die richtige Richtung ge¬ 
hen. Die meisten Punkte, die die erste 
Säule betreffen, sind jedoch die pri¬ 
vate Position der Ministerin. Sie wer¬ 
den von der Koalition definitiv nicht 
umgesetzt und mit der Partei sind sie 
auch nicht abgestimmt. 

UZ: Wie arbeitet euer Netzwerk nun 
weiter? 

Reiner Heyse: Wir werden uns stark 
in den Bundestagswahlkampf nächs¬ 
tes Jahr einmischen. Wir beteiligen 
uns natürlich an den Rentenkampag¬ 
nen unserer Gewerkschaften und 
werden die Internetseite www.ren- 
tenpolitikwatch.de nutzen, um Politi¬ 
ker unter Druck zu bringen und den 
Wählerinnen und Wählern Transpa¬ 
renz und damit Wahlentscheidungs¬ 
hilfen geben: „Wer Rentner quält 
wird nicht gewählt!“ oder auch „Wer 
unsere Zukunft zerbricht, den wählen 
wir nicht!“ 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Politiker die nichts gegen systematische Altersverarmung unternehmen, sind 
für uns nicht wählbar! 

Wir werden in Zukunft keinem Politiker mehr unsere Stimme geben, der nicht 
bereit ist, den Kurs zur massenhaften Altersarmut umzudrehen. Wählbar sind 
für uns nur noch Politiker,die sich dafür einsetzen,die umlagefinanzierte Rente 
in den alten Stand zurück zu versetzen. 

Ziel muss wieder sein: Lebensstandardsicherung im Rentenalter. Anhebung 
der Rente auf mindestens 53 Prozent des Nettoeinkommens der aktiv Beschäf¬ 
tigten! 

Diesen Aufruf hat die Kampagne „Seniorenaufstand“ vor zweieinhalb Jahren 
gestartet, auf der homepage www.seniorenaufstand.de kann er auch online 
unterzeichnet werden. Darüber hinaus bietet er umfangreiche Informationen 
über die Hintergründe der Kampagne. 


Recht auf sonntägliche Arbeitsruhe 

Verkaufsoffene Sonntage sind ein Versuch diese zum regulären Arbeitstag zu machen 


Der Kampf um den freien Sonntag 
spielt eine wichtige Rolle in der Ar¬ 
beitszeitfrage. Im Gefolge der län¬ 
geren Ladenöffnungszeiten wurden 
auch die Geschäfts- und Betriebszei¬ 
ten anderer Branchen ausgedehnt. 
Ziel vieler Unternehmern und Poli¬ 
tiker ist eine 7-mal-24- Stunden-Ge- 
sellschaft, in der einzig das Profitin¬ 
teresse bestimmt, wann gearbeitet 
wird. Dagegen regt sich zunehmend 
auch erfolgreicher Widerstand, zu¬ 
gleich aber gibt es die Versuche, den 
Sonntag endgültig zum Arbeitstag zu 
machen. 

Am 6. November stimmten bei 
einem Bürgerentscheid in Münster/ 
Westfalen 52,8 Prozent für den frei¬ 
en Sonntag. Initiatoren waren ver.di, 
KAB und Kirchen, unterstützt von 
vielen Organisationen, auch der DKP. 
Danach wurden geplante sonntägliche 
Shoppingrummel bis 2019 abgesagt. 
Zumeist werden Erfolge aber vor Ge¬ 
richten erkämpft. In Wuppertal und 
Siegen mussten, wie zuvor in Velbert, 
am 6. November die Einzelhandels¬ 
geschäfte zu bleiben. Gerichte hatten 
die Genehmigungen als rechtswidrig 
kassiert, weil die Kommunen das ver¬ 
fassungsmäßig verankerte Recht auf 
sonntägliche Arbeitsruhe nicht ausrei¬ 
chend berücksichtigten. In Köln berei¬ 
tet ver.di derzeit eine Klage vor, falls 
die für 2017 beantragten Sonntagsöff¬ 
nungen genehmigt würden. 


In Hessen musste Frankfurt zwei¬ 
mal verkaufsoffene Sonntage absagen, 
u. a. parallel zur Buchmesse, nachdem 
der Verwaltungsgerichtshof angerufen 
wurde. Jetzt überlegt die Stadt, wie sie 
künftige Sonntagsöffnungen mehr an 
die Rechtslage anpassen könnte. Das 
Bundesverwaltungsgericht hatte in 
mehreren Urteilen festgelegt, dass es 
für Ausnahmen vom verfassungsun¬ 
mittelbaren Sonntagsschutz eines An¬ 
lasses bedürfe, der für sich mehr Men¬ 
schen anziehe als die Ladenöffnung, 
die betroffene Ladenfläche nicht grö¬ 
ßer als die des eigentlichen Anlasses 
sein darf und ein räumlicher Zusam¬ 
menhang bestehen muss. Es reicht 
nicht aus, wie z.B. in Weiterstadt, ein 
480 m 2 großes Zelt aufzustellen, dar¬ 
in eine „Gesundheitsmesse“ zu veran¬ 
stalten und dann auf vielen Tausenden 
Quadratmetern rings um Supermärk¬ 
te, Discounter und Möbelhäuser zu 
öffnen. 

Die Rechtslage ist bekannt, auch 
weil in Hessen und Rheinland-Pfalz 
die Landesallianzen alle Genehmi¬ 
gungsbehörden informierten. Den¬ 
noch scheren sich die viele Kommu¬ 
nalverwaltungen nicht darum, solange 
es keinen Widerstand oder gar Klagen 
vor Gericht gibt. Den Vogel schoss der 
Bürgermeister einer hessischen Klein¬ 
stadt ab, der die vom Gericht kassier¬ 
te Allgemeinverfügung einfach erneut 
erließ. Das Gericht kassierte sie wie¬ 


der. Leider sieht das Verwaltungsrecht 
keine Strafen für derartige bewußte 
Rechtsverletzungen vor. 

Die Erfolge machen auch die 
Gegner des freien Sonntags mobil. 
Der Chef des Deutschen Handels¬ 
verbands, Josef Sanktjohaner, for¬ 
derte jüngst beim Verbandstag zehn 
verkaufsoffene Sonntage ohne Bedin¬ 
gungen. Karstadt-Chef Stephan Fan- 
derl setzte da noch einen drauf und 
wollte zwölf als Einstieg in die gene¬ 
relle Sonntagsöffnung. Der Metro- 
Konzern drängt schon lange in diese 
Richtung. Es sind vor Ort zumeist die 
„Großen“, die sich unter Namen wie 
„Pro City“ als Vertreter des inhaber¬ 
geführten Einzelhandels im Kampf 
gegen den Internethandel aufplus¬ 
tern. Dabei sind es Kaufhof, Media- 
Markt, C&A usw., die aggressiv für 
ihren Internethandel werben, REAL 
z.B. jüngst für einen günstigen Lap¬ 
top, erhältlich aber nur am Sonntag 
und online. 

In Brandenburg will die SPD- 
Linke-Regierung statt bisher sechs, 
bis zu zehn Sonntage erlauben, fünf 
im ganzen Stadtgebiet und fünf wei¬ 
tere in Teilbereichen. Für das Per¬ 
sonal ändere sich nichts, da einzel¬ 
ne Geschäfte nur sechs Mal öff¬ 
nen dürften, ver.di nennt das einen 
Kniefall vor den Händlern. Auch in 
die Richtung der Sanktjohaner und 
Fanderl geht die Regierung Nieder¬ 


sachsens. Sie will von vier auf fünf 
erweitern. 

2009 hatte das Bundesverfassungs¬ 
gericht die Rechtslage unterstrichen. 
Möglicherweise war es deren weit 
verbreitete Missachtung, weshalb das 
Gericht am 27. November erneut klare 
Aussagen machte. Es schränkte zwar 
den besonderen Schutz des Karfrei¬ 
tags als „stillen Feiertag“ in Bayern 
ein, wenn es um weltanschauliche, 
nicht aber um kommerzielle Veran¬ 
staltungen geht. „An diesen (Sonn- 
und Feier-) Tagen soll grundsätzlich 
die Geschäftigkeit in Form der Er¬ 
werbsarbeit, insbesondere der Ver¬ 
richtung abhängiger Arbeit, ruhen, 
damit der Einzelne diese Tage allein 
oder in Gemeinschaft ungehindert 
von werktäglichen Verpflichtungen 
und Beanspruchungen nutzen kann. 
Die soziale Bedeutung des Sonn- 
und Feiertagsschutzes im weltlichen 
Bereich resultiert wesentlich aus der 
synchronen Taktung des sozialen Le¬ 
bens. Dabei verfolgt die Regelung zu¬ 
nächst die weltlich-sozialen Ziele der 
persönlichen Ruhe, Erholung und 
Zerstreuung.“ Auf dieser Grundlage 
lässt sich der freie Sonntag noch bes¬ 
ser verteidigen, ob als sozialpolitische 
Errungenschaft, Geschenk des Him¬ 
mels oder beides, alle Bündnispartner 
finden ihr spezifisches Anliegen darin 
wieder. 

Volker Metzroth 


Atomkonzernen steht 
Entschädigung zu 

Der Atomausstieg im Jahr 2011 ver¬ 
stößt nicht gegen das Grundgesetz. 
Aber den klagenden Energiekonzer¬ 
nen RWE, Eon und Vattenfall steht 
eine Entschädigung zu, urteilte am ver¬ 
gangenen Dienstag das Bundesverfas¬ 
sungsgericht. Wie hoch die Entschädi¬ 
gung ausfällt, ist noch nicht geklärt. Die 
Konzerne hatten 19 Mrd. Euro Scha¬ 
denersatz vom Bund verlangt. 

Kurz vor dem GAU in Fukushima hatte 
die damalige schwarz-gelbe Regierung 
den unter Rot-Grün ausgehandelten 
Kompromiss zum Atomausstieg kas¬ 
siert und den Unternehmen längere 
Restlaufzeiten zugeschanzt. Sie kündig¬ 
te ohne Not einen einvernehmlichen 
Ausstiegsplan, den auch die Konzerne 
unterschrieben hatten. Nach der Kata¬ 
strophe in Japan betrieb Merkel dann 
hierzulande ganz schnell den Ausstieg 
aus dem Ausstieg vom Ausstieg. 

Oetker verkauft 
Reederei an Maersk 

Die Mischfirma Dr. August Oetker KG 
verkauft ihr Reedereigeschäft „Ham¬ 
burg Süd“ an den dänischen Weltmarkt¬ 
führer Maersk Line A/S. Dem Umsatz 
nach macht die Reederei (neben Bier 
und Lebensmitteln) etwa die Hälfte der 
Oetker-Geschäfte aus. Wegen der Über¬ 
kapazitäten im Container-Transport und 
der niedrigen Preise ist das Geschäft 
aber nicht mehr profitabel. Der Anteil 
von Maersk an der globalen Container- 
Schifffahrt steigt durch die Übernahme 
von 15,7 auf 18,6 Prozent. 
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Friedensratschlag sucht mehr Klarheit 

Die Bundesregierung als kriegführende Partei stärker kritisieren 


D ie Waffen nieder! Alle Kriege 
beenden!“ Das sind die bei¬ 
den richtigen und wichtigsten 
Forderungen der Friedensbewegung. 
Die Ko-Sprecherin des Friedensrat¬ 
schlags Anne Rieger trug sie in der 
Abschlusserklärung des diesjährigen 
und 23. Treffens am vergangenen Wo¬ 
chenende noch einmal vor. Die 400 
Teilnehmer diskutierten in 30 Veran¬ 
staltungen wie jedes Jahr sehr intensiv 
über Kriege, Kriegsgefahr, Kriegstrei¬ 
ber und Opfer. 

Der Zustand der Friedensbewe¬ 
gung im Land wurde vor allem in den 
Pausen erörtert. Er ist, gemessen an 
dem was notwendig wäre, noch nicht 
auf dem wünschenswerten Niveau. 
Obwohl die Menschen im Land - auch 
nach den von der herrschenden Politik 
in Auftrag gegebenen Meinungsum¬ 
fragen - die forcierte Aufrüstung und 
das Großmachtstreben der deutschen 
Regierungen mehrheitlich ablehnen, 
ist es der Friedensbewegung nicht ge¬ 
lungen, ihre Forderungen machtvoll auf 
die Straße zu tragen. Als „Schritt nach 
vorn“ bewertet Frank Skischus, ein wei¬ 
terer Sprecher des Bundesausschuss 
Friedensratschlag, die Demonstration 
am vergangenen 8. Oktober. Es sei zu 
einer gemeinsamen Erklärung und zur 
gemeinsamen Aktion der Friedens¬ 
organisationen gekommen, wobei es 
„keine Gleichsetzung von Russland 
und der NATO“ gegeben habe. 

Skischus räumt Fehler ein. Der vom 
Westen geplante Umsturz in der Ukra¬ 
ine und die darauf folgende Welle der 
Montagsmahnwachen habe die tradi¬ 
tionelle Friedensbewegung „kalt er¬ 
wischt“. Der teils berechtigte, teils un¬ 
berechtigte Vorwurf, man laufe Gefahr, 
sich nach rechts zu öffnen, habe die 
Friedensbewegung gebremst, nicht ak¬ 
tiviert. Es gebe immer noch die „Angst, 
da könne uns jemand oder etwas unter- 
gejubelt werden“. „Ich halte nicht viel 
von der These, dass die ,Querfront 4 
für die Friedensbewegung eine reale 
Gefahr darstellt, dazu sind wir viel zu 
wachsam“, sagt Skischus. Diese Gefahr 


werde von den „Antideutschen“ be¬ 
wusst vorgetragen und immer wieder 
ins Spiel gebracht. Im Zuge dessen sei 
auch „unser ganz enges Verhältnis zur 
VVN belastet worden.“ 


Als eine Schwäche bewertet Ski¬ 
schus es auch, dass es der Friedensbe¬ 
wegung seinerzeit zu spät gelungen sei, 
den Afghanistankrieg als das in der Öf¬ 
fentlichkeit zu bezeichnen, was er war: 
ein Krieg, an dem Deutschland bis 
heute beteiligt ist. Es habe überhaupt 
manchmal „an Klarheit gefehlt“, räumt 
er ein. Eindeutig ablehnend allerdings 


sei die Position des Friedensratschlags 
gegen die „Regime-Change-Politik“ 
und die Neigung in den grünen Reihen 
zu „humanitären Interventionen“. Das 
in Syrien sei Krieg. Warum gegen den 


Irakkrieg viele Tausende demonstriert 
haben, während im ganz ähnlich gela¬ 
gerten Krieg gegen Syrien fast Stille 
herrsche, erklärt Skischus mit der des¬ 
orientierenden Berichterstattung. „Wir 
müssen die Bundesregierung stärker 
kritisieren - als kriegführende Partei.“ 
Darauf sollten die Kampagnen zuge¬ 
spitzt werden. „Da sind wir nach dem 


23. Friedensratschlag mit seinen vielen 
(auf-)klärenden Veranstaltungen und 
Diskussionen auf einem guten Weg.“ 
Im Schlusswort von Kassel heißt es: 
„Deswegen rufen wir auf zu Protesten 


gegen die Münchner Sicherheitskonfe¬ 
renz, zu den Ostermärschen, dem Hi¬ 
roshima- Nagasaki- und Antikriegstag, 
den Aktionen vor militärischen Ein¬ 
richtungen und zu den Aktionen gegen 
den G 20-Gipfel in Hamburg. Und lasst 
uns zusätzlich nachdenken über große 
regionale Friedensaktionen an einem 
gemeinsamen Tag.“ 


In zahlreichen Vorträgen und Dis¬ 
kussionsrunden bot der Friedensrat¬ 
schlag eine detaillierte Darstellung des 
Imperialismus (obwohl das Wort „Im¬ 
perialismus“ eher selten fiel). Conrad 
Schuhler vom isw in München trug eine 
umfassende Darstellung des Terroris¬ 
mus bei. „Mehr Kriege führen zu mehr 
Terror“, stellte er fest und belegte das 
mit den Entwicklungen in vielen Tei¬ 
len der Welt. Der von George W. Bush 
ausgerufene „Krieg gegen den Terror“ 
habe sich als eine wichtige Ursache für 
mehr Terror in der Welt herausgestellt. 
Erhard Crome (Rosa-Luxemburg-Stif- 
tung, Berlin) hielt den neu gewählten 
US-Präsidenten Donald Trump „viel¬ 
leicht für das kleinere Übel“ und nann¬ 
te unter anderem dessen Ablehnung 
der Freihandelsverträge wie TTIP als 
einen Grund für dieses Urteil. 

Sevim Dagdelen, Bundestagsabge¬ 
ordnete der Linkspartei, befasste sich 
mit der aktuellen Entwicklung in der 
Türkei und stellte dabei heraus, wie 
die deutsche Regierung die Türkei 
als „Plattform für die geopolitischen 
Ambitionen Deutschlands“ zu nutzen 
versuche. Frau Merkel sei der „Beth- 
mann-Hollweg unserer Tage“, sagte sie 
und erinnerte an die Entschlossenheit 
des deutschen Reichskanzlers während 
des Ersten Weltkriegs, das Osmanische 
Reich an sich zu binden. Eine ähnliche 
Strategie verfolge die deutsche Regie¬ 
rung in Bezug auf die Kurden, stellte 
in einem Seminar zur aktuellen Lage 
im Irak Joachim Guillard vom Hei¬ 
delberger Forum gegen Militarismus 
und Krieg fest. Mit den Kurden oder 
deren rückschrittlichstem Teil schlösse 
Deutschland Waffengeschäfte ab ohne 
Rücksicht auf den souveränen Staat 
Irak. Die aktuelle Offensive gegen den 
„Islamischen Staat IS“ in Mossul werde 
von sehr unterschiedlichen Kräften mit 
sehr unterschiedlichen Interessen vor¬ 
getragen. Das Interesse der USA und 
ihrer Verbündeten sei es jedenfalls kei¬ 
nesfalls, die staatliche Einheit des Iraks 
wiederherzustellen. 

Lucas Zeise 



Ein Schritt nach vorn: die Demonstration der Friedensbewegung am 8. Oktober in Berlin. 


Die CDU kann kontern 


Zwei Millionen Gesichter 


Parteitag kommt rechten Antreibern entgegen 


Leicht hatte sie es nicht. Als die Kanz¬ 
lerin und CDU-Vorsitzende Merkel 
in den vergangenen Wochen die Re¬ 
gionalkonferenzen der CDU in Neu¬ 
münster, Heidelberg, Münster und Jena 
besuchte, erhielt sie nicht nur Beifall. 
In Heidelberg forderte ein Redner, 
„CDU-Mitglied seit 1960“: „Treten 
Sie zurück, bevor Sie noch mehr Scha¬ 
den anrichten.“ Wenige Tage vor dem 
CDU-Parteitag musste sich Angela 
Merkel in Jena - vor dem Parteitag am 
6. und 7. Dezember in Essen der letzte 
Stimmungstest - anfangs scharfer Kri¬ 
tik erwehren. Es ging vor allem um die 
Flüchtlingspolitik und Merkels „Wir 
schaffen das“ von 2015. 

Teile der Partei geben ihr wegen 
der Aufnahme von hunderttausen¬ 
den Flüchtlingen die Schuld für Stim¬ 
menverluste. Vor allem bei den Wah¬ 
len im Osten. Die Umfragewerte stei¬ 
gen zwar - in Thüringen, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt würde die CDU, wären 
am Sonntag Wahlen, mit über 30 Pro¬ 
zent stärkste Partei werden, auch wenn 
die AfD weiter zugelegt hat. Trotzdem 
scheint die Unzufriedenheit in den ei¬ 
genen Reihen groß. Und so wurde vor 
dem CDU-Parteitag in Essen in den 
Medien gerätselt: „Wie groß wird die 
Zustimmung ihrer CDU für Angela 
Merkel ausfallen? Und wer wird noch 
von den Delegierten abgestraft oder 
gefeiert?“ Denn auch Präsidium und 
Vorstand wurden neu gewählt. 

Angela Merkel trat am Dienstag 
dieser Woche beim Parteitag in Essen 
zum neunten Mal für den Vorsitz der 
CDU an. Sie will die kritischen Mei¬ 
nungen aushalten. Doch öffenbar will 
sie diese Mitglieder nicht um jeden 
Preis in der Partei halten. Andererseits 


will die CDU wichtige Felder nicht der 
AfD überlassen. 

Für das Wahljahr wird deshalb im 
Leitantrag die eigene Politik gelobt. 
Verlorenes Vertrauen soll zurückge¬ 
wonnen werden „Weil die Erfolge un¬ 
serer Politik sichtbar sind, vertrauen 
viele Menschen auch für die Zukunft 
auf die Verlässlichkeit und die Gestal¬ 
tungskraft unserer Politik. Wir wollen 
in dieser Zeit Orientierung und Füh¬ 
rung geben, den Wandel aktiv gestalten 
und so verloren gegangenes Vertrauen 
zurückgewinnen. Auf dieser Basis wer¬ 
ben wir bei allen Bürgerinnen und Bür¬ 
gern um ein neues und starkes Mandat 
bei der Bundestagswahl im nächsten 
Jahr.“ Angeblich lehnt die CDU Popu¬ 
lismus, Abschottung nach außen, Pro¬ 
tektionismus und die Spaltung der ei¬ 
genen Gesellschaft ab und steht „für 
eine freie, offene, solidarische und plu¬ 
ralistische Gesellschaft, in der sich alle 
entfalten können, aber niemand zu¬ 
rückgelassen wird“. 

Merkels Kritiker - die CSU, die ei¬ 
nen Tag vor dem CDU-Parteitag noch 
einen Beschluss zur Zuwanderung und 
zu einer „Obergrenze“ fassen wollte, 
verschob dieses Vorhaben auf das neue 
Jahr - fordern unter anderem ein här¬ 
teres Vorgehen in der Flüchtlingsfrage, 
mehr Abschottung, schnellere Abschie¬ 
bungen, eine noch härtere Asylgesetz- 
gebung. 

Da kann die CDU kontern. Man ist 
schon jetzt stolz darauf, dass, wie es im 
Leitantrag heißt, eine ganze Reihe von 
Maßnahmen ergriffen wurden, die dazu 
führen, „dass die Zahl der in Deutsch¬ 
land ankommenden Flüchtlinge dras¬ 
tisch zurückgegangen ist. Die Ereig¬ 
nisse des vergangenen Jahres dürfen 


sich nicht wiederholen“. Entsprechend 
wolle man jetzt einen Schwerpunkt auf 
Afrika setzen. 

In einem weiteren Antrag an den 
CDU-Parteitag, den die Antragskom¬ 
mission zur Annahme empfahl, hieß 
es, dass „wir in Deutschland mittler¬ 
weile eines der strengsten Asylsyste¬ 
me europaweit haben“: „Unter ande¬ 
rem wurde der Familiennachzug bei 
subsidiär Schutzberechtigten für zwei 
Jahre ausgesetzt, die Asylverfahren 
deutlich beschleunigt und die Rück¬ 
führung von Menschen ohne Bleibe¬ 
perspektive erleichtert ... Für uns ist 
klar: Eine Situation wie im Herbst des 
letzten Jahres darf sich nicht wieder¬ 
holen. ... Die Politik arbeitet deshalb 
bereits intensiv daran, dass die Zahl 
der Flüchtlinge nicht wieder ansteigt.“ 
Gefordert wurden die Einrichtung von 
Registrierungszentren auch außerhalb 
des EU-Gebiets, Transitzentren, die Er¬ 
höhung der Zahl der Rückführungen, 
Algerien, Marokko und Tunesien als 
sichere Herkunftsstaaten einzustufen 
und Herkunftsstaaten europaweit ein¬ 
heitlich zu bewerten, Entwicklungsleis¬ 
tungen an die grundsätzliche Rücknah¬ 
mebereitschaft der Herkunftsländer zu 
koppeln, die Verstärkung der Kontrol¬ 
len an den EU-Außengrenzen, weitere 
Abkommen nach dem Vorbild des EU- 
Türkei-Abkommens, ein einheitliches 
europäisches Asylsystem usw., gleich¬ 
zeitig aber unter anderem die Arbeits¬ 
aufnahme von Flüchtlingen mit Blei¬ 
beperspektive zu beschleunigen. Ganz 
im Interesse des Kapitals wird zudem 
auf die Erleichterung der Integration 
- erwünschter - Arbeitsmigranten ori¬ 
entiert. 

Nina Hager 


Bundespräsidentschaftskandidat besucht Obdachlose 
und fordert andere Wohnungpolitik 


Am vergangenen Dienstag hat der 
Bundespräsidentschaftskandidat der 
Linkspartei, Professor Dr. Christoph 
Butterwegge, die diesjährige Weih¬ 
nachtsfeier der Verkäufer des Düssel¬ 
dorfer Straßenmagazins „fiftyfifty“ im 
Kulturzentrum zakk besucht. Als Ar¬ 
mutsforscher und Mitglied der For¬ 
schungsstelle für interkulturelle Studi¬ 
en beschäftigt sich der Wissenschaftler 
seit Jahrzehnten mit den Themen So¬ 
zialstaat, demografischer Wandel, Ar¬ 
mut sowie Generationengerechtigkeit. 
Butterwegges Themen sind heutzu¬ 
tage mehr als aktuell. So ist die Zahl 
der wohnungslosen Menschen in den 
vergangenen Jahren deutlich angestie¬ 
gen: Sie wuchs von 248 000 Personen 
im Jahr 2010 auf derzeit 335 000 Men¬ 
schen. Darunter befinden sich 29 000 
Kinder und 306 000 Erwachsene. 

Butterwegge war gemeinsam mit 
Christian Leye, dem Landessprecher 
der NRW-Linkspartei, zu der Weih¬ 
nachtsfeier gekommen, um Solidarität 
mit den über 130 anwesenden Woh¬ 
nungslosen zu zeigen. „Armut hat vie¬ 
le Gesichter. In NRW sogar 2,1 Milli¬ 
onen Gesichter. Denn genau so viele 
Menschen erhielten hier Ende 2015 
Leistungen der sozialen Mindestsiche¬ 
rung. Vor allem Kinder, betagte Men¬ 
schen, Erwerbslose und Geringverdie¬ 
ner sind von Armut betroffen“, konsta¬ 
tierte Leye. 

Butterwegge selbst, der sich im 
Rahmen der Weihnachtsfeier an der 
Essensausgabe beteiligte, kritisierte 
in einem kurzen Redebeitrag die po¬ 
litischen Zustände in der BRD. „Wäh¬ 
rend die Statistiker beispielsweise ge¬ 
nau erfassen, wie viele Bergziegen und 


Zwerghasen es in Deutschland gibt, 
fehlen offizielle Zahlen darüber, wie 
viele Menschen ohne Wohnung daste¬ 
hen. Umso notwendiger ist die Forde¬ 
rung, für eine solide Datengrundlage 
zu sorgen, die es bisher nur in den we¬ 
nigsten Bundesländern gibt“, sagte er. 

Besonders hob der Armutsforscher 
die Situation von wohnungslosen Mi- 
grantinnen und Migranten hervor. 
„Schon jetzt haben etwa ein Drittel 
der Wohnungslosen einen Migrations¬ 
hintergrund - Tendenz steigend“, kon¬ 
statierte er am Dienstag. Butterwegge 
kritisierte außerdem, dass mittels „ei¬ 
ner halbherzigen ,Mietpreisbremse 4 
für Teilwohnungsmärkte, wie sie die 
Große Koalition nach langem Zögern 
eingeführt hat“, das Problem nicht zu 
lösen sei. „Es resultiert aus dem heu¬ 
tigen Finanzmarktkapitalismus, dessen 
Hauptakteure das Immobiliengeschäft 
erobert haben, als man fast überall 
städtische Wohnungsbaugesellschaf¬ 
ten privatisierte und Private-Equity- 
Firmen wie Blackstone, Cerberus oder 
Fortress massenhaft kommunale Woh¬ 
nungsbestände aufkauften, die für sie 
attraktive Spekulationsobjekte dar¬ 
stellten.“ Vormals preisgünstige Miet¬ 
wohnungen seien teilweise systema¬ 
tisch heruntergewirtschaftet, saniert 
und zu teuren Eigentumswohnungen 
gemacht worden. Nötig wäre dem Ar¬ 
mutsforscher zufolge eine Wiederbe¬ 
lebung des Sozialen Wohnungsbaus. 
„Ohne einen grundlegenden Kurs¬ 
wechsel in der Stadtentwicklungs- und 
Wohnungspolitik wird die Obdachlo¬ 
sigkeit in Deutschland weiter zuneh¬ 
men“, warnte Butterwegge. 

Markus Bernhardt 



m unsere zeit 


Politik 


Freitag, 9. Dezember 2016 


Die EU glaubwürdig machen 

Die SPD-Linke feiert Martin Schulz* Wechsel nach Berlin - warum? 



Dramaturgisch ein Paar: Merkel setzt deutsche Interessen in der EU durch, 
Schulz gewinnt Menschen für die „europäische Idee“. 


er scheidende EU-Parlaments- 
präsident Martin Schulz ist in 
der SPD beliebt. „Eine Persön¬ 
lichkeit“ wie es Parteichef Sigmar Gab¬ 
riel ausdrückte, der einen Saal mit sei¬ 
nen Reden „rocken“ könne. Bei den 
EU-Wahlen 2014 erreichte Schulz als 
Spitzenkandidat immerhin 27,3 Pro¬ 
zent für die SPD (2009: 20,8 Prozent), 
den Wahlkampf bestritt er gegen sei¬ 
nen christdemokratischen Kontrahen¬ 
ten Jean-Claude Juncker. „Ziel war, die 
EU demokratischer zu machen“ sagt 
Schulz über den damaligen Wahlkampf 
der Spitzenkandidaten und schließt da¬ 
bei Juncker mit ein. Er betrachtet den 
heutigen EU-Kommissionspräsidenten 
als natürlichen Verbündeten. Früher 
sei die EU-Kommission „ein margina- 
lisiertes Organ“ gewesen, gab Schulz 
dem Wiener „Standard“ unlängst zu 
Protokoll. Heute stünde sie hingegen 
wieder im Zentrum der Europapolitik, 
wo sie hingehöre. 

Diese Sicht auf die Dinge ist cha¬ 
rakteristisch für das Denken des 
höchsten Repräsentanten des Europa¬ 
parlaments: Parlament und Kommissi¬ 
on machten ihre Sache gut, Schwierig¬ 
keiten bereiteten allein die Staats- und 
Regierungschefs der EU-Mitgliedstaa- 
ten und ihr Gremium, der Europäische 
Rat. 

Diese Argumentation kommt gut 
an bei den Genossen. So begrüßte 
Matthias Miersch, Sprecher der Parla¬ 
mentarischen Linken in der SPD, den 
Wechsel Schulz’ in die Bundespolitik 
mit lautem Beifall. Die Linken unter 
den Sozialdemokraten denken der¬ 
zeit laut über rot-rot-grüne Alternati¬ 
ven zur großen Koalition nach und ein 
selbstbewusster EU-Parlamentspräsi- 
dent gilt geradezu als Antipode einer 
CDU-Kanzlerin, die Europapolitik 
betreibt, als gehöre sie zur deutschen 
Innenpolitik. „Wir brauchen eine Re- 
mobilisierung der Bereitschaft, sich zu 
Europa zu bekennen, nicht zum neo¬ 
liberalen Europa der Deregulierung“, 
appellierte Schulz auf dem Basiskon¬ 
gress der SPD-Linken im Oktober un¬ 
ter Beifall. So viel Europa-Euphorie 
lässt die Genossen selbst ihr Unbe¬ 
hagen darüber vergessen, dass Schulz 


sich in zentralen Fragen - zur Rente, 
zur Vermögensteuer - nicht klar posi¬ 
tioniert. 

Der 60-jährige gilt als jemand, der 
den Interessen des EU-Parlaments 
stärkeren Ausdruck verleihen konn¬ 
te. Und das stimmt tatsächlich: Früher 
konnte der Parlamentspräsident an 
Gipfeltreffen der EU-Regierungschefs 
nur eine Grußadresse senden, heute 


sitzt Martin Schulz mit am Tisch. Die 
Dialektik in dieser Angelegenheit be¬ 
steht allerdings darin, dass die Legiti¬ 
mität der EU-Institutionen durch De¬ 
regulierung, Sparpolitik und nationale 
Bevormundung derart angekratzt ist, 
dass glaubwürdige Vertreter gebraucht 
werden, um die Menschen wieder für 
die „Europäische Idee“ zu gewinnen. 
In anderen Worten: Der mahnende 


und fordernde Parlamentspräsident 
und die machtfixierten Regierungs¬ 
chefs bilden dramaturgisch ein Paar. 

Dennoch ist seine Argumentation 
verfänglich, auch über die SPD hin¬ 
aus. So stellte die linke GUE/NGL- 
Fraktion im Europaparlament im Jahr 
2012 keinen Gegenkandidaten für den 
Posten des Parlamentspräsidenten auf, 
stattdessen gratulierten die Linkspar¬ 
tei-Europaparlamentarier Gabi Zim¬ 
mer und Thomas Händel dem Sozial¬ 
demokraten anschließend zu dessen 
Antrittsrede. „Sie haben wiederholt 
betont, das Europaparlament stärken, 
die Rechte der Abgeordneten vertei¬ 
digen und den Respekt der Exekutive 
gegenüber dem Parlament erstreiten 
zu wollen. In diesem Bemühen finden 
Sie uns ausdrücklich auf Ihrer Seite. 
Auch wir sehen mit Besorgnis, dass 
durch die Erfahrungen, die viele Men¬ 
schen mit den konkreten Auswirkun¬ 
gen der EU- und Eurokrise gesammelt 
haben, der europäische Integrations¬ 
prozess diskreditiert ist.“ 

Die Rechnung ging natürlich nicht 
auf und man muss zur Ehrenrettung 
der Genossen sagen, dass sie diese 
Dummheit nicht wiederholt haben. 
Andererseits ließ Schulz ihnen auch 
kaum eine andere Wahl, denn er ist in 
entscheidenden Fragen - etwa der Un¬ 
terstützung von CETA oder der Hal¬ 
tung zu Griechenland - als Mehrheits¬ 
beschaffer der großen Koalition aus 
Sozialdemokraten und Konservativen 
im EU-Parlament auf getreten. Warum 
sollte es auch anders kommen? Martin 
Schulz bedient sich zwar immer wie¬ 
der dieser Bilder: Die EU als Chance 
zur Bändigung des modernen „Raub¬ 
tierkapitalismus“ (O-Ton Schulz) und 
die EU-Institutionen als Bollwerk ge¬ 
gen reaktionäre Nationalstaaten. Je¬ 
doch arbeiten die Organe der EU auf 
Grundlage der EU-Verträge, die von 
den Architekten und Bauherren der 
EU-Integration, den Staats- und Re¬ 
gierungschefs, entworfen worden sind. 
Diese Verträge sind eben keine Boll¬ 
werke gegen den „Raubtierkapitalis¬ 
mus“, sondern sie schreiben eine Poli¬ 
tik im Interesse des Finanzkapitals fest. 

Pablo Graubner 


Modernes Schanghaien 

Ursula von der Leyen will mehr rekrutieren. Was dabei wirklich zählt 


Es hat keine einzige Dekade in der 
Geschichte der Bundeswehr seit 1955 
gegeben, in der nicht Soldaten „infol- 



Noch ganz lustig: Auf Youtube zeigt 
die Bundeswehr, wie „Die Rekruten“ 
die Versorgung verwundeter Kamera¬ 
den üben. 

ge der Ausübung ihrer Dienstpflich¬ 
ten“ zur himmlischen Armee abberu¬ 
fen wurden. Insgesamt waren es nach 
Angaben der Bundeswehr 3 200. Und: 
3 500 Angehörige der Bundeswehr be¬ 
gingen seit 1957 Suizid. Die Statistik 
enthält keine Angaben zum „Kom¬ 
mando Spezialstreitkräfte“ im Aus¬ 
land, denn die sind nahezu geheim. 
Die Todesfälle hindern Kriegsminis¬ 
terin Ursula von der Leyen (CDU) 
nicht, die Truppenbestände wieder 
aufzufüllen. 

Die Wirtschaftswoche berichte¬ 
te: „Deutschlands Armee fehlen hun¬ 


derte Soldaten“. Helmut Michelis, Ex- 
Journalist der Rheinischen Post und 
aktiver Reserveoffizier konkretisierte: 
1700 Zeit- und Berufssoldaten müss¬ 
ten geworben werden. Ex-Minister 
Thomas de Maiziere (CDU) hatte den 
Bestand zunächst durch „Reformen“ 
auf 177 000 Soldaten reduziert. Seine 
Nachfolgerin stockt auf. Begründung: 
neue Einsätze im In- und Ausland, aus¬ 
laufende Zeitverträge, Zementierung 
der Drohkulisse gegenüber Putin. Von 
der Leyen jammert nicht allein. An 
ihrer Seite singt Hans-Peter Bartels 
(SPD), Wehrbeauftragter des Bundes¬ 
tages, die gleiche Melodie. Auch der 
Bundeswehrverband hätte gerne 5 000 
bis 10 000 Soldaten mehr. 

Im Rahmen der reinen Arithmetik 
trifft die deutschen Mütter eine Mit¬ 
schuld. Sie gebären immer weniger 
Kinder. 2015 waren es 751513, zehn 
Jahre später werden es voraussicht¬ 
lich nur noch 660 882 sein. Das sind die 
Zahlen für die 18-Jährigen, die Helmut 
Michelis vom Statistischen Bundesamt 
übernommen hat. Der Bevölkerungs¬ 
statistik begegnete von der Leyen mit 
einem postpädophilen Trick: Sie lockt 
auch 17-Jährige zum Bund. Und mehr 
Frauen sollten es auch sein. 

Die Personalplanung versteht sich 
auf das moderne Schanghaien, die ge¬ 
waltsame Rekrutierung zur Heereser¬ 
gänzung. Dabei bedient man sich nicht 
mehr der knüppelharten Methoden 
der preußischen Werber aus dem 18. 
Jahrhundert. Heute kommen die Wer¬ 
ber durch die mediale Hintertür. Der 
YouTube-Kanal „Die Rekruten“ bie¬ 


tet eine neue „Reality-Doku“, die zeigt, 
wie in der Grundausbildung aus jun¬ 
gen Menschen Soldaten geformt wer¬ 
den. Über 200 000 neue Abonnenten 
freut sich die Bundeswehr. „Mach, was 
wirklich zählt“, ist der Slogan der Wer¬ 
bekampagne. 

Die Werbung kommt an, so dass 
selbst beim Freiwilligen Wehrdienst 
(FWT), der bis zu 23 Monate dauern 
darf, ordentlich gesiebt werden kann: 
Deutsch muss der Bewerber sein. 
Und wenigstens 155 Zentimeter soll 
sein persönliches Gardemaß betra¬ 
gen. Bleibt er länger als zwölf Monate 
beim „Bund“, muss er zu Auslandsein¬ 
sätzen bereit sein. Deutschland wird 
ja immer noch am Hindukusch ver¬ 
teidigt. Nach 13 Jahren ISAF gilt seit 
dem 1. Januar 2015 der Einsatz „Re¬ 
solute Support“. Bis zu 980 Soldaten 
genehmigte die Bundestagsmehrheit 
von Union und SPD am 17. Dezem¬ 
ber 2015. 

Weniger weit ist die Verlegung von 
Bundeswehrsoldaten ins Baltikum. Sie 
hat dort einen Führungsanspruch für 
ein NATO-Bataillon. Der Sender „n- 
tv“ nannte die militärische Aufgaben¬ 
stellung beim Namen: „Deutschland 
schickt mehrere hundert Soldaten zur 
Abschreckung gegen Russland in den 
Osten der NATO.“ Und der britische 
Kriegsminister Michael Fallon ergänzt, 
damit werde ein starkes Signal gesetzt, 
dass die NATO zur Verteidigung ihrer 
Verbündeten gegenüber der anhalten¬ 
den Aggression Russlands bereit sei. 
Die Bedeutung des „Bündnisfalles“ 
und der deutschen Friedensfaselei von 


der Leyens ist allerdings auch vor dem 
Hintergrund zu sehen, dass die Bundes¬ 
wehr „eigentlich“ die NATO-Ostgren- 
ze von 1989 nicht überschreiten sollte. 
Das hat die Leiterin der „Schule der 
Nation“ offenbar aus dem Geschichts¬ 
buch gestrichen. 

Die Bedeutung der Bundeswehr 
hinsichtlich einer Kriegführung gegen 
die Russische Föderation ist aktuell 
in dem Maße gestiegen, wie Donald 
Trump sich distanziert zur „Verteidi¬ 
gungsbereitschaft“ von Old Europe 
verhält. Bei so viel transatlantischer 
Verunsicherung passt es gut, wenn von 
deutscher Seite eine EU-Armee erneut 
diskutiert wird. Ursula von der Leyen: 
„Die Verteidigung der Europäischen 
Staaten ist für den Schutz der EU- 
Bürger und die Glaubwürdigkeit der 
Europäischen Union als Ganzes von 
Bedeutung.“ Frohlocken ist aus den 
Chefetagen von Rheinmetall Defence 
& Co. zu hören. 

„Schutz“ bietet auch Frank-Walter 
Steinmeier (SPD) den Balten an. 71 
Jahre nach dem 2. Weltkrieg rücken 
deshalb wieder deutsche Panzer ins 
Baltikum gegen Russland vor. Diesmal 
ist es der Leopard-2-Kampfpanzer mit 
bis zu 650 Soldaten der Bundeswehr 
im Schlepptau. Damit die Kriegsschau¬ 
plätze dieser Welt von der Bundeswehr 
gut bedient werden können, bedarf es 
einer aktualisierten Personalplanung, 
die auch Bewerber ohne jeden Schul¬ 
abschluss, Minderjährige und Kandida¬ 
ten aus anderen EU-Ländern berück¬ 
sichtigt. Das zählt wirklich. 

Uwe Koopmann 


Diskriminierende 

Speicherpraxis 

Wie eine in der letzten Woche veröf¬ 
fentlichte parlamentarische Anfrage der 
Linksfraktion in der Hamburgischen 
Bürgerschaft ergab, werden HlV-Positive 
in der polizeilichen Datenbank „Inpol“ 
nach wie vor dem Merkmal „ANST“ für 
„Ansteckend“ zugeordnet. Gleiches gilt 
für Menschen, die mit Hepatitis B oder 
C infiziert sind. Die Speicherpraxis soll 
angeblich dazu dienen, Polizeibeamte 
im Dienst zu schützen. Damit hält aus¬ 
gerechnet der aus SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen bestehende Hamburger Se¬ 
nat an der umstrittenen Datensammlung 
fest. 

„HlV-Positive brauchen keine Stig¬ 
matisierung, sondern reale Unterstüt¬ 
zung. Und Polizeibedienstete brau¬ 
chen keine Panikmache, sondern realen 
Schutz vor Gefahren. Wir fordern des¬ 
halb die Streichung des Merkmals An¬ 
steckend* aus der Polizeidatenbank, so 
wie es die ,rot-rot-grüne* Koalition in 
Berlin vereinbart hat“, sagte Deniz Ce- 
lik, Gesundheitspolitischer Sprecher der 
Hamburger Linksfraktion. 

CDU wetteifert mit AfD 

„Die CDU zeigt wieder einmal ihr men¬ 
schenfeindliches Gesicht. Es ist paradox, 
wie diese Partei einerseits vom christli¬ 
chen Abendland schwadroniert und an¬ 
dererseits die grundsätzlichsten christ¬ 
lichen Werte als Fußabtreter benutzt“, 
kommentierte Ulla Jelpke, Innenpoli¬ 
tische Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag, die im Leitantrag für den 
CDU-Parteitag vorgesehenen Verschär¬ 
fungen des Asylrechts. „Die Einrichtung 
von Abschiebelagern in Folterstaaten 
wie Ägypten und Sammelabschiebun¬ 
gen in das Kriegsland Afghanistan sind 
Ausdruck einer Politik, die Menschen¬ 
rechte missachtet. Die verfassungswidri¬ 
ge Praxis des regelrechten Aushungerns, 
um Geflüchtete zum Verlassen des Lan¬ 
des zu zwingen, und ihre Zwangsinter¬ 
nierung sind ebenfalls Teil dieses wider¬ 
wärtigen Konglomerats von Forderun¬ 
gen in übelstem AfD-Stil“, kritisierte 
Jelpke weiter. 

Arm trotz Arbeit 

2015 mussten durchschnittlich 34 500 
Hamburgerinnen und Hamburger ihr 
Erwerbseinkommen mit Hartz IV 
aufstocken. Das ergab eine schriftli¬ 
che Kleine Anfrage der Linksfraktion 
in der Hamburgischen Bürgerschaft. 
Dabei liegt der Anteil der Frauen, die 
mehr als 850 Euro verdienen und zu¬ 
gleich Arbeitslosengeld II beziehen, 
mit 55 Prozent höher als jener der 
Männer (44,5 Prozent). Bei den Al¬ 
leinerziehenden liegt der Anteil der 
Aufstockerinnen und Aufstocker bei 
durchschnittlich 23 Prozent. 

Ossietzky-Medaillen 

verliehen 

Die Internationale Liga für Menschen¬ 
rechte e.V. (ILM) hat ihre diesjährigen 
Carl-von-Ossietzky-Medaillen an den 
Verein SOS Mediterranee e.V., eine zi¬ 
vile Organisation zur Rettung Schiff¬ 
brüchiger im Mittelmeer, und an den 
Dokumentarfotografen Kai Wiedenhö- 
fer (Berlin) verliehen. Beide Preisträ¬ 
ger wurden „für ihre Zivilcourage und 
ihren tatkräftigen Einsatz für die Ver¬ 
wirklichung der Menschenrechte sowie 
für die Aufklärung über Ursachen von 
Flucht und Migration“ gewürdigt, wie 
die ILM bekanntgab. 

DKP Münster wählt 
Direktkandidaten 

Die Mitglieder der DKP Münster ha¬ 
ben am Montag beschlossen, für die 
Landtagswahl im Mai zwei Direktkan¬ 
didaten aufzustellen. Sie nominierten 
Manfred Stolper für den Wahlkreis 84 
(Münster I) und Stefan Niehoff für den 
Wahlkreis 85 (Münster II). Manfred 
Stolper wird außerdem als Direktkan¬ 
didat für die Bundestagswahl im Sep¬ 
tember antreten. 

In den nächsten Monaten wird 
die Partei nun die nötigen 100 Unter¬ 
stützerunterschriften pro Kandidaten 
sammeln. „Wir möchten die Menschen 
mit unserem konsequenten Eintreten 
für Frieden und soziale Gerechtigkeit 
überzeugen und eine echte Alternati¬ 
ve zu den etablierten Parteien bieten“, 
sagte Manfred Stolper. 
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Dänemark beendet 
Kriegseinsatz 

Dänemark zieht seine F-16-Kampfflug- 
zeuge nach einem sechsmonatigen Ein¬ 
satz Mitte Dezember aus dem Krieg in 
Syrien und im Irak zurück. Das Mandat 
für sieben Jets und ein Transportflugzeug 
werde nicht verlängert, teilten der neue 
dänische Außenminister Anders Samuel- 
sen und Armeeminister Claus Hjort Fre- 
deriksen mit. 

Antikommunismus- 
Gesetz in Bulgarien 

Der Bund der Kommunisten Bulgari¬ 
en hat scharfen Protest gegen ein vom 
bulgarischen Parlament mit 104 gegen 
46 Stimmen beschlossenes Gesetz geäu¬ 
ßert, das Losungen, Bilder, Symbole aus 
dem öffentlichen Leben des Landes ver¬ 
bannen soll, die sich auf „die kommunis¬ 
tische Ideologie und das kommunistische 
Regime“ beziehen. 

Das Gesetz legt u.a. fest, dass Ob¬ 
jekte, die sich nicht aus dem öffentli¬ 
chen Raum entfernen lassen, mit einer 
Aufschrift versehen werden müssen, die 
lautet: „Das kommunistische Regime in 
Bulgarien in der Zeit vom 9.9.1944 bis 
11.10.1989 sowie dessen Aktivitäten wur¬ 
den durch ein von der Nationalversamm¬ 
lung beschlossenes Gesetz als kriminell 
deklariert“. 

Darüber hinaus sind an Schulen und 
Universitäten obligatorische Kurse ein¬ 
zurichten, die Schüler und Studenten 
über die „Verbrechen“ im sozialistischen 
Bulgarien „aufklären“ sollen. 

Präsidentenwahl 
in Usbekistan 

In Usbekistan hat der bisherige Regie¬ 
rungschef Schawkat Mirsijajew die Prä¬ 
sidentenwahl gewonnen. Die Wahllei¬ 
tung in der Hauptstadt Taschkent gab 
bekannt, Mirsijajew habe fast 89 Pro¬ 
zent der Stimmen erhalten. Der 59-Jäh¬ 
rige gilt als Gefolgsmann des bisherigen 
Staatschefs Islam Karimow, der nach 25 
Jahren an der Spitze des Staates im Sep¬ 
tember gestorben war. Mirsijajew wer¬ 
den gute Beziehungen zu Russland nach¬ 
gesagt. 

Neuer Anlauf für Zypern 

Die Repräsentanten der griechischen 
und türkischen Zyprer, Anastasiades und 
Akinci, haben sich letzte Woche Freitag 
nach mehrstündigen Gesprächen darauf 
geeinigt, ihre Verhandlungen zur Lösung 
der Zypernfrage wieder aufzunehmen. 

Seeleute streiken 

Der Streik der griechischen Seeleute 
wurde von den ursprünglich geplanten 
48 Stunden um weitere 48 Stunden bis 
Dienstag dieser Woche verlängert. Die 
Maßnahme der Panhellenischen Ge¬ 
werkschaft der Seeleute (PNO) gilt dem 
Widerstand gegen die Syriza/Anel-Re- 
gierung von Ministerpräsident Alexis 
Tsipras: Rentenkürzungen von 1,8 Milli¬ 
arden Euro, 1,8 Milliarden neue Steuern 
und später weitere 1,8 Milliarden indi¬ 
rekte Steuern. Mit diesen „Sparmaßnah¬ 
men“ will die Athener Regierung Kredi¬ 
te an IWF und EZB über 3,67 Milliarden 
Euro abbezahlen. Sie erwägt das Streik¬ 
recht einzuschränken und Aussperrun¬ 
gen wieder zu ermöglichen. 

Beschäftigte des öffentlichen Dienstes 
können pro forma zum Militärdienst ein¬ 
gezogen und als „Soldaten“ an ihre Ar¬ 
beitsplätze befohlen werden. Dies findet 
bereits bei den Bediensteten der U-Bah¬ 
nen Anwendung und ist vom Obersten 
Gerichtshof abgesegnet worden. 

Der Vorstand der DKP Düsseldorf- 
Gerresheim solidarisierte sich mit dem 
Protest der PNO: „Wir wissen, dass die 
Angriffe gegen die Schiffsbesatzungen 
gehen. Die Renten sollen gekürzt, die 
Steuern erhöht werden. Das dient nicht 
der Arbeiterklasse. Es dient der Entlas¬ 
tung der Konzerne und der Staatskasse.“ 
Die DKP vergleicht die Situation mit 
dem reichen Düsseldorf: „24 052 Men¬ 
schen sind in unserer Stadt offiziell ar¬ 
beitslos. Die inoffizielle Zahl ist noch um 
die Hälfte höher. 1 500 Menschen haben 
keine Wohnung. - Der Kapitalismus bie¬ 
tet keine Lösungen an. Er ist das Problem 
und muss überwunden werden. Viel Mut 
und Erfolg für den weiteren Kampf!“ 


Kampfansage 

Trumps Personalentscheidungen deuten verschärfte Gangart des Imperiums an 



Der „verrückte Hund“ James „Mad Dog“ Mattis ist ein erprobter Kriegstreiber und für den Posten des Verteidigungsminis¬ 
ters vorgesehen. 


onald Trumps „Transition Team“ 
ist - die Bestätigung durch den 
Senat vorausgesetzt - auf bis¬ 
lang zehn Personen, inklusive seiner 
eigenen, angewachsen. „US-Kabinett 
der Multimillionäre“ (RP-online) oder 
„Der Klub der Milliardäre“ (SPON) ti¬ 
telten deutsche Medien. Das ist eine Tri¬ 
vialität. Seit Anbeginn können in den 
USA nur diejenigen in höchste Staats¬ 
ämter aufrücken, die entweder selbst 
zur reichen Oberschicht gehören oder 
die dieser Oligarchie vertrauenswürdig 
genug erscheinen, die politischen Ge¬ 
schäfte für sie zu betreiben. Das war un¬ 
ter Obama so und ist in Deutschland 
auch nicht anders. Es ist der Wesens¬ 
kern bürgerlicher Demokratie. 

Dass dieser Umstand nun im Falle 
Trump so auffällig betont wird, deu¬ 
tet - wie auch das ziemlich hemmungs¬ 
lose Trump-Bashing während des Wahl¬ 
kampfes - auf tiefgreifende Interessen¬ 
gegensätze hin, die sich während der 
seit fast einem Jahrzehnt schwelenden 
Weltwirtschaftskrise zwischen den im¬ 
perialen Großakteuren aufgetan haben. 
Die Wahl Trumps deutet eine Wende 
in der bisherigen Krisenbewältigungs¬ 
strategie der „Einzigen Weltmacht“ an. 
Eine Wende, die im hart merkantilisti- 
schen Berlin/Brüssel durchaus als pro¬ 
tektionistische Kampfansage verstan¬ 
den wird. 

Trumps personalpolitische Ent¬ 
scheidungen deuten seine Zielstel¬ 
lungen an. So hat der Ex-Rothschild- 
Investmentbanker Wilbur Ross sein 
Milliardenvermögen mit dem Verkauf 
von pleitegegangenen Firmen aus dem 
„Rust Belt“ - der ältesten und größten 
Industrieregion der USA - und ähnli¬ 
chen Transaktionen gemacht. Ross, des¬ 
sen Spitzname „King of Bankruptcy“ 
eine gewisse Analogie für seine zukünf¬ 
tige Tätigkeit als US-Wirtschaftsminis¬ 
ter nahezulegen scheint, gilt ebenso wie 
Trump als Kritiker der multilateralen 
Freihandelsverträge und Befürworter 
protektionistischer Maßnahmen, vor 
allem von Einfuhrsteuern für chinesi¬ 
sche Waren. Statt mit den Freihandels¬ 
abkommen NAFTA, TPP oder TTIP 
dürfte die Trump-Regierung ihr Prinzip 
„America first“ künftig mit einzelnen 
bilateralen Handelsverträgen durch¬ 
zusetzen versuchen - von der entspre¬ 
chend überlegenen Machtposition aus. 

Ähnliches gilt auch für den ehema¬ 
ligen Goldman-Sachs-Investmentban- 
ker und Hedge-Fonds-Manager Steven 


Mnuchin. Das Finanzministerium ist 
seit jeher eine Pfründe der mächtigen 
US-Banker, insbesondere von Gold¬ 
man Sachs. Mnuchin, der auch schon 
für George Soros gearbeitet hat, macht 
bei dieser Drehtürpolitik (von der Pri¬ 
vatwirtschaft in die Politik und zurück) 
keine Ausnahme. Die eigentlichen 
Loyalitäten orientieren sich in dieser 
Branche ohnehin nicht an Parteiabzei¬ 
chen. 

„Unsere oberste Priorität hat die 
Steuerreform“, sagte Mnuchin denn 
auch gegenüber CNBC. Wie seinerzeit 
Ronald Reagan glaubt auch er an den 
„Trickle-down-Effekt“, für die Armen 
werde vom überbordenden Wohlstand 
der Reichen schon etwas abfallen: „Wir 
werden die Unternehmenssteuern sen¬ 
ken, was enorm viele Jobs zurück in 
die Vereinigten Staaten bringen wird.“ 
Mnuchin strebt die größte Steuerre¬ 
form seit Ronald Reagan an. Die Un¬ 
ternehmenssteuern sollen auf nominell 
15 Prozent gesenkt werden. 

Das erklärte Ziel, die USA wieder 
zur größten und großartigsten Nation 
auf Erden zu machen („Make Ameri¬ 
ca great again!“) war schon bei Reagan 


nicht klassenneutral. Damit dürfte die 
nächste Runde im Hamsterradrennen 
um die niedrigsten Steuersätze einge¬ 
läutet sein. Wie unter den Bedingungen 
einer weiter schrumpfenden Steuerba¬ 
sis das milliardenschwere Infrastruktur¬ 
programm und die nicht weniger teure 
umfassende Aufrüstung finanziert wer¬ 
den soll, verriet Mnuchin nicht. Man 
geht aber wohl nicht fehl in der Annah¬ 
me, dass er, „Privat vor Staat“, ebenso 
wie Wolfgang Schäuble, die überschul¬ 
dete Staatskasse zu einem weiteren 
Renditemotor für die unter Anlagenot 
leidende Finanzbranche ausbauen will. 

Ebenso wie Mnuchin und Ross als 
eine Verbeugung vor der US-Finanz- 
branche gelten, darf die Ernennung von 
General James Mattis zum Verteidi¬ 
gungsminister als eine Verbeugung vor 
dem militärisch-industriellen Komplex 
gesehen werden. Der Falke Mattis, der 
die blutigen Zerstörungen der US-Krie- 
ge im Nahen und Mittleren Osten seit 
1990, zuletzt als Chef des CENTCOM- 
Zentralkommandos (die brutalen 
Kriegstreiber der Bush-Zeit) und als 
einer ihrer brutalsten Einheizer voran¬ 
trieb, war von den Neocons noch An¬ 


fang des Jahres als Präsidentschaftskan¬ 
didat ins Spiel gebracht worden. Trump 
hatte diese Kriege als eine Vergeudung 
von 6 Billionen US-Dollar, die nur Cha¬ 
os geschaffen hätte, kritisiert. Sein Ziel 
hingegen sei Stabilität. Er wolle sich mit 
allen vertragen, die dies auch wollten. 
Wie dies mit einem „Mad Dog Mattis“ 
funktionieren soll steht dahin. 

Die bisherigen Personalentscheidun¬ 
gen Trumps sind eine Verbeugung vor 
den eigentlich Mächtigen. Sie deuten vor 
allem im militärisch-geostrategischen 
Bereich eher auf Verschärfung. Mattis 
steht für den Versuch der Neocons, ihr 
„New American Century“ (Neues Ame¬ 
rikanisches Jahrhundert) militärisch er¬ 
zwingen zu wollen. Mit Mnuchin und 
Ross sollen Ansprüche der Wall Street 
befriedigt, aber auch die Ressourcen 
mobilisiert werden, die zur Aufrecht¬ 
erhaltung des globalen Herrschaftsan¬ 
spruchs erforderlich sind. Alles in allem 
sind das keine guten Signale, keine gu¬ 
ten Nachrichten für Syrien, Iran und die 
Ukraine. Und wie Trumps spektakuläres 
Telefonat mit der taiwanesischen Präsi¬ 
dentin Tsai Ing-Wen andeutet, auch kei¬ 
ne für China. Klaus Wagener 


Deutschnationaler unterliegt knapp 

Bundespräsidentenwahl in Österreich 


Nach einem Wahlkampfmarathon, der 
das ganze Jahr 2016 in Anspruch nahm, 
wählte Österreich am 4. Dezember den 
ehemaligen Bundessprecher der Grü¬ 
nen, den Wirtschaftsprofessor Alexan¬ 
der Van der Bellen zum Bundespräsi¬ 
denten. Vor Auszählung der Briefwahl¬ 
stimmen war die Mehrheit für Van der 
Bellen bereits bei über 53 Prozent. Da¬ 
mit ist das Ziel der Freiheitlichen Par¬ 
tei Österreichs (FPÖ), mit ihrem Kan¬ 
didaten Norbert Hofer in die Wiener 
Hofburg einzuziehen, gescheitert. 

Van der Bellen hatte die Stichwahl 
(die immer dann abzuhalten ist, wenn 
im ersten Wahlgang kein Kandidat 
über 50 Prozent kommt) bereits im 
Juni knapp gewonnen. Diese wurde 
allerdings nach Anfechtung durch die 
FPÖ vom Verfassungsgerichtshof auf¬ 
grund formaler Mängel aufgehoben. 

Bei manchem gibt es Jubel und Er¬ 
leichterung über dieses Ergebnis. Das 
ist insofern verständlich, als es bedeu¬ 
tet, dass es einem deutschnationalen 
Burschenschafter nicht gelungen ist, 
Präsident der Republik Österreich 
zu werden. Aber eben nur knapp. Be¬ 
denkt man, wie breit der Unterstüt¬ 
zerkreis für Van der Bellen war, wird 
deutlich, wie knapp. Es sprachen sich 
wichtige Vertreter des Kapitals wie 
der Präsident der Industriellenverei¬ 
nigung Georg Kapsch, der Chef des 


größten Baukonzerns Strabag, Hans- 
Peter Haselsteiner, der mächtige Un¬ 
ternehmer und ehemalige SPÖ-Vize- 
kanzler Hannes Androsch, die Partei- 
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Alexander Van der Bellen wurde von 
knapp 2,5 Mio. der 6,4 Mio. Wahlbe¬ 
rechtigten in Österreich zum Bundes¬ 
präsidenten gewählt (53,8 Prozent der 
abgegebenen Stimmen). 

chefs von SPÖ, Grünen, Volkspartei, 
Neos und der ehemalige Bundesprä¬ 
sident Heinz Fischer für die Wahl des 
Professors aus. Auch viele Künstler, 
Gewerkschafter und Linke gehörten 
zu seinen Unterstützern. 

Es gab aber daneben eine stille Ko¬ 
alition derer, die für eine „Orbanisie- 


rung“ Österreichs eintreten und in Ho¬ 
fer den richtigen Wegbereiter in diese 
Richtung sahen. Da fanden sich eben 
nicht nur „Freiheitliche“, sondern auch 
die Hardliner aus SPÖ und ÖVP wie 
der Verteidigungs- und der Innenmi¬ 
nister, der SPÖ-Landeshauptmann des 
Burgenlandes, der sich in einer Koali¬ 
tion mit der FPÖ befindet, oder auch 
der Klubobmann der ÖVP im Parla¬ 
ment. 

Nach der desaströsen Wahlnieder¬ 
lage der beiden Regierungsparteien 
SPÖ und ÖVP im ersten Wahlgang 
vom Mai, der beiden ein Ergebnis von 
knapp über 11 Prozent bescherte, be¬ 
stand das Bemerkenswerteste darin, 
dass erstmals eine Präsidentenstich¬ 
wahl ohne den Vertreter einer Regie¬ 
rungspartei stattfand. Die FPÖ, deren 
erklärtes Ziel es ist, nach der nächs¬ 
ten Parlamentswahl den Kanzler zu 
stellen, machte ihren Kandidaten zum 
Möchtegern-Kämpfer gegen „das Es¬ 
tablishment“, und er ließ wiederholt 
durchblicken, dass er die Vollmachten 
des Präsidenten, etwa die Entlassung 
der Regierung, gerne ausgereizt hätte. 
Van der Bellen hingegen positionier¬ 
te sich als Fortsetzer des Kurses sei¬ 
nes Vorgängers Heinz Fischer, der das 
Amt des Bundespräsidenten 12 Jahre 
lang unauffällig und ohne Skandale 
führte. 


Van der Bellen wird ein Präsident 
für alle sein: Für die Banken und Kon¬ 
zerne, für die Wirtschaftskammer, die 
Industriellenvereinigung, für die Ge¬ 
werkschaftsspitzen. Er wird die „sozi¬ 
alpartnerschaftliche“ Achse nach Kräf¬ 
ten unterstützen und sich für möglichst 
kritiklose EU-Unterordnung ausspre¬ 
chen. 

Van der Bellen hat mit seinem 
Wahlsieg verhindert, dass ein Deutsch¬ 
nationaler Präsident wird. Er wird da¬ 
für stehen, dass die demokratischen 
Freiheiten nicht weiter zertrümmert 
werden, in die politischen Tageskämp¬ 
fe wird er wohl kaum eingreifen. 

Viele Werktätige geben bei Wah¬ 
len, so vermehrt auch bei dieser Wahl, 
ihre Stimme den Vertretern der FPÖ, 
in der Illusion, hier handele es sich 
um Vertreter des „kleinen Mannes“. 
Sie machen dies sehr häufig aufgrund 
ihres Frustes über die ständige Ver¬ 
schlechterung ihrer Lebenslage bei 
gleichzeitiger Zunahme des Reich¬ 
tums in den Händen Weniger. Ihnen 
die wahren Gründe für dieses Miss¬ 
verhältnis aufzuzeigen, ist die gegen¬ 
wärtig wichtigste Aufgabe der organi¬ 
sierten Arbeiterbewegung, und ihnen 
gleichzeitig zu verdeutlichen, dass nur 
sie durch Solidarität und Kampfbereit¬ 
schaft etwas daran ändern können. 

Otto Bruckner 
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Selektive Wahrnehmung 

Keine Medikamente, keine Ersatzteile für Syrien: Im Bundestag 
will kaum einer die Folgen der EU-Wirtschaftssanktionen sehen 


Alle acht Minuten 
ein Luftangriff 

Kein „humanitärer Waffenstillstand“ für Mossul - 
UN-Resolution zu Aleppo gescheitert 


D er Bück auf das Leid in Syrien 
bleibt selektiv. Auf Antrag der 
Grünen hat sich der Bundes¬ 
tag in einer aktuellen Stunde mit dem 
Leid der Menschen in dem zerrissenen 
Land beschäftigt. Nicht mit dem Leid 
aller Syrer, sondern vorrangig mit dem 
der Bewohner von Aleppo. Auch nicht 
allen Menschen in Aleppo galt die Sor¬ 
ge, sondern vornehmlich den im Osten 
der Milhonenmetropole Ausharrenden. 
Die Wahrnehmung folgt der medialen 
Darstellung des Konflikts, der zufolge 
es „brutale Angriffe“ des „Assad-Regi- 
mes“ auf die wehrlose Zivilbevölkerung 
Ost-Aleppos gibt, aber nie Raketenbe¬ 
schuss aus den von islamistischen Ter¬ 
roristen besetzten Stadtvierteln auf die 
Bewohner im Westteil. 

Völlig negiert in der Syrien-Debat¬ 
te werden die Auswirkungen der Wirt¬ 
schaftssanktionen, die von der EU und 
den USA verhängt wurden. Die UNO 
spricht im Zusammenhang mit Syrien 
von der „größten humanitären Notsitu¬ 
ation seit dem Zweiten Weltkrieg“. Ins¬ 
besondere Hilfe im Gesundheitssektor 
wird durch die kollektiven Strafmaß¬ 
nahmen der NATO-Staaten behindert. 
Im Mai hatten kirchliche Würdenträger 
aus Syrien, unter anderem aus Aleppo, 
in einem Brandbrief an die EU auf die 
dramatischen Folgen der Sanktionen 
hingewiesen. Diese hätten dazu beige¬ 
tragen, „die syrische Gesellschaft zu zer¬ 
stören“. Das Internetportal „End The 
Sanctions on Syria“ meldet: „701 von 1 
921 syrischen Gesundheitszentren wur¬ 
den durch Terroranschläge komplett 
zerstört. Der Wiederaufbau dieser Zent¬ 
ren wurde durch die Sanktionen der EU 
und der USA verzögert. Die Sanktio¬ 
nen hatten ohnehin,tiefe Spuren im Ge¬ 
sundheitssystem 4 hinterlassen (...) Das 
beinhaltet die Blockade des Zugangs zu 
Arzneimitteln, medizinischen Geräten 
und zum Verkehr und zur Kommunika¬ 
tion.“ Das britische Medizinerjournal 
„The Lancet“ das sich zuvor ausführlich 
mit den Folgen der langjährigen Irak- 
Sanktionen befasst hatte, hatte bereits 
im Mai 2015 berichtet: „Die Kosten für 
Grundnahrungsmittel sind seit 2010 um 
das Sechsfache gestiegen, obwohl es Ab¬ 
weichungen in den einzelnen Regionen 


gibt. Mit Ausnahme von Arzneimitteln 
für Krebs und Diabetes war Syrien vor 
dem Krieg in Bezug auf die Medizin¬ 
produktion 95 Prozent autark. Dies ist 
praktisch wie alle Krankenhäuser und 
primären Gesundheitszentren zusam¬ 
mengebrochen. Die wirtschaftlichen 
Sanktionen haben nicht zum Sturz des 
Präsidenten geführt.“ 

Das Internetportal „The Intercept“ 
hatte unlängst auf einen 40-seitigen 
Bericht aufmerksam gemacht, den die 


„Wirtschafts- und Sozialkommission 
für Westasien“ (ESCWA) der Verein¬ 
ten Nationen in Auftrag gegeben hatte. 
Die Sanktionen bestrafen jeden einfa¬ 
chen Syrer, ist darin zu lesen. So dür¬ 
fen keine Produkte, die zu mehr als 
einem Zehntel aus in den USA her¬ 
gestellten Substanzen bestehen, nach 
Syrien geliefert werden - das betrifft 
Medikamente wie landwirtschaftliche 
Geräte. Geldtransfers, unabdingbar für 
den An- und Verkauf von Produkten, 
sind verboten. In einer internen E-Mail 
hat ein hochrangiger UN-Beamter die 
Sanktionen als „Hauptgrund“ für den 
katastrophalen Zustand des syrischen 
Gesundheitssystems bezeichnet. Die 
Nahost-Korrespondentin Karin Leu- 
kefeld hatte im vergangenen Monat 
erinnert: „Bis 2011 konnte Syrien sei¬ 
ne Bevölkerung preisgünstig mit Medi¬ 
kamenten aus der eigenen Herstellung 
versorgen. Die pharmazeutische Indus¬ 
trie des Landes konnte 91 Prozent der 
nationalen medizinischen Bedürfnisse 


abdecken (...). Die Herstellung lizen¬ 
zierter Produkte nahm jährlich um fünf 
Prozent zu, ein Beleg für die gute in¬ 
ternationale Kooperation im Gesund¬ 
heitssektor. 2010 wurden in syrischen 
Fabriken 6 895 pharmazeutische Pro¬ 
dukte hergestellt. Das Land konnte Me¬ 
dikamente in andere Länder wie Irak 
oder Jemen exportieren. Importiert 
werden mussten indes Krebsmedika¬ 
mente, Blutsubstanzen und Impfstoffe. 
2010 gab es nach Angaben der zentra¬ 


len syrischen Statistikbehörde 70 phar¬ 
mazeutische Fabriken. 33 Monate nach 
Beginn der syrischen Revolution 4 2011 
war die gesamte pharmazeutische In¬ 
dustrie Syriens sabotiert und zerstört 44 
Derlei Fakten fechten die Befür¬ 
worter von Sanktionen als vermeintlich 
„zivile Alternative“ zum Bombenkrieg 
nicht an. Nachdem Sevim Dagdelen, 
Sprecherin für Internationale Bezie¬ 
hungen der Linksfraktion im Bundes¬ 
tag, mit Blick auf die zerstörerischen 
Folgen gerade im syrischen Gesund¬ 
heitssektor die Aufhebung der Wirt¬ 
schaftsblockade gefordert hatte, kon¬ 
terte Ute Finckh-Krämer von der SPD 
allen Ernstes: „Ich habe mir eben gera¬ 
de noch einmal die Sanktionsliste der 
EU für Syrien angeschaut: Darauf ste¬ 
hen weder Lebensmittel noch Medika¬ 
mente.“ Das Protokoll vermerkt an der 
Stelle „Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des 
Bündnisses 90/Die Grünen“. 

Rüdiger Göbel 


„Alle bleiben im Hause, aus Furcht vor 
Luftangriffen ...“, so zitiert die britische 
Zeitung „The Guardian“ einen Anwoh¬ 
ner - nicht von Aleppo, sondern von 
Mossul. Die Menschen in Mossul fürch¬ 
ten sich vor den US-Luftangriffen. Zu 
Beginn der Offensive zur Rückerobe¬ 
rung von Mossul soll die US-Luftwaffe 
alle 8 Minuten einen Angriff durchge¬ 
führt haben. 

Die Situation im gesamten Irak ist 
düster: 3,5 Millionen Menschen sind 
aktuell als Binnenflüchtlinge vertrie¬ 
ben, ein großer Teil von ihnen lebt in 
der autonomen Region Kurdistan. Mit 
dem Angriff der irakischen Armee auf 
Mossul hat sich dort die humanitäre Si¬ 
tuation extrem verschlechtert. 

Die irakische Armee und ihre Ver¬ 
bündeten kreisen die Stadt ein, die Zu¬ 
gangswege werden abgeschnitten. An¬ 
griffe auf die Infrastruktur ließen die 
Wasserversorgung in Mossul zusam¬ 
menbrechen, die Lebensmittelpreise 
steigen ins Unermessliche - für den 
IS eine Einnahmequelle in womöglich 
letzter Minute. 

„Deutschlandradio Kultur“ spricht 
beiläufig (und rein spekulativ) von der 
Zerstörung der Stadt: „Die Befreiung 
von Mossul dürfte also um den Preis 
der weitgehenden Zerstörung der Stadt 
und einer sehr hohen Zahl ziviler Opfer 
geschehen.“ 

Die Zukunft Mossuls und des Iraks 
ist ungewiss. Wenn der IS aus Mossul 
vertrieben ist, wird sich die Frage der 
Machtverteilung zwischen Sunniten, 
Schiiten, Kurden und ihren jeweiligen 
Verbündeten stellen. 

Die Situation in Aleppo und Mossul 
ähneln sich in vieler Hinsicht - die Zi¬ 
vilbevölkerung im Kreuzfeuer, die In¬ 
frastruktur zerstört, im Ostteil Aleppos, 
soweit er noch von den Dschihadisten 
beherrscht ist, steigen die Lebensmittel¬ 
preise wie in Mossul. 

Aber vieles ist ganz anders. Für 
Mossul fordert niemand eine Selbst¬ 
verwaltung, wie es der Sonderbeauf¬ 
tragte der UN De Mistura für Aleppo 
gefordert hat. Niemand fordert einen 
„humanitären Waffenstillstand“, um die 


Versorgung der Bevölkerung in Mossul 
zu gewährleisten. 

In Mossul ist noch nicht absehbar, 
wann der IS vertrieben sein wird - ob 
in Tagen, Wochen oder gar Monaten. 
Auch in Aleppo steht nicht fest, wann 
die letzten Dschihadisten aus der Stadt 
vertrieben sein werden - aber mit den 
Erfolgen der syrischen Armee ist of¬ 
fensichtlich, dass die Dschihadisten in 
Aleppo keine Zukunft haben. In der 
US-Regierung besteht keine Einigung 
darüber, was sie tun könnte, um die Ver¬ 
treibung der Dschihadisten aus Aleppo 
zu verhindern. 

Die offizielle Politik der USA 
scheint zur Zeit die Einsicht ins Un¬ 
vermeidliche zu sein. Wenn die Befrei¬ 
ung Aleppos von den Dschihadisten 
schon nicht zu verhindern ist, will man 
offenbar noch in letzter Minute in ir¬ 
gendeiner Weise aktiv werden. Bei Ver¬ 
handlungen zwischen den Außenminis¬ 
tern Russlands und der USA in Rom 
bot Kerry zum ersten Male Vorschlä¬ 
ge an, die mit den Vorstellungen Russ¬ 
lands vereinbar waren. Sie sahen einen 
völligen Abzug der Dschihadisten aus 
Aleppo vor. 

Wenige Tage später bot sich schon 
ein ganz anderes Bild: Den Dschiha¬ 
disten in Aleppo sollte wieder die Ge¬ 
legenheit gegeben werden, sich neu 
zu strukturieren. Die USA drängten 
Ägypten, Neuseeland und Spanien, ih¬ 
ren Entwurf für eine UN-Resolution 
gegen den Widerstand Russlands sofort 
zur Abstimmung zu stellen. Die Forde¬ 
rung: Sieben Tage Waffenstillstand, kein 
Wort über den Abzug der Dschihadis¬ 
ten. Russland betrachtet die Resoluti¬ 
on als Provokation und im Widerspruch 
zur „Einigung“ zwischen Kerry und 
Lawrow. China und Russland legten ihr 
Veto gegen die Resolution ein. Ob die 
vorherige Einigung über einen Abzug 
der Dschihadisten aus Aleppo danach 
weiter Bestand hat, ist offen. 

Mittlerweile hatten die Dschihadis¬ 
ten gezielt ein russisches Lazarett in 
Aleppo beschossen - zwei Ärztinnen 
wurden getötet. 

Manfred Ziegler 



Grundnahrungsmittel kosten in Syrien inzwischen ein Mehrfaches 


Der Herbst des Jacob Zuma 

An der Person des Präsidenten könnte das südafrikanische Regierungsbündnis zerfallen 


„Zuma must fall“ brachte die interna¬ 
tionale Presse schon mehrmals in die 
Schlagzeilen. Südafrikas Präsident Ja¬ 
cob Zuma steht zurzeit vor allem we¬ 
gen der geldverschlingenden Reno¬ 
vierung seines Hauses auf Staatskos¬ 
ten und die Studentenproteste gegen 
Studiengebühren in der Kritik. Im 
März brach das eiserne Gesetz inner¬ 
halb des Regierungsbündnisses, keine 
Kritik an die Öffentlichkeit zu tragen: 
Dem stellvertretenden Finanzminis¬ 
ter Mcebisi Jonas habe der millionen¬ 
schwere Gupta-Clan den Posten des 
Ministers angeboten. „State capture“, 
die an einer Person aufgehängte De¬ 
batte um die generelle Abhängigkeit 
der Regierung vom kapitalistischen 
System, führte zu sichtbaren Rissen 
im Bündnis. Und die größte Einzelge¬ 
werkschaft des in die Regierung ein¬ 
gebundenen Gewerkschaftsverbandes 
Cosatu forderte am 2. November den 
Staatspräsidenten auf, „in allen Ehren 
zurückzutreten“. Damit wäre automa¬ 
tisch sein Stellvertreter neuer Staats¬ 
präsident: Cyril Ramaphosa, Chef der 
Shanduka-Holding, einer der reichsten 
Männer Südafrikas. 

Aber die weiteren Rücktrittsfor¬ 
derungen aus der Mitte der Regie¬ 
rung - von Tourismus-Minister De- 
rek Hanekom, Gesundheitsminister 
Aaron Motsoaledi und Thulas Nxesi, 
dem Minister für öffentliche Arbei¬ 
ten, Wissenschaftsministerin Nale- 
di Pandor und Finanzminister Pravin 
Gordhan sowie dem ANC-Sprecher 
Jackson Thembu -, begleitet von hef¬ 


tigem Medienlärm, aber auch von Tau¬ 
senden Demonstranten auf der Straße, 
beschäftigten nunmehr die Spitze des 
Bündnisses. Auf der dreitägigen Son¬ 
dersitzung des Nationalen Exekutiv¬ 
komitees (NEC) des ANC am letzten 
Novemberwochenende wurde heftig 
gestritten, aber dem ANC-Vorsitzen¬ 
den und Staatspräsidenten der Rü¬ 
cken gestärkt. „Die Einheit des ANC 
und unseres Bündnisses ist die beste 
Ehrung für Genossen Fidel Castro“ 
schrieb der Vorsitzende der Südafri¬ 
kanischen Kommunistischen Partei 
(SACP), Bildungsminister Blade Nzi- 
mande, am 1. Dezember in der Partei¬ 
zeitung „Umsebenzi“. 

Jacob Zuma ist gewählter Präsi¬ 
dent bis 2019. Im Dezember 2017 wird 
die neue ANC-Spitze gewählt, und der 
Weg für den zukünftigen Präsidenten 
freigemacht, vorausgesetzt die Wäh¬ 
ler spielen dann mit. Die ANC-Frau- 
en- und die Jugendliga machen sich für 
die scheidende Kommissionsvorsitzen¬ 
de der Afrikanischen Union, Nkosa- 
zana Dlamini-Zuma, stark. Bündnis¬ 
partner Cosatu hat sich auf Cyril Ra¬ 
maphosa festgelegt. Die SACP hat sich 
noch nicht definitiv erklärt, hat zu bei¬ 
den Kandidaten Vorbehalte. Bei der 
AU-Politikerin und mehrmaligen Mi¬ 
nisterin Dlamini-Zuma wird eine Zu- 
ma-Dynastie befürchtet. Und der ak¬ 
tuelle Vizepräsident Ramaphosa hat 
viel Sympathie verloren. Ihm hängt 
seine bislang nicht aufgeklärte Rolle 
im Vorstand der britischen Bergbau¬ 
gesellschaft Lonmin nach, die 2012 


die Polizei gegen streikende Arbeiter 
rief. Der Polizeieinsatz führte zu einem 
Massaker, 34 Streikenende kamen ums 
Leben. 

Jetzt steht Cyril Ramaphosa er¬ 
neut im Feuer öffentlicher Kritik. Sie 
bezieht sich auf den am 20. Novem¬ 
ber veröffentlichten Bericht der von 
Ramaphosa eingesetzten Kommission 
zum Nationalen Mindestlohn (NMW). 
Ihm wird vorgeworfen, die Anpassung 
des Mindestlohns den Interessen des 
Monopolkapitals unterzuordnen und 
dabei den Großgrundbesitzern mit 
Ausnahmeregelungen entgegenzu¬ 
kommen. Ramaphosa sei „ein Feind 
der Arbeiterklasse, der die Interessen 
der ausbeutenden Kapitalistenklasse 
verteidigt“, so die Nahrungsmittelge¬ 
werkschaft FAWU. Es sei ein Hohn, 
einen Mindestlohn von 3 500 Rand 
vorzuschlagen, wo doch die Armuts¬ 
grenze bei 4 317 Rand (etwa 288 Euro) 
hege. Die vorgesehenen Ausnahmen 
für die 800 000 Landarbeiter und 1,2 
Millionen Hausgehilf(inn)en erbittern 
zusätzlich die Kritiker. 

Das im Widerstand gegen die 
Apartheid geschweißte, seit 1994 re¬ 
gierende Bündnis zeigt Risse, die über 
die Person Jacob Zuma hinausweisen. 
Der Gewerkschaftsbund Cosatu ist so¬ 
gar in seiner Existenz bedroht: Nach 
dem Ausschluss der größten Gewerk¬ 
schaft des Landes, der Metallgewerk¬ 
schaft Numsa, im November 2014 ha¬ 
ben 2015 die kämpferischen „Nine 
Plus“-Gewerkschaften Cosatu verlas¬ 
sen. Wie das öffentliche TV-Programm 


SABC meldete, werden die „9+“ ei¬ 
nen neuen Gewerkschaftsbund grün¬ 
den, „charakterisiert durch Militanz, 
Demokratie und Unabhängigkeit“, so 
Stephen Faulkner, Sprecher der oppo¬ 
sitionellen Gewerkschafter. 

16,3 Millionen Menschen leben in 
Südafrika unter der Armutsgrenze, da¬ 
von die Hälfte in prekären Jobs. Bei 
auf 30 Prozent gestiegener Arbeitslo¬ 
sigkeit sind nur 8,1 Prozent männliche 
Weiße und 12,5 Prozent weiße Frauen 
arbeitslos, aber 30,5 Prozent schwar¬ 
ze Männer und 41,5 Prozent schwarze 
Frauen. Im Lohngefälle ist nach über 
20 Jahren Ende der Apartheid die 
Rassendiskriminierung, aber auch die 
Frauenbenachteiligung offensichtlich. 
„Business Tech“ veröffentlichte am 
13. Juli die Ergebnisse der „Analyti- 
co Salary Analysis 44 von 692 704 Be¬ 
fragten - die Fakten sprechen für sich: 
Qualifizierte weiße männliche Arbei¬ 
ter verdienen durchschnittlich 30453 
Rand, weiße Frauen 17700 Rand. 
Schwarze qualifizierte Männer hinge¬ 
gen nur 9 244 Rand, schwarze Frau¬ 
en 11155 Rand. Dabei werden qua¬ 
lifizierte schwarze Frauen mit einer 
um 19 Prozent höheren Wahrschein¬ 
lichkeit arbeitslos als weiße Frauen. 
Oder wie Verne Harris, Direktor der 
Nelson-Mandela-Stiftung, sagte „Die 
große Mehrheit der Südafrikaner lebt 
in einer Welt, die noch sehr stark von 
Apartheid geprägt ist.“ 

Der dritte Bündnispartner SACP 
hatte auf dem Parteitag 2015 be¬ 
schlossen, eine zweite stärkere Pha¬ 


se der demokratischen Umgestaltung 
anzugehen. Es mehren sich Stimmen, 
die eine Trennung von ANC befür¬ 
worten. So hat der Eastern Cape 
Congress der SACP am 2. November 
für die kommenden Wahlen eine Ei¬ 
genkandidatur vorgeschlagen. Selbst 
die bislang regierungstreuen traditio¬ 
nellen Stammesfürsten haben sich im 
Oktober auf ihrem Kongress „Contra- 
lesa“ vom ANC distanziert und über¬ 
legen, eine eigene Partei zu gründen. 
Jeremy Cronin, stellvertretender Ge¬ 
neralsekretär der SACP, sieht drei 
Hauptaufgaben, die er als Lehren aus 
dem Leben von Fidel zog, nämlich die 
Volkskräfte wieder zu mobilisieren, 
Kritik und Selbstkritik zu vertiefen 
und „gegen falschen Antiimperialis- 
mus wachsam zu sein“ (Umsebenzi 
vom 4.12.2016). 

Bei aller Widersprüchlichkeit: 
„Zuma must not fall 44 . Jacob Zuma darf 
nicht fallen. Bis 2019 hat er noch drei 
Jahre, um im und mit dem Bündnis 
die Lage der schwarzen Bevölkerung 
tiefgreifend zu verbessern. Die SACP 
wird auch weiterhin die Kampagnen 
gegen die Studiengebühren wie auch 
gegen „state capture“ mittragen und 
die kämpferischen Gewerkschaften 
unterstützen. Es ist sicher Zufall, zeigt 
aber die Brisanz, dass das Zentralko¬ 
mitee der SACP am gleichen Wochen¬ 
ende (vor Weihnachten) tagt, an dem 
auch das Exekutivkomitee der Metall¬ 
arbeitergewerkschaft Numsa zusam¬ 
menkommt. 

Georges Hallermayer 
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Ihr Haus ist - wie zehntausend andere - zerstört 



15. November 1941: Die Moskauer bauen Panzersperren 


Der erste große Sieg 


Die Moskauer Schlacht zerstörte die Legende 
von der „Unbesiegbarkeit“ der Wehrmacht 



In Gefangenschaft: Ein Soldat der faschistischen Wehrmacht ergibt sich 


I n den ersten Monaten nach 
dem Überfall des faschistischen 
Deutschlands auf die Sowjetunion 
gelang es den drei Heeresgruppen der 
Wehrmacht sowie den Truppen ihrer 
Verbündeten mehr als 1000 Kilome¬ 
ter tief in die Sowjetunion vorzudrin¬ 
gen. Die faschistischen Aggressoren 
belegten Leningrad mit der Blockade, 
näherten sich gefährlich nahe Moskau 
und besetzten die baltischen Sowjet¬ 
republiken, Belorussland, die Mol¬ 
dauische SSR, große Teile der Ukrai¬ 
ne und der RSFSR und einen Teil der 
Karelo-Finnischen SSR. 

Die Rote Armee verlor in har¬ 
ten Abwehrkämpfen bis Ende 1941 
4,473 Millionen an Toten, Verwunde¬ 
ten und Gefangenen. Das waren etwa 
92 Prozent der im Juni 1941 bereitste¬ 
henden Truppen. 

Der Widerstand nahm jedoch - 
trotz der Raumeroberungen der fa¬ 
schistischen Wehrmacht, der sowje¬ 
tischen Verluste an Gefallenen und 


Kriegsgefangenen, der Zerstörungen 
und des Terrors - Tag für Tag zu. 

Am 2. Oktober 1941 begann der 
faschistische Generalangriff auf Mos¬ 
kau. Die faschistische politische und 
militärische Führung war von einem 
schnellen Erfolg überzeugt. Trotz er¬ 
bitterter Gegenwehr der Sowjetar¬ 
mee kamen die Aggressoren tatsäch¬ 
lich weiter voran. Das sowjetische 
Oberkommando konzentrierte Kräf¬ 
te zur Verteidigung der Stadt unter 
dem Kommando der Generäle Iwan 
Stepanowitsch Konew und Georgi 
Konstantinowitsch Schukow, dem die 
Hauptverantwortung für den Kampf 
um Moskau übertragen wurde. 

Ein erster Erfolg der Roten Armee 
zeichnete sich ab, als die Aggressoren 
Ende Oktober etwa 100 bis 120 Kilo¬ 
meter vor Moskau eine Zwangspause 
einlegen mussten. Mitte November 
nahmen sie den Angriff wieder auf 
und kamen stellenweise bis auf 25 Ki¬ 
lometer an Moskau heran. Dabei erlit¬ 


ten sie jedoch hohe Verluste. Sie ver¬ 
loren unter anderem über 750 Panzer. 

Am 576. Dezember 1941 gingen 
die sowjetischen Truppen - unter ih¬ 
nen Arbeiterbataillone - vor Moskau, 
völlig überraschend für die faschisti¬ 
sche Führung, zum ersten Mal in die¬ 
sem Krieg zu einer groß angelegten 
Gegenoffensive über. Die deutschen 
Truppen mussten sich zurückziehen. 

Die Aggressoren verloren in den 
Kämpfen 120 000 Mann ihrer besten 
Einheiten und wertvolles Kriegsge¬ 
rät. Das Ziel, die faschistische Heeres¬ 
gruppe Mitte zu zerschlagen, konnte 
nicht erreicht werden. Im Verlauf ih¬ 
rer Gegenoffensive befreite die Rote 
Armee jedoch über 11000 Städte und 
Ortschaften und warf - bis in den Ja¬ 
nuar 1942 hinein - den Feind bis zu 
250 Kilometer zurück 

Die Moskauer Schlacht zerstörte 
die Legende von der „Unbesiegbar¬ 
keit“ der Wehrmacht. Der erste gro¬ 
ße Sieg über die Faschisten gab neue 
Kraft für den Kampf gegen die fa¬ 
schistischen Aggressoren. Er machte 
den Plan „Barbarossa“ endgültig zu¬ 
nichte. Die Blitzkriegsstrategie, wie 
sie von der Führung des faschistischen 
Deutschlands bisher erfolgreich ver¬ 
folgt worden war, war vor Moskau 
endgültig gescheitert. Dank der Mo¬ 
bilisierung aller vorhandenen Kräfte 
gelang es der Sowjetunion bis Ende 
1941 mehr als 400 neue Divisionen 
aufzustellen und - durch gewaltige 
Anstrengungen - die Produktion von 
Panzern moderner Bauart, Flugzeu¬ 
gen, Maschinenpistolen, Munition zu 
vervielfachen. 

Der Sieg der sowjetischen Streit¬ 
kräfte vor Moskau minderte zudem 
die Gefahr, dass Japan ebenfalls in 
den Krieg gegen die Sowjetunion ein¬ 
trat. Andererseits beförderte er die 
Errichtung und Entwicklung der An¬ 
tihitlerkoalition und gab allen Antifa¬ 
schisten, wo immer sie auch kämpften, 
Mut und Zuversicht. 

nh 

Über die Schlacht um Moskau berich¬ 
ten eine Reihe von sowjetischen Roma¬ 
nen bzw. Erzählungen, unter ihnen: 
Alexander Bek: Die Wolokolamsker 
Chaussee, 

Sawwa Dangulow: Spiel der Kräfte 
Michail Bubenow: Die weiße Birke 
Konstantin Simonow: Die Lebenden 
und die Toten 


Bild links: 1. Dezember 1941,frische 
Kräfte gehen an die Front 
Bild rechts oben: Fliegerabwehrstel¬ 
lung auf der Hotel „Moskwa“. 

Bild rechts darunter: Eine Bahnstrecke 
wird vermint 

Bild rechts unten: Sowjetische Flug¬ 
zeuge über feindlichen Stellungen in 
der Nähe Moskaus 
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Choi Hohyun über die Proteste gegen die südkoreanische Präsidentin 

Angst vor Kontrollverlust 


D ie Demonstrationen für den 
Rücktritt der südkoreanischen 
Präsidentin Park Geun-hye er¬ 
schüttern seit sechs Wochen Südkorea. 
Seit der Enthüllung des Skandals um 
die Präsidentin Park gingen jede Woche 
mehr als eine Million Menschen auf die 
Straße. Studierende der über 20 Univer¬ 
sitäten traten in den Streik, 200000 Ar¬ 
beiter traten am 30. November in einen 
vierstündigen Streit und gingen auf die 
Straße. 

Angesichts dieser Proteste erklärte 
sich Park zum Rücktritt bereit und leg¬ 
te ihr Schicksal in die Hände des Par¬ 
laments. „Ich überlasse es dem Parla¬ 
ment, über meinen Rücktritt einschließ¬ 
lich einer Verkürzung meiner Amtszeit 
zu entscheiden.“, sagte Park in einer 
Fernsehansprache. Die Regierungspar¬ 
tei schlug den Rücktritt zu Ende April 
2017 vor. 

Aber diese Erklärung konnte die 
Wut der Bevölkerung nicht zähmen. 
Man wertet es als Versuch, auf Zeit 


zu spielen und einem entwürdigenden 
Amtsenthebungsverfahren zu entge¬ 
hen. 

Zwei liberale Parteien, die Demo¬ 
kratie Partei und die Partei des Volks, 
sowie eine pseudolinke Partei (Ge¬ 
rechtigkeitspartei) beantragten im Par¬ 
lament die Entmachtung Parks. Damit 
sie ihres Amtes enthoben werden kann, 
müssen 200 der 300 Abgeordneten da¬ 
für stimmen. Da die Opposition insge¬ 
samt 172 Stimmen hat, muss sie min¬ 
destens 28 Abgeordnete der Regie¬ 
rungspartei für sich gewinnen. Ob das 
gelingen kann ist unklar. 

Oppositionsparteien fordern zum 
einen den sofortigen Rücktritt der Prä¬ 


sidentin, zum anderen sprechen sie von 
einem geordneten Rücktritt. Sie ha¬ 
ben die streikenden Eisenbahnarbeiter 
dazu aufgerufen, ihren Streik zu unter¬ 
brechen, da dieser die nationale Sicher¬ 
heit und Stabilität der Wirtschaft bedro¬ 
he. Offenbar fürchten sie, die Proteste 
gegen Park nicht mehr kontrollieren zu 
können. 

Präsidentin Park tat alles, um die In¬ 
teressen der US-Imperialisten durchzu¬ 
setzen. So schloss ihre Regierung einen 
Kaufvertrag für ein Grundstück zur 
Stationierung des Abwehrraketensys¬ 
tems THAAD ab; anschließend traf sie 
mit Japan ein Militärabkommen, durch 
das beide Staaten geheimdienstliche 


Informationen austauschen können. 
Dieses Abkommen ist ein notwendi¬ 
ger Schritt zur Inbetriebnahme des 
THAAD-Systems. 

Trotzdem scheinen die USA einen 
Rücktritt der Präsidentin nicht auszu¬ 
schließen. Josh Earnest, Pressesprecher 
des Weißen Hauses, sagte am 4. No¬ 
vember: „Ein Zeichen für das enge 
Bündnis zwischen Südkorea und den 
USA ist, dass es beibehalten wird, auch 
wenn eine andere Person den Staat 
führt.“ 

Park Geun-hye ist für die US-Impe- 
rialisten nicht mehr als eine Schachfi¬ 
gur. Ihr oberstes Interesse ist, die poli¬ 
tische Lage in Südkorea zu stabilisieren 


und eine Radikalisierung der Proteste 
zu verhindern. Auch rechtskonserva¬ 
tive Medien, die treue Unterstützer 
der Präsidentin sind, leugnen nicht die 
Möglichkeit und Unvermeidbarkeit 
des Rücktrittes. Große Unternehmen 
stellen sich als Opfer einer Erpressung 
durch die Präsidentin dar und distanzie¬ 
ren sich von ihr. Alle Unterstützer der 
Präsidentin scheinen ihr den Rücken zu 
kehren. Für die herrschende Klasse ist 
die entscheidende Frage nicht, ob die 
Präsidentin zurücktreten wird, sondern 
lediglich „wie“. 

Die Protestbewegung in Südkorea 
muss sich nun entscheiden: Richtet sie 
sich gegen das ganze Herrschaftssys¬ 
tem, gegen das kapitalistische Ausbeu¬ 
tungssystem an sich? Oder wird sie mit 
dem bloßen Machtwechsel von einer zu 
einer anderen bürgerlichen Partei en¬ 
den? 

Der Schlüssel zur Lösung dieser 
Frage liegt in den Händen der Arbei¬ 
terklasse. 



Kubaner nehmen Abschied 

Während des viertägigen Trauerzuges von Havanna nach 
Santiago de Cuba wurde die Asche Fidel Castros am i. De¬ 
zember durch die Provinz Camagüey getragen. Der Zug folg¬ 
te der Route der „Karawane der Freiheit“ in umgekehrter 
Richtung - mit ihr waren die Revolutionäre 1959 nach dem 
Sturz des Diktators Batista 1959 nach Havanna eingezogen. 
Jetzt wurde Abschied von Fidel Castro genommen. Entlang 
der Straßen erwiesen die Menschen dem Comandante en 
Jefe der Kubanischen Revolution die letzte Ehre. 


In Santiago de Cuba fand letzte Woche Samstag eine Ab¬ 
schiedszeremonie statt. An dieser nahmen enge Verbündete 
Kubas - wie die Präsidenten Nicoläs Maduro (Venezuela), 
Evo Morales (Bolivien), Daniel Ortega (Nicaragua) - sowie 
der ehemalige Fußballer Diego Maradona teil. Der Argenti¬ 
nier war gekommen, um bei seinem „zweiten Papa zu sein, 
bei der Legende, die von uns gegangen ist, uns aber ein kla¬ 
res Vermächtnis hinterlassen hat, an dem wir nicht Verrat 
üben dürfen“. 


Über freie Wahlen 

Die Filterung des Volkswillens gelingt nicht immer • Kolumne von Beate Landefeld 


Der Teletext bei ARD und ZDF unter¬ 
legt aktuelle Meldungen mit Hinter¬ 
grundwissen. Am 26. November bot der 
ZDF-Teletext aus Anlass des Todes von 
Fidel Castro ein Kurzporträt des Revo¬ 
lutionsführers. Es stellte die politischen 
Höhepunkte in Castros Leben halbwegs 
sachlich dar. Ein schlaffer Versuch, das 
Andenken an den kommunistischen 
Staatsmann zu vermiesen, fand sich am 
Ende des Porträts: „Trotz der versuchten 
Invasion von Exilkubanern und Atten¬ 
tatsversuchen blieb er an der Macht. De¬ 
mokratischen Wahlen stellte er sich nie.“ 
Hätte der Teletext-Autor nach „Wahlen 
in Kuba“ gegoogelt, hätte er bei Wikipe- 
dia dies gefunden: „Die Parlamentswahl 
in Kuba 2013 fand am 3. Februar statt. 
8,4 Millionen Wahlberechtigte konnten 
612 Mitglieder der Nationalversamm¬ 
lung sowie 1269 Delegierte auf Provinz¬ 
ebene bestimmen. Fidel Castro und sein 
Bruder Raoul gehörten zu den Kandida¬ 
ten.“ Zwei Sätze später behauptet aber 
auch Wikipedia: „Da Kuba ein Einpar¬ 
teiensystem ist, welches von der Kom¬ 
munistischen Partei beherrscht wird, gilt 
die Wahl als unfrei.“ Mit „gilt“ erhält die 
Interpretation der Medien, die bei uns 
dominieren, ihre Affirmation. 

Blätterte man im ZDF-Teletext des 
26. November weiter, stieß man auf die 
Meldung „Parlamentswahlen im Emirat 
Kuwait begonnen“. Danach habe Emir 
Sabah al-Ahmed Kuwaits Nationalver¬ 
sammlung vor Kurzem aufgrund von 
„Herausforderungen im Sicherheitsbe¬ 
reich“ aufgelöst. 480 000 Kuwaitis sei¬ 



en aufgerufen, neu zu wählen. Weiter: 
„Das mehrheitlich sunnitische Kuweit 
ist der einzige Golfstaat, der über eine 
frei gewählte 
Nationalver¬ 
sammlung ver¬ 
fügt. Parteien 
sind allerdings 
offiziell verbo¬ 
ten, die Regie¬ 
rung wird im¬ 
mer von einem 
Mitglied der 
Herrscherfa¬ 
milie geführt.“ 

Wie im Inter¬ 
net zu erfah¬ 
ren ist, werden 
auch die wich¬ 
tigsten Kabi¬ 
nettsposten an 

nahe Verwandte der Herrscherfamilie 
vergeben und wird das Parlament jedes 
Mal aufgelöst, wenn es anfängt, Regie¬ 
rungsmitglieder zu kontrollieren, so dass 
in den letzten 10 Jahren siebenmal neu 
gewählt wurde. Drei Millionen Gast¬ 
arbeiter haben kein Wahlrecht. Frauen 
können seit 2006 wählen, ziehen aber 
wegen der Dominanz eines rückständi¬ 
gen Frauenbilds selten oder gar nicht ins 
Parlament ein. Doch das Land ist „Ma¬ 
jor Non-NATO Ally“ eine von den USA 
vergebene, offizielle Bezeichnung für 
Länder, die besonders enge, strategische 
Beziehungen mit den USA unterhalten. 
Als Anhängsel und Hoffnungsträger 
der westlichen Wertegemeinschaft hat 


Beate Landefeld 
ist Redakteurin 
der Marxistischen 
Blätter 


Kuwait selbstredend eine „frei gewähl¬ 
te Nationalversammlung“, „allerdings“ 
mit ähnlichen Schönheitsfehlern, wie die 
zaristische Duma 1906 und 1907. 

Fidel Castro sei ein „brutaler Dik¬ 
tator“ gewesen, tönte am 26. Novem¬ 
ber der von 24 Prozent der Bürger im 
Wahlalter gewählte, neue US-Präsident 
Trump. Er siegte mit weniger Stimmen 
als Clinton dank des antiquierten US- 
Wahlsystems, in das Mechanismen zur 
Filterung des Volkswillens implemen¬ 
tiert sind, die das im bürgerlichen Par¬ 
lamentarismus übliche Maß übertreffen. 
Alexander Hamilton, einer der Verfas¬ 
sungsväter der „ältesten Demokratie 
der Welt“, erklärte den Sinn dieser Filter: 
„Alle Gemeinschaften unterteilen sich in 
die Wenigen und die Vielen. Erstere sind 
die reich und wohl Geborenen, die ande¬ 
ren die Masse des Volkes [...] Das Volk 
ist turbulent und veränderlich; es urteilt 
und beschließt selten richtig. Gebt des¬ 
halb der ersten Klasse einen eindeutigen, 
dauerhaften Anteil an der Regierung.“ 
Worüber Hamilton hinweg sah, war, 
dass es unter den „reich und wohl Ge¬ 
borenen“ unberechenbare Trumps gibt. 
Die Filter sonderten den Linken Bernie 
Sanders aus, halfen aber Clinton, der Fa¬ 
voritin beider Flügel der US-Oligarchie, 
nicht ins Amt. Clinton konnte 2,5 Milli¬ 
onen Obama-Wähler von 2012 aus den 
Sektoren der Geringverdiener, Latinos 
und Frauen, nicht bewegen, wählen zu 
gehen. Die US-Oligarchie und das Esta¬ 
blishment der Republikaner wollen nun 
Trump „einhegen“. 


Patrik Köbele zu Hans Heinz Holz'fünftem Todestag 


Dialektik nach 
der Niederlage 


1991 - zwei Jahre nach der Konterre¬ 
volution in der DDR, ein Jahr nach ih¬ 
rer Auflösung, parallel zur Auflösung 
der Sowjetunion - erscheint ein klei¬ 
nes Büchlein. Ein Büchlein, in dem ei¬ 
ner nicht nur über unsere Niederlage 
schreibt, an der wir alle noch mächtig 
zu leiden hatten. Wir hatten uns gera¬ 
de mal entschlossen, eine kommunis¬ 
tische Partei zu bleiben, wir waren ein 
kleiner Haufen geworden, (m)eine Ge¬ 
neration war fast kaum mehr vertre¬ 
ten, „alte“ Genossinnen und Genos¬ 
sen hielten die Partei aufrecht, der Ju¬ 
gendverband kämpfte ums Überleben. 
Und da betitelt einer sein Büchlein 
„Niederlage und Zukunft des Sozia¬ 
lismus“ und beginnt, mit öffentlichen 
Veranstaltungen durch die Partei zu 
touren. Sein Name: Hans Heinz Holz. 
Seine Titel: einmal Professor und zwei¬ 
mal Doktor. Damals kannten wir uns 
nicht und, zugegeben, am Anfang habe 
ich gedacht: Was ist das für ein Phönix, 
der da auftaucht. Dann las ich selbst 
dieses „Büchlein“ und ich muss sagen: 
Es ist eine komprimierte, verständli¬ 
che, überzeugende, beweisführende 
Zusammenfassung der Logik, dass die 
erfolgreiche Konterrevolution keines¬ 
wegs die Notwendigkeit der revolutio¬ 
nären Überwindung des Kapitalismus 
und des Aufbaus des Sozialismus ob¬ 
solet macht. Wer neben den Schriften 
der Klassiker eine kurze Einführung in 
unsere Weltanschauung und eine Zu¬ 
sammenfassung der Ziele der Kommu¬ 
nisten und des Wegs dahin sucht, dem 
sei auch heute diese Schrift ans Herz 
gelegt. 

In der Folge engagierte sich Hans 
Heinz mehr und mehr in und um seine 
Partei, die DKP, in die er endlich auch 
eingetreten war, nachdem sie selbst ihm 
jahrzehntelang die Parteilosigkeit ver¬ 
ordnet hatte. Aktiv wurde er neben sei¬ 
nen vielen Veranstaltungsrundreisen in 
der Programmerarbeitung. Das gilt für 
die „Thesen des Mannheimer Partei¬ 
tags“, ein inhaltlich durchaus „großes“ 
Dokument, genauso wie für unser gül¬ 
tiges Programm von 2006. 

Wir beide, seine liebe Sylvia, mei¬ 
ne Familie wurden in dieser Zeit sehr 
gute Freunde und blieben es. Wir hat¬ 
ten auch manchen produktiven Disput, 
manchmal auch Unterschiede. Die Dia¬ 
lektik lehrt uns ja aber gerade, dass der 
Widerspruch die Grundlage der Ent¬ 
wicklung ist. 

Mit „Kommunisten heute“ hat 
Hans Heinz ein Büchlein nachgelegt, 
sein politisches Spätwerk (man darf ja 
nicht vergessen, dass er vor allem ein 
umfangreiches philosophisches Werk 
veröffentlichte) krönte er mit den drei 
Bänden zur „Aufhebung und Verwirk¬ 
lichung der Philosophie“, von denen ich 
vor allem den Band zu den „Klassikern 
der III. Internationale“ allen wärmstens 
zur Lektüre empfehlen möchte. 


Hans Heinz ist nun seit 5 Jahren 
tot. Er wollte am Ende sterben. Der 
Widerspruch zwischen geistiger Wach¬ 
heit und körperlichem Verfall war für 
ihn unerträglich. Unsere Partei hat mit 



Was ist das für ein Phönix? Hans 
Heinz Holz stellt 2007 beim Eulen- 
spiegel-Verlag ein neues Buch vor. 
Foto: Gabriele Senft 

ihm einen großen Theoretiker verlo¬ 
ren, der immer auch ein Parteiarbei¬ 
ter war. Ich habe mit ihm einen Freund 
und eine Freundschaft verloren, die ich 
in meinem Leben nicht vergessen wer¬ 
de. Auch deshalb, weil neben den De¬ 
batten immer auch die Freude am Le¬ 
ben, eben die Lebensfreude stand, die 
Freude über junge Menschen, die sich 
für unsere Theorie zu interessieren be¬ 
gannen, die Freude über einen leckeren 
Wein, ein gutes Essen, die Freude über 
eine schöne Landschaft und die Freude 
über kleine Erfolge im Kampf um die 
Stärkung unserer DKP. 

Patrik Köbele ist Vorsitzender der DKP. 

Die raue See des 
Widerspruchs 

Die Fondazione centro di studi filoso- 
fici, die Gesellschaft für dialektische 
Philosophie und der DKP-Parteivor- 
stand laden zu einer Konferenz und 
Feier anlässlich des 90. Geburtstags 
Hans Heinz Holz*ein. DieTheorie der 
Widerspiegelung und Erkenntnis,die 
Theorie der bildenden Kunst und die 
Theorie der kommunistischen Partei 
sind die Themen der Vorträge und 
Diskussionen, an denen marxisti¬ 
sche Philosophen wie Andreas Hül- 
linghorst und Politiker wie Patrik Kö¬ 
bele teilnehmen. Am Abend spielen 
„Quijote“. Wegbegleiter von Hans 
Heinz Holz erzählen. 

25. Februar 2017 
10.00 Uhr bis 18.30 Uhr 
Urania Berlin 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Die Verschwörung von Beloweschsk 

Vor 25 Jahren wurde der UdSSR der Todesstoß versetzt 


A m 8. Dezember 1991 wurde in 
den belorussischen Wäldern von 
Boris Jelzin, dem Präsidenten 
der Russischen SFSR, Leonid Kraw- 
tschuk, dem Präsidenten der Ukraini¬ 
schen SSR, und Stanislaw Schuschke- 
witsch, dem Vorsitzenden des Obers¬ 
ten Sowjets der Belorussischen SSR, 
mit der „Beloweschsker Übereinkunft“ 
die Sowjetunion für aufgelöst erklärt 
und die „Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten“ (GUS) aus der Taufe gehoben. 
Es handelte sich dabei um offenen Ver¬ 
fassungsbruch. Der Unionsvertrag von 
1922, den die Verschwörer angeblich auf¬ 
kündigten, hatte bereits seit langem kei¬ 
ne Gültigkeit mehr, da er durch die Ver¬ 
fassung der UdSSR ersetzt worden war. 
Die obersten Machtorgane der UdSSR 
hatten die Verschwörer ebenso wie die 
Unionsrepubliken selbstherrlich über¬ 
gangen. Und der Wille der Bevölkerung 
der Sowjetunion wurde in einer Weise 
missachtet, die nicht augenscheinlicher 
sein konnte. Hatte diese sich doch im 
Frühjahr 1991 in einem Referendum mit 
76 Prozent für den Erhalt der UdSSR 
ausgesprochen. 

Bei ihrem verbrecherischen Han¬ 
deln ließen sich die Verfassungsbre¬ 
cher nicht nur von ihren eigenen 
selbstsüchtigen Interessen und denen 
der inneren antisowjetischen Konter¬ 
revolution leiten. Offensichtlich agier¬ 
ten sie zugleich als Lakaien ausländi¬ 
scher imperialistischer Mächte. Das 
wird nicht zuletzt auch dadurch bestä¬ 
tigt, dass Jelzin mit Zustimmung seiner 
Komplizen nach der Unterzeichnung 
der Dokumente als ersten US-Präsi- 
dent Bush sen. über das Geschehene 
informierte. 

Jelzin berichtete Bush: „Heute hat 
sich in unserem Land ein sehr wichti¬ 
ges Ereignis vollzogen, und ich wollte 
Sie persönlich darüber informieren, 
bevor Sie es aus der Presse erfahren“, 
erklärte er feierlich. Er unterstrich, 
so schreibt Bush in seinen Memoi¬ 
ren, „dass Gorbatschow diese Resul¬ 
tate noch nicht kennt“. Jelzin weiter 


speichelleckerisch: „Hochverehrter 
George, das ist außerordentlich, au¬ 
ßerordentlich wichtig. Angesichts der 
zwischen uns bereits herausgebildeten 
Tradition konnte ich selbst keine zehn 
Minuten warten um Sie zu informie¬ 
ren.“ 

Der ehemalige Ministerpräsident 
der UdSSR, Ryschkow, stellt dazu in 
seinem 2010 in Moskau erschiene¬ 


nen Buch „Der Kronzeuge“ fest, dass 
sich in diesem Gespräch wie in einem 
Spiegel die ganze Nichtigkeit Jelzins 
zeige - eines Staatsfunktionärs, der zu 
jeder Gemeinheit und Intrige, zu je¬ 
dem Verrat zum Zwecke seiner per¬ 
sönlichen Interessen bereit war. 

Bush sen. berief noch am gleichen 
Tag eine Pressekonferenz ein und ver¬ 
kündete triumphierend, dass „die So¬ 
wjetunion nicht mehr existiert und die 
USA im kalten Krieg gesiegt“ haben. 
Er brüstete sich zugleich damit, dass 
„die Vereinigten Staaten für die Liqui¬ 
dierung der Sowjetunion fünf Billio¬ 
nen Dollar ausgegeben“ haben. 


Jelzin und seine Kumpane waren sich 
der Ungesetzlichkeit ihres Handelns und 
der möglichen Konsequenzen bewusst. 
Eben darum hatten sie das Vorhaben, 
das man mit der Zusammenkunft ver¬ 
folgte, verheimlicht und vermutlich auch 
Beloweschsk in unmittelbarer Nähe zur 
polnischen Grenze ausgewählt um sich 
im Ernstfall ins Ausland absetzen zu 
können. 


Die Sorge erwies sich allerdings als 
unbegründet. Die Machtorgane der 
UdSSR waren im Ergebnis der sich un¬ 
ter dem Aushängeschild der Perestroi¬ 
ka vollziehenden Abwicklung des Sozi¬ 
alismus bereits vollständig zersetzt und 
nahmen ihre Aufgaben zur Verteidigung 
der Sowjetunion nicht mehr wahr. Nach 
dem vor allem an der Inkonsequenz sei¬ 
ner Akteure gescheiterten Versuch des 
„Notstandskomitees“, im August 1991 in 
letzter Minute das Steuer noch herum¬ 
zureißen, wütete die Konterrevolution. 
Jelzin hatte die KPdSU in Russland ver¬ 
boten. Die Volksmassen waren desorien¬ 
tiert und handlungsunfähig. 


Eine wesentliche Schuld für die¬ 
se Entwicklungen geht auf das Konto 
Gorbatschows, des Generalsekretärs der 
KPdSU und Präsidenten der UdSSR. 
Angesichts der umfassenden Vollmach¬ 
ten, die er auf sich vereinigt hatte, ist er 
der Hauptverantwortliche für das Fiasko 
der Perestroika, die 1991 in Chaos und 
dem Sieg der antisozialistischen Kon¬ 
terrevolution endete. Und in der Stun¬ 


de höchster Gefahr, als die Verschwörer 
den Tod der UdSSR in die Welt hinaus¬ 
posaunten, unternahm er buchstäblich 
nichts, um den Gesetzesbruch zu verhin¬ 
dern. Als Staatspräsident und Oberkom¬ 
mandierender der bewaffneten Organe 
hätte er die Mittel dazu gehabt. 

Stattdessen äußerte Gorbatschow 
damals in einer von den Medien veröf¬ 
fentlichten ersten Stellungnahme zu den 
Geschehnissen in Beloweschsk: „Diese 
Übereinkunft hat positive Momente. 
Im Dokument wird die Notwendigkeit 
unterstrichen, einen einheitlichen Wirt¬ 
schaftsraum zu schaffen, die Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit auf den Gebieten 


Am 8. Dezember 1991 Unterzeichneten Boris Jelzin (2. von rechts), Leonid Krawtschuk (links) und Stanislaw Schuschke- 
witsch (Mitte), den sogenannten Vertrag von Minsk bzw. die Vereinbarungen von Beloweschskaja Puschtscha. 



Zwei Pflichten 

Weshalb Interbrigadisten Mitglieder der KP Spaniens wurden (Teil II und Schluss) • Von Werner Abel 


Die kommunistischen Interbrigadisten 
kamen aus den verschiedensten Ländern 
und Regionen. Die Parteiarbeit in den 
Internationalen Brigaden musste anders 
und effizienter organisiert werden. Diese 
Interbrigadisten in einer Partei, der KP 
Spaniens, zu organisieren, ergab sich 
zudem aus den Anforderungen des ge¬ 
meinsamen Kampfes: 

Mitglieder der KP Spaniens 

Die nationalen Parteivertretungen auf 
allen Ebenen wurden aufgelöst und die 
Parteiarbeit auf die Politik der KP Spa¬ 
niens ausgerichtet. Alle ausländischen 
Kommunisten wurden mit ihren spani¬ 
schen Genossen, die ja von Anfang an 
den Interbrigaden angehörten und 1938 
sogar die Mehrheit in diesen Einheiten 
bildeten, in Zellen zusammengefasst, 
so dass es bald keine nationalen Grup¬ 
pen mehr gab. Pro Einheit existierte nur 
noch ein Parteikomitee, und das von der 
Division bis zu den Zügen. Neu war, 
dass Funktionäre nicht ernannt, son¬ 
dern dass die besten Genossen, die sich 
politisch und militärisch bewährt hat¬ 
ten, gewählt wurden, wobei abhängig 
von der Stellung dieser Genossen das 
Regionalkomitee oder das Zentralko¬ 
mitee der KP Spaniens dann zustimmen 
musste. Aber zuvor mussten die jeweils 
nationalen kommunistischen Parteien 
ihr Einverständnis geben, wenn eins ih¬ 
rer Mitglieder in die KP Spaniens über¬ 
führt wurde. Das Aufnahmeprozedere 
war ob der notwendigen Überprüfun¬ 
gen sowohl gründlich als auch langwie¬ 
rig. In einigen Fällen konnte es durch 
die Räumung Kataloniens nicht abge¬ 
schlossen werden. Die KPD-Vertretung 
bei der Komintern in Moskau konnte 
aber dann trotzdem mit Stolz konsta¬ 
tieren, dass über 80 Prozent ihrer Mit¬ 


glieder in Spanien in den PCE und in 
einigen Fällen in den PSUC, der ja auch 
Mitglied der Kommunistischen Interna¬ 
tionale war, überführt werden konnten. 

Neues Herangehen, 
neue Anforderungen 

Neu war, dass den Vorsitz der Par¬ 
teikomitees in den Einheiten bis auf 
wenige Ausnahmen keine Offiziere, 
sondern ausschließlich Mannschafts¬ 
dienstgrade, also einfache Soldaten, 
übernahmen und dass dies unter dem 
stärkeren Heranziehen der spanischen 
Kader geschah. Gradmesser war in je¬ 
dem Fall die Anerkennung der von der 
KP Spaniens betriebenen Volksfront¬ 
politik. Ein Novum war nun auch die 
von Andre Marty, dem Vorsitzenden 
des Militärkomitees der Internationa¬ 
len Brigaden, vorgeschlagene Aktivis¬ 
tenbewegung, die bei dem letzten gro¬ 
ßen Kampfeinsatz der Interbrigadisten, 
der Ebro-Schlacht, eine große Bedeu¬ 
tung erfuhr. Die Aktivistenbewegung, 
zu dieser Zeit vermutlich einmalig in 
der westlichen Welt, war keineswegs 
nur ein propagandistisches Strohfeu¬ 
er, sondern führte, wie auf dem 1. Ak¬ 
tivistenkongress mit bewegten Worten 
berichtet wurde, zum kulturellen und 
militärischen Wetteifern verschiedener 
Einheiten. 

Aber auch das Zentralkomitee der 
KP Spaniens intensivierte seine Arbeit 
hinsichtlich der Internationalen, denn 
die Übernahme der ausländischen Ge¬ 
nossen stellte neue Anforderungen an 
die Kaderarbeit. So wurde im Februar 
1938 die Kommission für ausländische 
Kader in die Militärpolitische Kom¬ 
mission umgewandelt, deren Vorsitz 
Andre Marty und sein Stellvertreter 
Franz Dahlem übernahmen. Verant¬ 


wortlich für die Kaderarbeit wurden 
die „Gen. Carmen“ und der „Gen. Edo 
Romano“, deren wahre Identitäten lan¬ 
ge ungeklärt blieben. Erst Anfang 2016 
konnte herausgefunden werden, dass 
„Carmen“ die deutsche Kommunistin 
Ruth Kahn war, die schon 1934 von der 
Kommunistischen Jugendinternationa¬ 
le nach Spanien geschickt worden war, 
durch die Heirat mit dem späteren Po¬ 
litbüromitglied Pedro Martfnez Cartön 
die spanische Staatsbürgerschaft erhielt 
und 1936 Santiago Carillo bei der Ver¬ 
einigung des kommunistischen und des 
sozialistischen Jugendverbands beraten 
sollte. „Edo“ war der italienische Kom¬ 
munist und nach dem 2. Weltkrieg Mit¬ 
glied des Zentralkomitees der KP Ita¬ 
liens Eduardo d‘Onofrio. 

Die Kommission änderte auch die 
Herangehensweise an die Internationa¬ 
len Brigaden. 

Gab es zuvor Verantwortliche für 
die einzelnen Brigaden, so wurde jetzt 
die Verantwortlichkeit entsprechend 
der Sprachengruppen aufgeteilt. Für die 
deutsche Sprachengruppe war Gustav 
Szinda zuständig, der zunächst Brigade- 
und Bataillonskommandeur und Stabs¬ 
chef gewesen war, nach seiner Verwun¬ 
dung aber dem Sicherheitsdienst der 
Internationalen Brigaden angehörte. 

Rolle der Medien 

Eine weitaus größere Bedeutung als 
zuvor wurde den Materialien der KP 
Spaniens beigemessen und seitens der 
Kommission darauf gedrängt, dass 
z.B. die Reden der Politbüromitglie¬ 
der der KP Spaniens wie Jose Diaz, 
Dolores Ibärruri, Pedro Checa, Jesus 
Hernändez und anderer übersetzt und 
in den Parteiaktiven der Brigaden dis¬ 
kutiert wurden. 


Zuständig für die Propaganda war 
der Italiener Roman Lenti, in des¬ 
sen Bereich auch die Rundfunkarbeit 
lag, für die der Deutsche Felix Albin 
(Kurt Hager) verantwortlich war. Da 
der Spanische Krieg auch ein Krieg 
der Medien, ein Krieg der Bilder und 
Worte war, wurde nicht nur von der 
KP Spaniens, sondern auch von der re¬ 
publikanischen Regierung dem Rund¬ 
funk eine große Bedeutung beigemes¬ 
sen. Die Darstellung und Verteidi¬ 
gung der Volksfrontpolitik war nicht 
nur hinsichtlich des Auslands wichtig, 
sondern auch für die innere Situation 
des republikanischen Spaniens, weil 
z.B. nicht alle linken und antifaschis¬ 
tischen Kräfte unbedingte Anhänger 
der Volksfront waren. 

Konflikte 

Vom Umfang ihrer Tätigkeit her ge¬ 
sehen leistete die Militärpolitische 
Kommission schier Unglaubliches. Al¬ 
lerdings war es vermutlich ein Fehler 
der KP Spaniens, den „Catalanismo“ 
die katalanische Autonomiebestre¬ 
bung, zu missachten und zu versuchen, 
auch auf Parteienebene die Dominanz 
des Zentralstaatsgedankens gegen¬ 
über dem PSUC durchzusetzen. Da 
die meisten Freiwilligen über die Py¬ 
renäen nach Spanien kamen, spielte 
natürlich die Ausländerkommission 
des PSUC, vor allem deren Servicio 
Especial, der mit der Überprüfung 
der Ausländer betraut war, eine gro¬ 
ße Rolle. Nach und nach konzentrier¬ 
ten sich diese Aufgaben aber auch bei 
der Kommission der KP Spaniens und 
es kam zu Konflikten zwischen dieser 
Partei und dem PSUC. 

In Moskau schließlich war dann nur 
noch die wieder so bezeichnete Kom¬ 


der Wissenschaft, der Volksbildung, der 
Kultur ...“ Und am 25. Dezember 1991 
erklärte er in einer Botschaft an die Bür¬ 
ger der Sowjetunion: „Kraft der mit der 
Bildung der Gemeinschaft Unabhängi¬ 
ger Staaten entstandenen Situation stel¬ 
le ich meine Tätigkeit auf dem Posten 
des Präsidenten der UdSSR ein.“ Sofort 
danach unterschrieb er einen Ukas über 
die Übergabe der Vollmachten über die 
strategischen Atomwaffen an den Präsi¬ 
denten Russlands, Boris Jelzin. 

Dieses erbärmliche Verhalten ver¬ 
suchte Gorbatschow später mit Sorgen 
vor einem Bürgerkrieg zu rechtferti¬ 
gen. Aber hat er diesen etwa dadurch 
verhindert, dass er feige vor den Ver¬ 
schwörern kapitulierte? Ganz im Ge¬ 
genteil! Die ungehinderte Umsetzung 
der Übereinkunft von Beloweschsk 
war es doch gerade, die in vielen Uni¬ 
onsrepubliken zu blutigen Bürgerkrie¬ 
gen führte und bis heute führt. In Russ¬ 
land bestand das Ergebnis darin, dass 
Jelzin schließlich im Oktober 1993 un¬ 
ter wohlwollendem Beifall westlicher 
Politiker und Medien das vom Volk ge¬ 
wählte Parlament, den Obersten Sow¬ 
jet, von Panzerkanonen zusammenkar¬ 
tätschen ließ, um seine diktatorische 
Alleinherrschaft zu zementieren. 

Mehr noch. Durch die Zerstö¬ 
rung der sozialistischen „Supermacht“ 
UdSSR ist die Welt insgesamt unfried¬ 
licher geworden. Nationale Befrei¬ 
ungsbewegungen wurden in vom Im¬ 
perialismus angezettelten Bürgerkrie¬ 
gen erstickt. Von Afghanistan über den 
Irak und Libyen bis nach Syrien haben 
die USA und ihre NATO-Satelliten 
Kriege geführt und sie führen weiter¬ 
hin Kriege, um ihnen nicht genehme 
Regierungen durch hörige Regime zu 
ersetzen. Das Streben der USA nach 
ungeteilter Weltherrschaft beschwört 
die Gefahr kriegerischer Auseinan¬ 
dersetzungen zwischen den atomar 
bewaffneten Großmächten herauf, die 
die Welt in ein atomares Inferno stür¬ 
zen können. 

Willi Gerns 


mission für ausländische Kader aktiv. 
Gustav Szinda, Eduardo d‘Onofrio, 
der Tscheche „Jarin“ (das war Jaros- 
law Hosek) und wenige andere, deren 
Identität noch nicht geklärt ist, schrie¬ 
ben tausende von Charakteristika. 

Da es der Beweis für politische und 
militärische Zuverlässigkeit war und 
weil man wusste, dass bewährte Kader 
für zukünftige Klassenauseinanderset¬ 
zungen gebraucht werden würden, ist 
peinlich genau vermerkt, wer in die KP 
Spaniens überführt worden war und wer 
nicht. In den Archiven in Moskau und 
Berlin kann man so z.B. auch die Cha¬ 
rakteristik von Max Schäfer lesen, den 
ältere Genossen noch als Funktionär 
der KPD und der DKP und Chefredak¬ 
teur der „Marxistischen Blätter“ ken¬ 
nen werden. Über ihn wurde in Moskau 
folgendes geschrieben: „SCHÄFER, 
MAX. Kam im Januar 1937 nach Spa¬ 
nien zur 13. Brigade, 8. Bataillon. Wurde 
in den Kämpfen an der Südfront schwer 
verwundet, war ein sehr tapferer Soldat, 
politisch ein qualifizierter Jugendgenos¬ 
se und wurde zum Leutnant befördert. 
Nach seiner Ausheilung kam er zur 11. 
Brigade und im Mai 1938 wurde er Par¬ 
teisekretär des Bataillons. Als solcher 
war er ein sehr zuverlässiger und akti¬ 
ver Genosse, der viel dazu beitrug, das 
politische Niveau des Bataillons zu he¬ 
ben. Arbeitete im engsten Kontakt mit 
dem Kriegskommissariat und der mi¬ 
litärischen Leitung des Bataillons. War 
ein sehr qualifizierter Genosse, in allen 
seinen Arbeiten zuverlässig und partei¬ 
treu. Wurde 1937/38 in die KP Spaniens 
überführt.“ 26.2.40, Gustav.“ 

An dieser Stelle muss erwähnt wer¬ 
den, dass das 1976 von Max Schäfer 
herausgegebene und eingeleitete Buch 
„Spanien 1936 bis 1939. Erinnerungen 
von Interbrigadisten aus der BRD“ in 
einer von Valentin Hemberger kom¬ 
mentierten Neuauflage vom Neue Im¬ 
pulse Verlag 2016 wieder aufgelegt 
wurde. 
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Riskanter Spagat 

Eine weitere Legende um den 11. September 2001 und seine Folgen 


Die May 

konnte eben alles 

Zum Tod der Schauspielerin und Diseuse (1924-2016) 


V iele Bücher sind in den zurück¬ 
liegenden 15 Jahren über die Er¬ 
eignisse des 11. September 2001 
geschrieben worden, viele Zeitungssei¬ 
ten wurden vollgedruckt, das Internet 
quillt über von Berichten, Deutungen 
und Spekulationen. 

Mutmaßliche Anhänger der einst 
von USA-Geheimdiensten aufgebau¬ 
ten, hochgepäppelten, finanzierten und 
ausgerüsteten Terrortruppe Al Kaida 
hatten in einer mustergültig organisier¬ 
ten Aktion an vier Orten der USA zeit¬ 
gleich vier Flugzeuge gekapert. Zwei 
davon krachten wenig später in die 
Zwillingstürme des World Trade Cen¬ 
ter in New York City, eines zerschellte 
auf freiem Feld und eins wurde angeb¬ 
lich in das Gebäude des Kriegsminis¬ 
teriums gesteuert. Inzwischen wurde 
ziemlich zweifelsfrei festgestellt, dass 
die relativ geringen Zerstörungen am 
Pentagon wohl eher das Werk einer ge¬ 
lenkten Mittelstreckenrakete gewesen 
sein dürfte, zumal niemals Überreste 
des Flugzeugs, der Passagiere oder ihrer 
Gepäckstücke gefunden wurden. Ex¬ 
perten sind auch der Meinung, dass der 
vollständige Einsturz der WTC-Türme 
nur durch gleichzeitig erfolgte Spren¬ 
gungen verursacht werden konnte. 

Nach menschlichem Ermessen 
konnte die gesamte Operation nur 
unter Beteiligung oder zumindest mit 
dem Wissen höchster Kreise der Ge¬ 
heimdienste, des Pentagon und des 
Weißen Hauses organisiert worden 
sein. Die quasi live per TV in alle Welt 
übertragene Zerstörung des WTC in 
Manhattan bot der Führungsclique der 
USA die lange vorbereitete Gelegen¬ 
heit, durch Präsident George W. Bush 
offiziell den „Krieg gegen den Terror“ 
zu erklären. Dies war der Beginn des 
umfangreichsten staatlichen Terrors, 
den die Welt seit 1945 erleben muss. 

Obwohl keiner der Beteiligten an 
den Anschlägen von „9/11“ überlebte, 
gingen die Bilder der mutmaßlichen 
Attentäter innerhalb kurzer Zeit um 
die Welt, und noch schneller war die 
Schuldfrage „geklärt“. Unter dem Vor¬ 


wand der Jagd nach Al Kaida und des¬ 
sen Chef Osama bin Laden und mit 
Hilfe weiterer Lügen überzogen die 
USA erst Afghanistan und dann den 
Irak mit einem gnadenlosen Terror¬ 
krieg. Bin Laden wurde zum „Terror¬ 
fürsten“ und Hauptfeind der gesamten 
westlichen Welt erhoben. 

An diesem Punkt beginnt der Ro¬ 
man „Geronimo“ des niederländi¬ 
schen Autors Leon de Winter. Nach¬ 
dem USA-Geheimdienste festgestellt 
hatten, dass sich Osama bin Laden kei¬ 
neswegs in einer Höhle in den Bergen 
Afghanistans versteckt hatte, sondern 
in einem gut gesicherten Haus in einer 
klimatisch angenehmen Gegend in 
Pakistan, erhält eine Gruppe Spezial¬ 
krieger des „Seal Team 6“ den Auftrag, 
den „Terrorfürsten“ unschädlich zu ma¬ 
chen. De Winter erzählt aus der Sicht 
eines nach mehreren Verwundungen 
ausgeschiedenen CIA-Agenten eine 
Geschichte, die durchaus plausibel sein 
könnte, jedoch auch mehrere neue Fra¬ 
gen aufwirft. 

Der Ich-Erzähler Tom Johnson wird 
von seinen früheren Kriegskameraden 
ins Vertrauen gezogen, die ihm bei ei¬ 
ner feuchtfröhlichen Party berichten, 
ihr Auftrag laute eindeutig „Kill or 
capture“ und die Betonung liege auf 
„töten“, nicht etwa auf „ergreifen“. Das 
erzeugt selbst bei Leuten, die zum be¬ 
dingungslosen Befolgen von Befehlen 
gedrillt wurden, deutliche Zweifel und 
lässt sie die Frage stellen, ob es nicht 
sinnvoller sei, den Hauptfeind ihres 
Landes festzunehmen und in den USA 
öffentlich vor Gericht zu stellen. Das 
jedoch wäre eine schwerwiegende Be¬ 
fehlsverweigerung ... 

Die Spezialkrieger ersinnen ein 
äußerst gefährliches Vorgehen, um 
den eindeutigen Befehl, der ihnen von 
einem Abgesandten aus dem Weißen 
Haus persönlich übermittelt worden 
war, zu umgehen. Sie greifen damit auf 
ihre eigene Weise in den Lauf der Er¬ 
eignisse ein, was mehrere von ihnen 
schließlich das Leben kostet, ohne das 
gewünschte Ergebnis zu erreichen. 


Leon de Winter vollführt einen ris¬ 
kanten Spagat, indem er einen Teil der 
Geschichte aus der Sicht Osama bin 
Ladens erzählt, den er als skrupellosen 
Mörder, aber gleichzeitig als fürsorg¬ 
liche Vaterfigur darstellt, einen Mann, 
der sich um seine Frauen und Kinder 
und sogar um ein obdachloses afgha¬ 
nisches Mädchen kümmert, das von 
den Taliban gefoltert und verstümmelt 
worden war. Bin Laden selbst gibt sich 
im Roman siegesgewiss, denn es war 
ihm gelungen, brisantes Material in 
die Hände zu bekommen, mit dem er 
den Sturz von USA-Präsident Obama 
herbeiführen könnte ... Des Nachden¬ 
kens wert ist die Passage, in der Prä¬ 
sident Obama in der Nacht der Kom¬ 
mandoaktion seine Fernsehansprache 
ausarbeitet. 

Tatsache ist, dass ein Spezialtrupp 
am 2. Mai 2011 in Abbottabad auf 
pakistanischem Gebiet eine riskante 
Kommandoaktion durchführte, das 
Haus bin Ladens besetzte und den Al- 
Kaida-Chef vor den Augen von Präsi¬ 
dent Obama erschoss, der zusammen 
mit einem Kreis seiner engeren Ver¬ 
trauten, darunter Außenministerin 
Hillary Clinton, im Weißen Haus live 
zugeschaltet war. 

Tatsache ist auch, dass keiner der 
angeblich Schuldigen an „9/11“ bisher 
vor Gericht gestellt wurde - und dass 
die wirklichen Hintergründe und Or¬ 
ganisatoren höchstwahrscheinlich nie¬ 
mals bekannt werden. 

Das Buch von Leon de Winter ist 
ein weiterer Beitrag zur Legendenbil¬ 
dung um den 11. September 2011 und 
um Osama bin Laden, dessen Urheber¬ 
schaft an den Anschlägen durch den 
Autor von „Geronimo“ leider in kei¬ 
nem Moment in Frage gestellt wird. Es 
bietet aber auch sehr lesenswerte Ein¬ 
blicke in die Denk- und Handlungswei¬ 
se der zum Töten in aller Welt gedrill¬ 
ten Spezialkommandos der USA. 

Uli Brockmeyer 

Leon de Winter: Geronimo. Diogenes 
Verlag Zürich, 448 Seiten, 24 Euro 


In einer Weltkarriere trug sie die Bot¬ 
schaft Brechts und der DDR „Friede auf 
unserer Erde, Friede in unserem Land“ 
in Städte und zu Fernsehstationen der 
USA und Kanadas, nach Paris und Mos¬ 
kau, nach London und Brüssel. Und, ge¬ 
suchte Gastdozentin, auch zum künstle¬ 
rischen Nachwuchs an sieben europä¬ 
ische Hochschulen. Gisela May ist am 
vergangenen Freitag 92-jährig in Berlin 
gestorben. „Ihr“ Berliner Ensemble, dem 
sie über 30 Jahre angehörte und von des¬ 
sen scheiterndem „Übergangsdirektori¬ 
um“ sie 1992 wie andere aus politischen 
Gründen die Kündigung erhalten hatte, 
blieb in Claus Peymanns Verbreitung der 
Todesnachricht bei der anerkennenden 
Geste ehrender Zugehörigkeit. 

„Es heißt nicht Gisela May, es heißt 
die May! Das ist ein Begriff des politi¬ 
schen Lieds und Chansons, wie er für uns 
einmalig ist“, schrieb einst Paul Dessau 
über die musikalische Quereinsteigerin 
im Dienst eines ständig, sogar tagesak¬ 
tuell erweiterten Repertoires an Songs, 
Chansons und Liedern. 

Nein, sie wollte tatsächlich „keine 
Sphinx aus dem Kunstkabinett“ werden, 
wie sie 1979 im Eröffnungstitel ihrer 
deutschsprachigen Jacques-Brel-LP be¬ 
kannte. Sie blieb in ihren beiden Beru¬ 
fungsfächern stets Lernende und profes¬ 
sionell Lehrende. Sie versprühte Charme 
und Esprit, vermied vordergründige Agi¬ 
tation, achtete auf gestischen Vortrag, 
lehrte, dem Entdecker, Lehrer und Men¬ 
tor Hanns Eisler gemäß, Ökonomie beim 
Aufbau eines Liedes und verdeutlichte 
dabei Wendungen, deren Sinn sich nicht 
auf Anhieb entschlüsselte. 

In sich ergänzenden Professionen, ge¬ 
sungen bzw. sprechend, blieb ihr die Bin¬ 
dung an Theaterkollektive unerlässlich. 
Dem „Grand Prix du disque“ Paris 1976 
für die Eterna-Produktion von Brecht/ 
Weills „Die sieben Todsünden der Klein¬ 
bürger“ gingen die Repertoire-Vorstel¬ 
lungen dieses Ballettwerks ab 1963 an 
der Berliner Staatsoper und ab 1968 an 
der Musikalischen Komödie Leipzig vo¬ 


raus. 1964 hatte sie der Westdeutsche 
Rundfunk Köln in seiner Produktion für 
die Rolle der Anna I verpflichtet. Da war 
es gerade mal sieben Jahre her, dass die 
junge Schauspielerin am Deutschen The¬ 
ater Berlin für eine erkrankte Kollegin 
in die musikalische Brecht-Matinee des 
von Wolfgang Langhoff geführten Hau¬ 
ses mit Songs aus der Dreigroschenoper 
einsprang. Das sollten Sie weitermachen, 
riet Hanns Eisler ihr anschließend hin¬ 
ter der Bühne. Vor einer sich bereits ab¬ 
zeichnenden internationalen Tournee 
ging er mit ihr Takt für Takt der Liedin¬ 
terpretation „in einer regelrechten Stu¬ 
dio-Arbeit“ durch. 

Beim 1962 vollzogenen Wechsel ans 
Berliner Ensemble auf dem Höhepunkt 
seiner Entwicklung hatte sie viel hinzu¬ 
lernen müssen. Zum Beispiel „von einem 
Nullpunkt aus“ unverbundene Brüche zu 
spielen, dramaturgische Drehpunkte in¬ 
nerhalb einer Szene erlebbar zu machen 
durch harte Kontraste, auf Übergänge 
verzichtend. Als erstes verkörperte sie 
unter Anleitung von Manfred Wekwerth 
und Joachim Tenschert die Witwe Cabet 
in Brechts Stück über die Verteidigung 
der Pariser Commune. Die Kanone in 
der Rue Pigalle allein, gar im wörtlichen 
Sinn gegen Soldatenansturm „besitzend“, 
zeigte sie, wie kleinbürgerliches Denken 
lernend überwunden und kämpferisch 
eingreifend ein Sieg über sich selbst und 
zusammen mit den Proletariern errun¬ 
gen werden kann. 

Daran und an ihrer psychologisch 
fein differenzierten „Mutter Courage- 
Darstellung in einer neuen Inszenierung 
am BE (Peter Kupke, 1972) gemessen, 
blieben die Ausflüge der Vollblut- ko- 
mödiantin („Hallo, Dolly“ am Metro¬ 
poltheater Berlin 1970), die zahlreichen 
Film- und Fernsehrollen, die TV-Shows 
bis hin zur alterskomischen Adelheid- 
Serie neudeutscher Prägung herausfor¬ 
dernde Erkundungen. „Die May kann 
eben alles!“ So hieß es, als sie auf dem 
Theaterhof ein im Weg stehendes Fahr¬ 
zeug gerammt hatte. Hilmar Franz 


Belegexemplar der 
falsch eingerichteten Welt 

„Designed by Apple in California“ ist ein unbezahlbarer Bildungsroman in Warhol-Manier 


„Kunst geht nicht zu bezahlen, also 
verlangt der Künstler vernünftiger¬ 
weise den Höchstpreis“, schreibt 
Ronald M. Schernikau 1990 in der 
„konkret“. Dabei dachte er nicht un¬ 
bedingt an Konzerne wie Apple, die 
dazu übergehen, in Kunst zu machen 
und sich in der Symbiose 
von Monopol und „litera¬ 
rischen Übermenschen“ 

(Lenin, „Parteiorganisa¬ 
tion und Parteiliteratur“, 

1905) zu üben. 

Genau das aber tut 
das Riesenbaby von Ste¬ 
ve Jobs, Ron Wayne und 
Steve Wozniak. „Desig¬ 
ned by Apple in Califor¬ 
nia“ ist das neue Produkt 
des Megakonzerns Apple, 
und ein Kunstwerk. Dass 
ihm die Buchse für die 
Kopfhörer fehlt, ist daher 
zu verzeihen, denn es han¬ 
delt sich um ein Buch im 
völlig analogen Sinne: Auf 
300 Seiten zeigen 450 Abbildungen 
die Genese des Unternehmens vom 
Hinterhofbasteleck zum Marktkoloss. 

Kunst macht sich rar: Weltweit stel¬ 
len nur wenige Apple-Stores das Buch 
in ihre Regale, hierzulande kann man 
das Buch offline nur in Berlin kaufen. 
Hinderlich könnte auch der Preis sein. 
Denn kaum zu bezahlen sind die bei¬ 
den Versionen, die sich in den Forma¬ 
ten unterscheiden, allemal. Bei Stück¬ 
preisen von 199 Euro (260 x 324 mm) 
bzw. 299 Euro (330 x 413 mm), stellt 
sich die Frage, wer sich trotz „vergol¬ 


detem mattierten Silberrand, mit acht 
Farbtrennungen und Tinten mit ge¬ 
ringem Geistereffekt“ die wortkarge 
Pop-Art-Version von Arno Schmidts 
„Zettels Traum“ zu Weihnachten wün¬ 
schen soll, wenn man darauf nicht ein¬ 
mal WhatsApp installiert kriegt? 


Schernikau, passionierter Verfech¬ 
ter des Pop-Genies Andy Warhol, 
schreibt über dessen Grafiken in „Was 
macht ein revolutionärer Künstler ohne 
Revolution?“: „Wer eine Suppendose 
malt, verzichtet auf den Massencharak¬ 
ter von Kunst. [...] Der Fetischcharak¬ 
ter der Ware wird ersetzt durch den Fe¬ 
tischcharakter des Kunstgegenstands.“ 
Spielte Warhol mit der massenhaf¬ 
ten Reproduktion der Kunst als Ware, 
entzieht sich Apple der Gefahr, infla¬ 
tionär zu sein, durch die aberwitzige 
Überteuerung ihres Kunstgegenstands. 


Das schafft Exklusivität. Rezensions¬ 
exemplare können bei so babyloni¬ 
schem Preis nicht ausgegeben werden. 
Auch wenn ich, wie damals Scherni¬ 
kau in Hinblick auf die ihm kosten¬ 
los zugesandte Warhol-Literatur, dar¬ 
auf besonders scharf war und mir via 
Anzeige auf Ebay bereits 
eine aus Cupertino (Cali¬ 
fornia, USA) gesponserte 
Monatsmiete vorausplan¬ 
te. Schade. 

Deswegen kann hier 
auch nicht auf das Vor¬ 
wort von Apple-Desig¬ 
ner Jony Ive eingegangen 
werden. Die 450 Fotos der 
Produkte, allesamt High- 
Tech-Suppendosen mit 
Software-Klimbim, stehen 
sowieso für sich, und als 
„Beleg für wie auch Tri¬ 
but an die einzigartigen 
Design-, Fertigungs- und 
Herstellungsprozesse von 
Apple“. 

Erinnern wir uns noch einmal an 
Schernikau: „Kunst ist die Fähigkeit, 
durch Abbildung Stellung zu neh¬ 
men. - Die Welt ist falsch eingerichtet, 
und also trägt jede Abbildung die In¬ 
formation, dass die Welt falsch einge¬ 
richtet ist.“ 

2015 lag der Umsatz des am 1. Ap¬ 
ril 1976 gegründeten Konzerns bei 
über 233 Milliarden US-Dollar. 

Ken Merten 

Designed by Apple in California, Apple 
2016,199 Euro bzw. 299 Euro 



Fidel das Pferd 

Über Fidel wird man ganz genau sagen: 

Der große Anführer, der die Geschichte entflammte 
Das Volk nennt ihn einfach, Pferd, und es ist wahr 
Eines Tages stieg Fidel auf Fidel auf 
Und flog im Sturzflug gegen den Schmerz 
Und noch stärker gegen den Staub der Seele 
Die Geschichte wird über seine Heldentaten schreiben 
Ich will mich lieber an jenen Tag erinnern, 
als er sein Fand anschaute und sagte, ich bin das Fand 
Als er sein Volk anschaute und sagte; Ich bin das Volk 
Er verbannte seine Schmerzen, Schatten und 
Vergessenheit 

Allein gegen die Welt erhob auf einem Pfahl 
sein eigenes Herz, das einzige das er stets hatte 
Er ließ es im Wind flattern wie eine Riesenflagge 
wie ein wütendes Feuer in der Dunkelheit der Nacht 
wie ein Fiebesschlag ins Gesicht der Angst 
wie ein Mann der sich zitternd zur Fiebe begibt 
er erhob sein Herz und ließ es im Wind flattern 
er gab ihm zu trinken, zu essen und feuerte es an 
Fidel ist ein Fand 

Ich sah Millionen Angesichtern in seinem Gesicht 
Die Geschichte wird seine Rechnungen begleichen, 
ihre Sache! 

Ich sah ihn Menschen zu Menschen erheben durch 
seinen Mumm 

Guten Abend Geschichte, vergrößre deine Tore! 
wir kommen mit Fidel her ein,wir kommen mit 
dem Pferd 

Juan Gelman (Übers.: Jesus Irsula) 
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Imperialistische Widersprüche in der EU 

Militarisierung findet auch künftig im Rahmen der NATO statt • Von Beate Landefeld 


A ls die „Handvoll Großmächte, 
die die Welt beherrschen“ be¬ 
schrieb Lenin 1916 die „alten“ 
kapitalistischen Länder England und 
Frankreich, die „jungen“ Deutsch¬ 
land, USA, Japan, das rückständige 
Russland, abhängig von britischen und 
französischen Banken. 1945, nach zwei 
Weltkriegen, lag der als Kolonialmacht 
zu spät und zu kurz gekommene, daher 
besonders aggressive deutsche Impe¬ 
rialismus am Boden. Die USA produ¬ 
zierten die Hälfte des Welt-BIP. Die So¬ 
wjetunion hatte massiv an Einfluss und 
Autorität gewonnen. Das Kolonialsys¬ 
tem befand sich im Zusammenbruch. 
Unter diesen Kräfteverhältnissen wur¬ 
de die Frage, wie der deutsche Impe¬ 
rialismus unten zu halten sei, für die 
westliche Führungsmacht zweitrangig. 
Sie begann den Kalten Krieg. Die zwi- 
schenimperialistischen Widersprüche 
in Europa wurden durch die bipolare 
Systemkonkurrenz determiniert. 

Die USA setzten Regeln im kapita¬ 
listischen Weltsystem, schufen Gremi¬ 
en, wie IWF und Weltbank, und dräng¬ 
ten auf die Einigung Westeuropas als 
Teil der Blockbildung gegen den So¬ 
zialismus. Sie forcierten Deutschlands 
Remilitarisierung und NATO-Einglie- 
derung. Der deutschen Bourgeoisie 
halfen sie, ihre Klassenmacht zu restau¬ 
rieren. Die Kooperation und Konkur¬ 
renz von Frankreich und Deutschland 
trieb wichtige Schritte zur Vereinigung 
Westeuropas an. Mit der Montanuni¬ 
on 1951 wollte Frankreich die deutsche 
Schwerindustrie zügeln. Das deutsche 
Monopolkapital stieg damit aus dem 
Ruhr-Besatzungsstatut aus. Deutsch¬ 
lands NATO-Mitgliedschaft wollte 
Frankreichs Ministerpräsident Rene 
Pleven mit der „Europäischen Ver¬ 
teidigungsgemeinschaft“ zuvorkom¬ 
men, was am französischen Parlament 
scheiterte. Mit der Bildung der Euro¬ 
päischen Wirtschafts- und Atomge¬ 
meinschaft 1957 reagierten Frankreich, 
Deutschland, Italien und die Benelux- 
Länder auch auf die USA, die sich wäh¬ 
rend der Suezkrise und des Ungarnauf¬ 
stands über England, Frankreich und 
Deutschland hinweg mit der UdSSR 
verständigt hatten. Während die Briten 
sich seitdem noch enger an die USA 
anlehnten, machte sich Frankreich für 
den Aufbau autonomer europäischer 
militärischer Fähigkeiten stark, die die 
US-Politik beeinflussen könnten. 

Kräfteverschiebung 

Die britische Bourgeoisie wollte Frei¬ 
handel, aber nie eine politische Ver¬ 
einigung. Sie gab ihren starken Ver¬ 
bindungen nach Nordamerika und in 
das einstige britische Kolonialreich 
den Vorrang. Von 1960 bis 1973 führ¬ 
te Großbritannien in Konkurrenz zur 
EWG die European Free Trade As¬ 
sociation (EFTA) an, mit Norwegen, 
Schweden, Dänemark, Österreich, der 
Schweiz, Portugal, Finnland, Island 
und Liechtenstein. 1973 wechselten 
Großbritannien und Dänemark zur 
EU. Eine kleine EFTA unter Füh¬ 
rung der Schweiz blieb übrig. In den 
1980ern traten Griechenland, Spani¬ 
en und Portugal der EWG bei. Der 
1957 vereinbarte Binnenmarkt wur¬ 
de in den 1980ern „vollendet“, als die 
Bourgeoisien Großbritanniens und der 
USA bereits Kurs auf den Neolibera- 
lismus nahmen. Erleichterte Fusionen 
und Übernahmen stärkten die EWG- 
Konzerne für die „amerikanische und 
japanische Herausforderung“. Opfer 
des Binnenmarkts waren primär Kon¬ 
zerne der kleineren Länder, Proüteure 
die starken und gut vernetzten Kon¬ 
zerne der großen Länder. 1992 stellten 
Deutschland und Frankreich knapp 
zwei Drittel der 100 größten Konzer¬ 
ne Europas. 

Nach 1989 kam es durch die Einver¬ 
leibung der DDR und den Zusammen¬ 
bruch des Sozialismus zu einer bedeu¬ 
tenden Kräfteverschiebung zugunsten 
des deutschen Imperialismus. Die BRD 
wurde mit Abstand bevölkerungs¬ 
reichstes Land der EWG. Geograüsch 


nahm sie die Zentralposition in Europa 
ein. Handelsbeziehungen zu Osteuro¬ 
pa besaß sie schon. Nun eröffneten sich 
ganz neue Möglichkeiten der Ostex¬ 
pansion. Frankreichs Präsident Mitter¬ 
rand äußerte die Befürchtung, das star¬ 
ke Deutschland werde sich ganz nach 
Osten orientieren. Er und die britische 
Premierministerin Thatcher begegne¬ 
ten der deutschen Einigung mit Skep¬ 
sis, mussten ihr aber machtlos Zusehen, 
da George Bush und Gorbatschow da¬ 
für waren. Zur gleichen Zeit liefen Ver¬ 
handlungen über die Einführung des 
Euro. Teile der deutschen Bourgeoisie 
behaupten, Mitterrand habe als Bedin¬ 
gung für Frankreichs Zustimmung zur 
deutschen Einheit auf die beschleu¬ 
nigte Einführung des Euro gedrängt. 
Der euroskeptische Teil der deutschen 
Bourgeoisie beschwor schon damals 
das Gespenst der „über ihre Verhältnis¬ 
se lebenden Südländer“. Ihn beruhigte 
Theo Waigel mit dem „Stabilitätspakt“: 
Euro-Länder müssen die jährliche 
Neuverschuldung unter 3 Prozent und 
den Schuldenstand unter 60 Prozent 
des Bruttoinlandprodukts (BIP) hal¬ 


ten. Bei Verfehlung drohen Sanktionen. 

Die deutsche Regierung förderte 
den Zerfall Jugoslawiens und nahm am 
NATO-Krieg gegen das Land teil. Die 
USA trieben die NATO-Osterweite- 
rung voran. Länder des „neuen Europa“ 
traten der NATO bei, beteiligten sich 
am Irakkrieg und wurden EU-Beitritts- 
kandidaten. Im Zuge der Abwicklung 
des Sozialismus entstand im Osten eine 
gegenüber Kerneuropa ärmere Periphe¬ 
rie der EU. Seit der Euro-Krise wurde 
auch Südeuropa abgehängt. 

Ungleiche Entwicklung 

Die Spaltung in Kern und Peripherie 
vertiefte sich und bedroht heute den 
Euro. Das ökonomisch dominierende 
Deutschland nutzte die Krise, um zent¬ 
rale Kontrollmechanismen und Durch¬ 
griffsrechte gegen Schuldnerländer zu 
etablieren. Die Schuldenbedienung 
wird durch den „European Stabilitay 
Mechanism ESM“ organisiert. Die Eu¬ 
ropäische Zentralbank (EZB) federt 
deflationäre Folgen der Austeritätspo- 
litik ab. Dieser unpopuläre Kurs war 
in einigen Ländern nur durchsetzbar, 
indem die Demokratie ausgehebelt 
wurde. 

Die europäischen Großmächte 
brachten unterschiedliche, historisch 
gewachsene Interessenlagen in das 
Westeuropa-Projekt ein. Kapitalismus 


ist nicht gleich Kapitalismus. Die Art 
und Weise, wie er sich formiert, variiert 
von Land zu Land. Geografische Be¬ 
dingungen, kulturelle und politische 
Traditionen, die Stellung des Landes 
in der internationalen Arbeitsteilung, 
Unterschiede in den Klassenverhält¬ 
nissen und in den Kräfteverhältnis¬ 
sen im Klassenkampf spielen bei den 
Formierungsprozessen eine Rolle. So 
hat in Großbritannien der Finanzsek¬ 
tor traditionell eine weitaus größere 
Bedeutung als in Deutschland oder 
Frankreich. Gründe hegen in der eins¬ 
tigen Rolle des Königreichs als Kolo¬ 
nialmacht. Marx beschreibt im „Kapi¬ 
tal“ das Kolonialsystem „mit seinem 
Seehandel und Handelskriegen“ als 
„Treibhaus für das System der öffent¬ 
lichen Schulden“, das „eine Klasse mü¬ 
ßiger Rentner“, Aktiengesellschaften 
und „das Börsenspiel“ hervorbrachte. 
Schon vor dem Ende des 19. Jahrhun¬ 
derts galt Großbritannien als „Rent¬ 
nerstaat“. 

Mit Blick auf Frankreich und 
Deutschland unterschied die Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapita¬ 


lismus (SMK) zwischen einer etatis- 
tischen und einer privatmonopolis- 
tischen Variante des SMK. In Frank¬ 
reich gibt es die „Planification“ eine 
aktive Industriepolitik und Lenkungs- 
rolle des Staates in der Wirtschaft. Die 
Austauschbarkeit von ökonomischen 
und politischen Eliten ist hoch. Staats- 
beteiligungen an Großkonzernen im 
Energie-, Rüstungs-, Logistik-, Kfz- 
und Verkehrssektor sind üblich. Die 
Arbeiterklasse ist kämpferisch, so 
dass der neoliberale Umbau verzögert 
wurde und Frankreich in der Konkur¬ 
renz an Boden verlor. Deutschlands 
Besonderheit ist seine extreme Ex¬ 
portorientierung. Seit 1951 erzielt die 
Bundesrepublik Exportüberschüsse, 
denen Defizite fast aller Abnehmer¬ 
länder gegenüber stehen. (Nach Re¬ 
gionen verteilten sich die deutschen 
Ausfuhren 2015 wie folgt: Eurozone 
36,6 %; Rest-EU 21,4 %; USA 10 %, 
China 7 %, alle BRICS zusammen 10 
%.) Deutschland wurde zum Gläubi¬ 
gerstaat Europas. Flankiert wird die 
Exportorientierung von der „Stabili- 
tätspolitik“ die auf Löhne und Sozi¬ 
alkosten drückt. Als Standortvortei¬ 
le gelten „Sozialpartnerschaft“ und 
„Wettbewerbskorporatismus“ (Un¬ 
terordnung des Gesamtinteresses der 
Arbeiterklasse unter das Interesse 
der Firma oder des Standorts). Frank¬ 


reich, Großbritannien, Italien, USA 
und IWF prangern die deutschen Ex¬ 
portüberschüsse seit langem an. Die 
deutschen Regierungen sehen darin 
ein Erfolgsmodell. 

Teil der historisch herausgebilde¬ 
ten Konstellationen sind Bündnistra¬ 
ditionen. Großbritannien und Frank¬ 
reich waren im Kampf um Kolonien 
lange Rivalen, verständigten sich aber 
um 1900 gegen das zu spät gekom¬ 
mene, nach Neuaufteilung drängende 
Deutschland. Die „Entente cordiale“ 
die bis 1918 dauerte, wird bei Bedarf 
erneuert. 2010 schlossen beide Län¬ 
der einen Vertrag zur Rüstungs- und 
Militärkooperation. Beide waren trei¬ 
bende Kräfte des Angriffs auf Libyen 
2011. Den Militär schlag gegen Liby¬ 
en interpretierte Frankreichs dama¬ 
liger Außenminister Alain Juppe als 
Ausdruck einer „variablen politischen 
Geometrie der EU“: Bei der Wirt¬ 
schaftspolitik spielten die Länder der 
Eurozone die wichtigste Rohe, bei der 
Verteidigungspolitik zeichnete sich 
eine „französisch-britische Achse“ ab. 
Beide Länder sind im Ergebnis des 


zweiten Weltkriegs ständige Mitglie¬ 
der im UN-Sicherheitsrat und haben 
nicht vor, diese Position zugunsten der 
EU oder gar zugunsten Deutschlands 
zu räumen. 

Lenin zeigte, dass die „allgemein- 
wirtschaftliche, finanzielle, militärische 
und sonstige Stärke“ der Länder die 
Basis für Abkommen zwischen ihnen 
ist. Stärkeverhältnisse verändern sich, 
„denn eine gleichmäßige Entwicklung 
der einzelnen Unternehmungen, Trusts, 
Industriezweige und Länder kann es 
unter dem Kapitalismus nicht geben“. 
Die Abhängigkeit der Länder von der 
Entwicklung der Großunternehmen 
hat sich seither potenziert. Ein Drittel 
des Welthandels ist Intrakonzernhan¬ 
del. 80 Prozent spielt sich innerhalb 
globaler Wertschöpfungsketten ab. 
Ein Land bessert seine Handelsbilanz, 
indem es seine Konzerne befähigt, in 
globalen Wertschöpfungsketten, die 
meist von Konzernen reicher Länder 
geführt werden, aufzusteigen, oder in¬ 
dem es Auslandsfirmen animiert, vor 
Ort Filialen zu gründen. Die die Welt¬ 
wirtschaft bestimmenden Transnatio¬ 
nalen Konzerne kommen aus wenigen 
Ländern. 289 der 500 weltweit Größten 
kamen 2016 allein aus der G7. Von 1980 
bis 2016 sank der US-Anteil von 217 
auf 135, zugleich stieg der Anteil Chi¬ 
nas von 0 auf 102. Japans Anteil sinkt 


seit den 1990ern. Europa (EU plus 
Schweiz und Norwegen) war 2008 mit 
179 dabei, heute mit 140. 

EU in Afrika und 
Osteuropa „gefordert“ 

Die Widersprüche und Spaltungen der 
heutigen EU sind in ein internationa¬ 
les Kräfteverhältnis eingebettet, das 
durch den allmählichen ökonomischen 
Abstieg der USA und den Übergang 
zu einer multipolaren Weltordnung 
charakterisiert ist. Heute stehen USA 
und EU zusammen die Hälfte des 
Welt-BIP, 1945 die USA allein. Wich¬ 
tigste Stärke von USA und NATO ist 
heute ihre militärische Überlegenheit. 
Sie kommt im Zuge einer Politik der 
Eindämmung und Einkreisung aufstei¬ 
gender Mächte zum Einsatz. 2011 rief 
die US-Regierung „Amerikas Pazifi¬ 
sches Jahrhundert“ aus. Das hieß auch, 
dass die EU in Afrika und Osteuropa 
„stärker gefordert“ sei. Daher führte 
Außenminister Westerwelles Enthal¬ 
tung beim Libyenkrieg zu heftiger Kri¬ 
tik in Medien und Thinktanks, die vor 
einem „deutschen Sonderweg“ warn¬ 
ten. 2013 forderte die Studie „Neue 
Macht - neue Verantwortung“ eine 
deutlich aggressivere deutsche Au¬ 
ßenpolitik. Sie wurde, an der Seite der 
USA, in der Ukraine umgehend prak¬ 
tiziert. Laut Studie sollen „bewährte 
Partnerschaften Vorrang haben vor 
den Beziehungen zu den auf steigenden 
Mächten“. Deutschland müsse Mäch¬ 
te wie Russland einbinden „oder sie 
einhegen, indem es sie in ihrem Hand¬ 
lungsspielraum einengt“. Die NATO 
sei „einzigartiger Kräfte Verstärker für 
deutsche sicherheitspolitische Interes¬ 
sen“. (Neue Macht - Neue Verantwor¬ 
tung. Elemente einer deutschen Au¬ 
ßen- und Sicherheitspolitik für eine 
Welt im Umbruch. Ein Papier der Stif¬ 
tung Wissenschaft und Politik (SWP) 
und des German Marshall Fund of 
the United States (GMF), 2013, S. 36, 
45.) Russophobie und Russland-Sank¬ 
tionen, die Bundeswehr an den EU- 
Ostgrenzen, stärkeres Engagement in 
Nahost und Afrika folgen dieser Stra¬ 
tegie. Das TTIP soll Standards set¬ 
zen, „die wir zusammen mit den USA 
heute noch prägen können“ so Anton 
Börner, Chef des Bundesverbands für 
Groß- und Außenhandel. „Länder wie 
China oder Russland müssen von uns 
übernehmen, was fairer Wettbewerb 
und freies Handeln bedeutet, und nicht 
wir die Regeln ideologisch ausgerich¬ 
teter Staaten und deren Gesellschafts¬ 
formen.“ 

Bei Obamas Abschiedsbesuch in 
Berlin appellierten er und Merkel für 
die Beibehaltung dieser Linie. Die Wahl 
Trumps wird genutzt, um die in der 
BRD anstehende massive Erhöhung 
der Rüstungsausgaben als „Festhalten 
an den Werten und Prinzipien des Wes¬ 
tens“ zu verklären. Aktuell summieren 
sich die Rüstungsausgaben Britanniens 
mit 55,5 Mrd. Dollar, Frankreichs (51 
Mrd.) und der BRD (40 Mrd.) auf etwa 
ein Viertel des US-Rüstungshaushalts 
(600 Mrd.). Die Bundesregierung will 
künftig auf die von der NATO gefor¬ 
derten 2 Prozent des BIP aufstocken. 
Angesichts Unsicherheit über den US- 
Kurs wird erneut „mehr europäische 
Autonomie“ gefordert. Doch sprechen 
die Interessenkonstellationen in Euro¬ 
pa dafür, dass EU-Militarisierung auch 
künftig im Rahmen der NATO statt¬ 
finden wird. Nur so wären die Briten 
trotz Brexit weiter dabei. Nur mittels 
NATO lassen sich Polen und Balten 
einbinden. Schließlich braucht es den 
„europäischen Flügel der NATO“, um 
in Osteuropa und Afrika die USA zu 
entlasten, damit sie sich auf China kon¬ 
zentrieren können. 

Der Aufsatz stellt die Kurzfassung ei¬ 
nes Referats dar, das auf dem Semi¬ 
nar „Zwischenimperialistische Wider¬ 
sprüche“ der Marx-Engels-Stiftung am 
29.10.2016 in Marburg gehalten wurde. 
Die Autorin ist Redaktionsmitglied der 
„Marxistischen Blätter“. 



Am 24. September 1987 nahmen Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und der französische Staatspräsident Francois Mitterrand 
an der deutsch-französischen Heeresübung Kecker Spatz teil. Die Übung wurde vom II. deutschen Korps mit 55.000 Mann 
und von der französischen schnellen Eingreiftruppe (FAR) mit 20.000 Mann in Bayern und Baden-Württemberg durchge¬ 
führt. Es war dies die bisher größte deutsch-französische Übung. Im Bild: Staatspräsident Mitterrand und Bundeskanzler 
Kohl (v.l.n.r.) während einer Pressekonferenz auf dem Luftwaffenstützpunkt Manching 







m unsere zeit 


Kommunalpolitik 


Freitag, 9. Dezember 2016 


Neues Tarifsystem 

für Trinkwasser in Bad Kreuznach 

DKP: Das ist unsozial, unökologisch und für Großverbraucher ein 
Wirtschaftsförderungsprogramm 



D ie Stadtwerke Bad Kreuznach, 
die rund 71 000 Menschen in der 
Stadt und in 19 angeschlossenen 
Gemeinden mit Trinkwasser versorgen, 
und die politisch Verantwortlichen pla¬ 
nen für diese ein neues Tarifsystem. Die 
„Grundgebühren“ sollen massiv ange¬ 
hoben, der Verbrauchspreis pro Kubik¬ 
meter dafür deutlich gesenkt werden. 

Solche Tarifsysteme bevorzugen 
grundsätzlich jene, die überdurch¬ 
schnittlich viel verbrauchen oder als 
industrielle und gewerbliche Großver¬ 
braucher viel benötigen, benachteiligen 
aber andere, die sparsamer mit dem 
Lebensmittel Nummer eins umgehen. 
Neu soll auch sein, dass die Grundge¬ 
bühren nicht mehr pro Wasseruhr, in 
den meisten Fällen also pro Haus, be¬ 
rechnet werden, sondern pro Wohnung. 

Dass das Ganze wegen des hohen 
Anteils an Fixkosten gerechter sein 
soll, ist allenfalls eine zweckdienliche 
Behauptung der Verantwortlichen, 
aber keine belegbare Feststellung. 
Auch dass Gerichte und Kartellbehör¬ 
den das Verfahren abgesegnet haben, 
ist kein Beleg dafür. Wir halten es für 
gerechter, wenn Verbrauchspreise da¬ 
durch gebildet werden, dass die Ge¬ 
samtkosten durch die Gesamtmenge 
geteilt werden, zusätzliche Kosten sich 
dann je nach individuellem Verbrauch 
in der Rechnung niederschlagen. Das 
trifft natürlich vor allem gewerbliche 
Großverbraucher mit einer Abnahme 
von Tausenden von Kubikmetern im 
Jahr. 

Das mag auch größere Familien 
treffen, wenn Kosten voll auf Kubik¬ 
meterpreise umgelegt würden. Aber 
die müssen zielgerichtet unterstützt 
werden, z.B. durch höheres Kinder¬ 
geld, statt mit ein paar Tropfen aus 
jener Gießkanne, deren Inhalt haupt¬ 
sächlich Industrie und Gewerbe zugute 
kommt, ähnlich wie Steuerfreibeträge, 
die vor allem Großverdienern nutzen. 

Die Umstellung soll so vorgenom¬ 
men werden, dass bei gleichen Abgabe¬ 
mengen die Einnahmen gleich bleiben. 
Das heißt dann aber, dass das, was die 
„Verlierer“ mehr bezahlen, nicht etwa 
in die Sicherung der Infrastruktur flie¬ 
ßen würde, sondern den „Gewinnern“ 
zugute käme. Führte die Senkung des 
Verbrauchspreises aber nur zu zehn 
Prozent mehr Verbrauch, stiegen die 
Einnahmen um über eine halbe Milli¬ 
on Euro. Ist das einkalkuliert? 

Käme hinzu, dass die Entwicklung 
in Richtung „Flatrate“, wie es sie z.B. in 
den USA gibt, geradezu zu mehr Was¬ 
serverbrauch einladen würde. Derzeit 
ist das in unseren Breiten noch kein 
existenzielles Problem wie in anderen 
Teilen der Welt, wo Hunderten Milli¬ 
onen Menschen kein sauberes und be¬ 
zahlbares Trinkwasser zur Verfügung 
steht. Aber jeder Kubikmeter erfor¬ 
dert menschliche Arbeit auch der Be¬ 
schäftigten der Stadtwerke, Maschi¬ 
neneinsatz und Energie, Ressourcen, 
mit denen nachhaltig umgegangen 
werden sollte. 

Aufwendige Wasser¬ 
aufbereitung 

Die Stadtwerke Bad Kreuznach liefern 
ohne Zweifel Wasser in guter Qualität, 
was einigen Aufwand erfordert. Bevor 
es via Leitungsnetz zu den Verbrau¬ 
chern kommt, wird es - zumindest für 
die meisten Orte - enthärtet, da das 
Quellwasser in unserer Region natur¬ 
gegeben sehr kalkhaltig ist. Uran und 
andere natürliche sowie menschenge¬ 
machte Schadstoffe werden herausge¬ 
filtert oder neutralisiert, ebenso wie 
Nitrat, das aufgrund jahrzehntelanger 
Überdüngung durch die Landwirt¬ 
schaft zum Problem wurde. Noch heu¬ 
te müssen aus stadtnahen Brunnen die 
Hinterlassenschaften der US-Armee 
bzw. ihrer Großwäscherei in Form von 
chlorierten Kohlenwasserstoffen gefil¬ 
tert werden. 


Seit zehn Jahren ist die Menge des 
abgegebenen Wassers ausweislich der 
veröffentlichten Geschäftsberichte der 
Stadtwerke stabil, was sicher auch mit 
der positiven Bevölkerungsentwick¬ 
lung in Bad Kreuznach und Umgebung 
nach der Entmilitarisierung zu tun hat. 
Vor Ort gibt es also keinen Rückgang, 
mit dem eine angebliche Notwendig¬ 
keit für ein anderes Abrechnungsmo- 
dell begründet werden soll. 

Sehr stabil sind auch die „Sonder¬ 
zahlungen an Dritte“, sprich an die 
Anteilseigner RWE und Enovos, die 
nach der Teilprivatisierung des frühe¬ 
ren kommunalen Eigenbetriebs jeweils 
knapp ein Viertel der Anteile kauften. 
In den letzten zehn Jahren (bis 2014) 
kassierten sie unter dem euphemisti¬ 
schen Begriff „Verzinsung“ getarnt 
Profite in Höhe von 140 Prozent des 
Nennwerts ihrer Geschäftsanteile. Eine 
wirklich tolle Verzinsung in Zeiten, in 
denen die Sparer mit viel Glück 0,1 
Prozent für ihre Einlagen bekommen. 
Zudem verdienen diese Anteilseigner 
auch als Lieferanten von Strom und 
Gas an die Stadtwerke zusätzlich. 

Etwas mehr als die Hälfte der Antei¬ 
le gehören der Stadt, indirekt über die 
Städtische Beteiligungsgesellschaft und 
zu einem Bruchteil direkt. Die Ober¬ 
bürgermeisterin ist Aufsichtsratsvorsit¬ 
zende, die Aufsichtsratsmitglieder, so¬ 
weit nicht von RWE und Enovos, sind 
vom Stadtrat gewählte Kommunalpo¬ 
litiker. Sie haben die Mehrheit, sie ent¬ 
scheiden auch über die Regeln darüber, 
wer künftig wie viel für sein Wasser in 
Bad Kreuznach bezahlen soll. Das aber 
hinter verschlossenen Türen und unter 
Berufung auf Verschwiegenheitspflich¬ 
ten. Offensichtlich überhaupt nicht ge¬ 
fragt werden die Gemeinderäte jener 
19 Orte mit fast 20 000 Einwohnern, 
die auch ihr Wasser von den Stadtwer¬ 
ken beziehen. 

Grundsätzlich sind wir als Bad 
Kreuznacher DKP der Meinung, dass 
solche Betriebe der Grund Versorgung 
kommunale Eigenbetriebe sein müs¬ 
sen. 

Privatisierung ist auch 
Entdemokratisierung 

Wenn unter Ausnutzung der Mono¬ 
polstellung ohne effektive öffentliche 
Kontrolle die Geschäftspolitik durch¬ 
gezogen wird, dann ruft das auch jene 
auf den Plan, die trotz aller schlech¬ 
ten Erfahrungen nach der Privatisie¬ 
rung schreien. Mag sein, dass das der¬ 


zeit rechtlich in Rheinland-Pfalz nicht 
möglich ist. Aber jene, die von der 
Bundesebene aus daran beteiligt sind, 
dass z.B Griechenland zur Wasserpri¬ 
vatisierung gezwungen wird, üben da 
möglicherweise jetzt erst mal im Aus¬ 
land. Privatisierung, ob zu Hause oder 
sonstwo, nutzt immer nur den neuen 
Eignern. Sie ist zudem immer ein Stück 
Entdemokratisierung, werden doch für 
die Mehrheit der Menschen wichtige 
Einrichtungen einer demokratischen 
Steuerung entzogen. So auch in Bad 
Kreuznach, wo z.B. nach dem Verkauf 
der Busbetriebe nicht mal ein einheitli¬ 
cher Tarif in alle Stadtteile möglich ist, 
ohne dass private Betreiber dafür jähr¬ 
lich Hunderttausende Euro wollten. 

Die Informationspolitik der Stadt¬ 
werke war bisher alles andere als 
transparent. Floskeln wurden verbrei¬ 
tet, aber nicht mit Zahlen und Fakten 
untermauert. Öffentlicher, mit Zahlen 
unterlegter Kritik, wurden nur Sätze 
wie jener, nach dem nicht alles stim¬ 
me, was da geschrieben werde, ent¬ 
gegen gehalten. Im Zuge einer Infor¬ 
mationsveranstaltung am 25.10.2016 
wurden dann die Anwesenden mit ei¬ 
ner 25-seitigen Präsentation und fast 
90 Minuten Vortrag teils „erschlagen“. 

Vorgestellt wurde das neue Sys¬ 
tem von einem Mitarbeiter der MO- 
cons GmbH & Co. KG, die solche 
Umstellungen offenbar schon mehr¬ 
fach durchgezogen hat, gegen gute 
Bezahlung versteht sich. Dabei wur¬ 
de das Lob einer FDP-Vorfeldorga- 
nisation, des sogenannten Bundes der 
Steuerzahler, einer Lobby von mittel¬ 
ständischen Unternehmern und Frei¬ 
beruflern, für MOcons? Konzepte 
hervorgehoben. Bei Kommunalpoli¬ 
tikern mit etwas sozialer Kompetenz 
müssten spätestens da alle Warnlam¬ 
pen leuchten, wenn dieser Verein, als 
dessen Landesvorsitzender der FDP- 
Mann Rainer Brüderle agiert, ins Spiel 
gebracht wird. 

Befasst man sich etwas ausführli¬ 
cher mit dem Zahlenwerk vom 25. Ok¬ 
tober, nimmt die im Bundesanzeiger 
veröffentlichten Rechenschaftsberich¬ 
te und die lokalen Medienberichte hin¬ 
zu und recherchiert etwas im Internet, 
dann bestätigt sich das, was oben von 
uns gesagt wurde: Das neue Tarifsys¬ 
tem ist unsozial, unökologisch und für 
Großverbraucher ein Wirtschaftsför¬ 
derungsprogramm zu Lasten der spar¬ 
samen Verbraucher und der Einperso¬ 
nenhaushalte. 


Wir unterstützen die Forderung 
der „Linken“ im Stadtrat, Gewinne 
der Stadtwerke aus der Sparte Wasser¬ 
versorgung nicht mehr an die Anteils¬ 
eigner auszuschütten, sondern aus¬ 
schließlich für die Sicherung der Infra¬ 
struktur zu verwenden. Dann könnten 
gegebenenfalls auch die Wasserverlus¬ 
te im Netz, 2014 waren es 12,1 Prozent, 
auf welche die BÜFEP hinweist, zu¬ 
mindest auf den Bundesdurchschnitt 
gesenkt werden. 

Wir stellen als Bad-Kreuznacher 
DKP mit anderen die Frage, warum 
Konzerne wie RWE und Enovos, das 
Steuerparadies Großherzogtum Lu¬ 
xemburg ist einer der Hauptanteilseig¬ 
ner, am Wasserverbrauch vom 71 000 
Menschen unserer Region mitverdie¬ 
nen müssen. Ansonsten stellt derzeit 
aber keine lokale politische Kraft au¬ 
ßer den hier genannten öffentlich er¬ 
kennbar solche Fragen. 

Nicht für, sondern mit den 
Betroffenen handeln 

Als kleine Partei mit zwar hochmoti¬ 
vierten Mitgliedern, aber wenig mate¬ 
riellen Mitteln und keinem parlamen¬ 
tarischen Einfluss können wir nicht 
stellvertretend für die Betroffenen die 
Auseinandersetzung führen. Und wir 
wollen das auch nicht. Wir wollen mit 
dieser Dokumentation Anstöße dafür 
geben, dass sich die Betroffenen jetzt 
selbst zu Wort melden, an die Stadt¬ 
werke oder die Oberbürgermeisterin 
schreiben, Leserbriefe verfassen und 
ihre Meinung bei jeder Gelegenheit 
kundtun. 

Jetzt ist die Zeit dazu noch da, 
noch ist nichts endgültig beschlossen. 
Wenn im Frühjahr 2018 dann die Was¬ 
serrechnungen und die Nebenkos¬ 
tenabrechnungen in den Briefkästen 
liegen, die Verantwortlichen die er¬ 
folgreiche Einführung ihres neuen 
Systems feiern, dann kann es zu spät 
sein. So werden verspätete Proteste 
dann auch 2018 möglicherweise fol¬ 
genlos verhallen. Und für die Kom¬ 
munalwahl 2019 werden die Verant¬ 
wortlichen hoffen, dass dann wieder 
alles vergessen sein wird. Wer zu spät 
kommt, den bestraft möglicherweise 
auch hier das Leben, und sei es via 
Wasserrechnung. 

Grundlage dieses gekürzten Textes 
ist ein Reader der DKP Bad Kreuznach. 
Die vollständige Version finden Sie auf 
www.dkp-bad-kreuznach.de. 


Stadtrat - kein Geheim rat 

Ein Artikel in der DKP-Zeitung „Bottro- 
per Notizen“ hat der BEST-Verwaltungs- 
rat am 30. November zum Anlass ge¬ 
nommen, juristische Schritte gegen das 
Mitglied des Verwaltungsrates, DKP- 
Ratsherrn Michael Gerber, zu beschlie¬ 
ßen. 

In dem Artikel, um den es geht, 
werden personelle Konsequenzen im 
BEST-Vorstand gefordert, da sich bei der 
städtischen Entsorgungsfirma - so wört¬ 
lich - „eine unangemessene Kultur des 
Misstrauens und der unangemessenen 
Kontrolle gegenüber den Beschäftigten 
entwickelt.“ Erstmals sei außerdem die 
tarifliche Erfolgsbeteiligung für die Be¬ 
schäftigten am Jahresergebnis der BEST 
um ein Drittel gekürzt worden. Die DKP 
sieht darin eine Abstrafung der Beleg¬ 
schaft und hat gegen diesen Beschluss 
des Verwaltungsrates gestimmt. Die Bo¬ 
nuszahlungen der Vorstandsmitglieder 
blieben dagegen unangetastet. 

Die innerbetrieblichen Spannungen 
zwischen dem Vorstand und dem Perso¬ 
nalrat der BEST machten es nötig, dass 
im September Mitglieder des Verwal¬ 
tungsrates, Vorstand und Personalrat zu 
einem Runden Tisch im Forsthaus Specht 
zusammenkamen. Als einziges Mitglied 
im Verwaltungsrat wurde der Vertreter 
der DKP dazu nicht eingeladen. 

Der Verwaltungsrat wirft Michael 
Gerber vor, gegen die Vertraulichkeit 
und die sogenannte „Compliance-Richt- 
linie“ der BEST verstoßen zu haben. 
Weiterhin wird Michael Gerber die Be¬ 
richterstattung in der WAZ vom 9. No¬ 
vember über die Ergebnisse des Runden 
Tisches mit internen Informationen über 
die BEST angelastet. DKP-Ratsherr Mi¬ 
chael Gerber: „Ich lasse mich nicht ein¬ 
schüchtern und sehe einer juristischen 
Auseinandersetzung gelassen entgegen. 
Ich werde auch weiterhin unbequeme 
Wahrheiten aussprechen und darüber 
die Öffentlichkeit informieren.“ 

Gewerbesteuer erhöhen 

In seiner Haushaltsrede 2016 führte 
DKP-Stadtrat Reinhard Püschel in 
Heidenheim aus: 

„Wenn wir die Entwicklung der ver¬ 
gangenen Monate insbesondere der 
Krisenregionen des Nahen und Mittle¬ 
ren Ostens sowie des östlichen Europas 
sehen, müssen wir feststellen: 

Die Welt ist aus den Fugen gera¬ 
ten - ein neuer Kalter Krieg droht zu¬ 
nehmend „heiß“ zu werden, auch in 
Europa! 

Kriege führen unweigerlich zu 
Flucht und Vertreibung und die drin¬ 
gend notwendige Integration der Ge¬ 
flüchteten in unserer Gesellschaft stellt 
uns vor große Herausforderungen. Wir 
benötigen gewaltige finanzielle Mittel, 
insbesondere für das chronisch unter¬ 
finanzierte Bildungs- und Gesundheits¬ 
wesen. 

Stattdessen kündigt die Verteidi¬ 
gungsministerin an, die Bundeswehr 
bis 2030 mit neuen Waffensystemen im 
Wert von 130 Mrd. Euro aufzurüsten. 
Dieses Geld aber brauchen wir drin¬ 
gend in den Städten und Gemeinden, 
um den notwendigen Ausbau des Bil¬ 
dungs- und Sozialwesens, für die Inte¬ 
gration vieler Flüchtlinge, für Umwelt¬ 
maßnahmen, den Verkehrswegeausbau 
und bezahlbaren Wohnungsbau voran¬ 
zutreiben. Aber Deutschland liefert lie¬ 
ber Waffen, die in allen Kriegen zum 
Töten benutzt werden. Aber auch deut¬ 
sche Soldaten sind im Krieg: in Syrien, 
in Mali, im Irak und immer noch in Af¬ 
ghanistan. 

Bestürzend ist daher die Aussa¬ 
ge des UN-Kinderhilfswerks Unicef. 
Demnach sind weltweit rund 50 Milli¬ 
onen Kinder auf der Flucht vor Krieg 
und Gewalt.“ 

Er prognostizierte: „Auch die fi¬ 
nanzielle Situation unserer Stadt Hei¬ 
denheim wird sich verschlechtern. Die 
Gewerbesteuer ist eine der Hauptein- 
nahmequellen für die Kommunen. Ge¬ 
rade mal 30 Prozent der Unternehmen 
zahlen noch die Gewerbesteuer. Vor 
allem die großen Betriebe wie Voith 
oder Hartmann - Familienunterneh¬ 
men mit Milliardenvermögen - könn¬ 
ten und würden bestimmt mehr bezah¬ 
len.“ Er beantragte, nach 20 Jahren die 
in Heidenheim die Gewerbesteuer zu 
erhöhen. 



Freitag, 9. Dezember 2016 


Anzeigen 
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Hans Giersiepen 

13.6. 1929-22.11.2016 
[et-! nicht mehr 

Wr sind tieftraung »erleichtert. 

Dem® Tochter und Weggefährtinnen auf dem 
letzten Stück deines Wcgos. 

Sabine Giersiepen und Annegret Kalvelage 

Hans wird wunschgBrnaß in Herrische d beigesetzt. 
Die Traue rfeer mit anschließender Urncnbcisctzurg 
findet am Donnerstag, dem 15 Dezember 2016, 
um 13 Uhr in der Trauerhale 
des Parkfriedhofs Blledinghausen statt. 

Anstelle von Blumenspenden bitten wir darum, 
di® .Kinder des Wlderstardes' In ihrer Arbeit 
zu unterstützen. BAN: DEOS 3601 0043 0C23 2124 35, 
StichAvert: Hans Giersiepen. 


Das 19. Pressefest 
der uz - Ein Streifzug 



DVD 16:9, 42 Min. 
10,- Euro 
plus Porto 

Neu im uz-shop 
www.uzshop.de 
Tel: 0201 17788923 


„Alternative" von rechts??? 

Zu den Wirtschafts- und sozialpolitischen Vorstellungen der AfD 

Bei verschiedenen Landtagswahlen konnte die AfD mittels sozia¬ 
ler Demagogie beunruhigende Stimmengewinne auch in der Ar¬ 
beiterklasse und unter Gewerkschafter(inne)n erzielen. Ähnliche 
Entwicklungen beobachten wir in vielen Nachbarländern und in 
den USA. Diese Strategie zu durchkreuzen setzt voraus, dass wir 
den Gegner und seine Positionen genau kennen. 

Auf einer öffentlichen Tagung am 

Sonntag, 11.12.2016,11.00 -14.00 Uhr 

im Haus der DKP, Hoffnungstr. 18,45127 Essen, Tel. 0201/225147 

wird sich der Arbeitskreis Wirtschafts- und Sozialpolitik beim BV 
Ruhr-Westfalen die wirtschafts- und sozialpolitischen Vorstel¬ 
lungen der AfD genauer ansehen. Hierzu wird uns der Genosse 
Klaus Stein aus Köln einen Überblick geben. Ein kleiner Mittags- 
Snack ist vorbereitet. 

Anmeldung erbeten an: w.garbers@gmx.de 


Einladung 

Der Ernst-Busch-Chor Berlin lädt zu seinem Januarkonzert 
in das Russische Haus der Wissenschaft und Kultur 

am 21. und 22. Januar 2017 jeweils um 15.00 Uhr, 

Friedrichstr. 176-179, recht herzlich ein. 
Motto:„Ändere die Welt, sie braucht es"(Brecht) 

Gäste: hardChorElla / Eintrittspreis: 12 Euro 
Kartenverkauf über Frau Bohnau Tel.: 54801842 oder E-Mail: 
ebcb-karten@gmx.de oder mittwochs von 12.30 -13.00 Uhr 
Franz-Mehring-Platz 1 vor dem Münzenbergsaal 
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lesen . unterstützen 
verbreiten . nutzen 


UZ-Mitarbeiter sucht (sehr) billiges Winterauto. Nachricht 
bitte an: Ulli.Danz@unsere-zeit.de oder Tel.: 0176 39206606 


So ist das Leben und so muss man es nehmen, 
tapfer, unverzagt und lächelnd - trotz alledem! 

Rosa Luxemburg 

★ 

Irma Göhring 

unsere Freundin und Genossin feierte 
am 6. Dezember ihren 95. Geburtstag. 

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus! 

Unter diesem Motto arbeiteten Irma und ihr Mann Lud¬ 
wig, der von den Nazis verfolgte "Höhlendrucker" aus 
Nürnbergjahrzehntelang in der WN und DKP für unsere 
gemeinsame, gerechte Sache. 

Liebe Irma, wir danken Dir für Deine Aufgeschlossenheit 
und Dein herzliches Interesse an unserer Arbeit. 

Alles Gute für Dich, Kraft, Gesundheit und Freude für die 
weiteren Jahre wünschen Dir 

Hanne und Hartmut und Annette und Kerstin. 


Jahresabschlussfeier 

Sonntag, 11.12.16,15 Uhr 

Nachbarschaftshaus „Helene Kaisen", am Olpenhof 10. 

• Begüßung und Moderation: Claudia Paliwoda 

• Silvia und Joscha Gingold lesen Peter Gingold 

• Joscha Gingold mit jüdischen Liedern 

• Kurzer Filmausschnitt 

• Willi Gerns zu Fragen der Zeit 

Kostenbeitrag 6,- / 3,- Euro 

Die DKP Bremen würde sich freuen, diesen Tag 
gemeinsam mit Euch zu verbringen 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Einladung zum Jahresabschlussfest 
von DKP und SDAJ Dortmund 



„ Wer vieles 
bringt, wird 
manchem 
etwas 
bringen! “ 


Wir halten es diesmal mit Goethes Faust und 
bringen den Musiker und Schauspieler Peter 
Sturm und der bringt sie alle - Faust, Mephisto, 
Gretchen und die Kupplerin - zur Darstellung. 
Dazu gibt es unseren Jahresrückblick in Bildern, 
ein reichhaltiges Buffet, einen Cocktail-Stand, 
einen Bücher- und Flohmarkt und griechische 
Musik zum Hören und zum Tanzen. 


K om HEREIN, SETZ PI(H ZI/ 1/NS, 
SPRICH (l/NP m) MfTl/NS 



Das neue Jahr verspricht keine süßen Aussichten, um so 
wichtiger ist es gemeinsam rückzublicken aber genauso 
gemeinsam nach vorne zu schauen. 

Wir feiern das Jahresende mit musikalischer Begleitung 
von 



Am Freitag, dem 9. Dezember um 18 Uhr 
im „DayEv", Anatolisches Zentrum - 
Uhlandstraße 54, Ecke Mallinckrodtstraße 


18.12.2016 
18.00 UHR munsteR 

F24 | FRAUENSTR. 24 www.dkp-muenster.de 



Toskana, nah am Meer 

wffffw.b Ufc Uü t llit tt fJe I 003*. QS66. mit 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 
gesucht. 



( \ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

\_ 



DKP Ruhr-Westfalen zum LLL-wochenende 2017 
Am 14 . und 15 . Januar 2017 in Berlin 

Auch 2017 fahren wir wieder nach Berlin, um an den Veran¬ 
staltungen und der Demonstration zum Gedenken an Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht teilzunehmen. 

Dazu organisieren wir wieder eine gemeinsame Busfahrt aus 
dem Ruhrgebiet und aus dem Münsterland. 

Der Bus aus dem Ruhrgebiet wird wieder von Duisburg (6.30 
Uhr) über Essen (7.00 Uhr) und Dortmund (7.30 Uhr) fahren. 
Busfahrt und Übernachtung im Doppelzimmer kosten 70,- 
Euro, Einzelzimmer +20,- Euro 

Anmeldungen über Peter Köster: pumkoester@t-online.de 
Tel.: 0160 / 95 54 03 73; für den Bus aus dem Münsterland 
Anmeldungen und Informationen über Ansgar Schmidt: 
ansgar69@gmx.de / Tel.: 0163 / 89 96 758 

Wir bitten um verbindliche Anmeldungen bis zum 
19. Dezember 2016 



Der uz- 

Jahreskalender 

2017! 

4-farbig, DIN A2 (594 X 420 mm) 
mit Kalenderwochen, Feiertagen 
und wichtigen politischen Jahresdaten 

1 Stück i,- Euro / 5 Stück 3,- Euro /10 Stück 5,- Euro 

(inkl MWst plus Porto / Kalender wird gefaltet angeliefert) 


Jetzt bestellen 
für Zuhause & für Aktionen! 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 - 17788923 
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Leserbriefe / Termine / Aktionen 


Freitag, 9. Dezember 2016 


Aktion Schneehase 


Militantes Adventskonzert 


Termine@unsere-zeit.de 



Zum 6o. Jahrestag des KPD-Verbotes ehrte die DKP Bodensee am 4. Dezember 
Genossinnen und Genossen, die in der Illegalität weiter für Frieden, die Deutsche 
Einheit und den Sozialismus kämpften. Unter dem Stichwort „Aktion Schnee¬ 
hase“ lief eine großangelegte Kommunisten-Hatz in Baden-Württemberg an. 
Das Bild zeigt die Geehrten von links nach rechts: Alois Thoma,Baienfurt, Maria 
Dewinsk aus Ravensburg und Heinz Haller aus Buchheim. 


Am 1. Dezember fand in der Lutherkir¬ 
che in Stuttgart-Bad Cannstatt ein Mili¬ 
tär-Advents-Konzert statt, das den Ort 
des Friedens mit Weihnachtsklängen 
des „Heeresmusikkorps Ulm“ entweih¬ 
te. Daher hatten verschiedene Bündnis¬ 
se zu einer antimilitaristischen Kund¬ 
gebung aufgerufen, unter anderem die 
Ökumenische Aktion Ohne Rüstung 
leben (ORL), das Offene Treffen ge¬ 
gen Krieg und Militarisierung Stuttgart 
(OTKM), die Partei „Die Linke“ und 
nicht zuletzt die DKP. 

Die für Pfarrer Ulrich Dreesmann 
völlig unverständliche Verknüpfung der 
weihnachtlichen Klänge von als Zivi¬ 
listen kostümierten Soldaten mit dem 
„Werben für‘s Sterben“ wurde durch 
Ansprachen, Perkussionsklängen der 
Kapelle „Lokomotive“ und einem an¬ 
schließenden Gegenkonzert aus Triller¬ 
pfeifen verdeutlicht. 

Im Verlauf der Aktion warfen Ak¬ 
tivisten zwei lebensgroße Puppen als 
symbolische Kriegsopfer vor die Kir¬ 
chentür, die gleichzeitig den eintreten¬ 
den Konzertbesuchern als Stolperfallen 
nicht in ihrer Aussagekraft entgehen 
konnten.Vor dem Tourbus der Militär¬ 
adventsengel versammelten sich Söld¬ 


ner verschiedener Dienstgrade. Die 
Zuhörer meist älterer Bauart, die aus 
Nostalgie oder Geschichtsvergessen¬ 
heit dem absurden Spektakel beiwoh¬ 
nen wollten, wiesen die angebotenen 
Flugblätter der Aktivisten mürrisch ab. 
Die christliche Botschaft scheint auch 
mit Patronengürtel von größerer Über¬ 
zeugungskraft zu sein. Kurz vor Beginn 
des Konzerts wies ein Polizist die De¬ 
monstranten an, sich vom Kirchenein¬ 
gang auf die andere Straßenseite zu be¬ 
geben, wo nach offizieller Abmachung 
der Ort der Kundgebung stattzufinden 
hatte, um die von dem Protest gemein¬ 
ten Militärs und deren beifällige Zuhö¬ 
rer nicht zu pikieren. Dass süße Klänge 
zur Weihnachtszeit die Perversion aller 
Kriegseinsätze, die Bombardierungen 
von Zivilisten, Krankenhäusern und 
Kindergärten in Zuckerguss zu hüllen 
suchen, darf nicht unbeantwortet blei¬ 
ben. Mit solchem Schlacht-Benefiz wird 
die Bevölkerung behutsam an die wie¬ 
der aufkommende Allgegenwärtigkeit 
des Kriegszustandes als Grundatmo¬ 
sphäre gewöhnt. Die „Brücke zwischen 
Bundeswehr und Bevölkerung“ führt in 
die Massengräber. 

Andreas Grimm 


Die UZ zu Gast in Leipzig 


Verfassung gewürdigt 


FR ★ 9. DEZ 


Stuttgart: UZ-Leserlnnentreff im Bürger¬ 
haus Feuerbach, 1. OG, Raum 2, Stuttgar¬ 
ter Straße 15. Diskussion mit Lucas Zeise 
über die UZ: Was kann noch besser wer¬ 
den und was noch getan werden, um die 
UZ noch weiter zu verbreiten, damit sich 
im Lande wieder mehr Widerstand regt. 

Nürnberg: Treffen der ver.di-Mitglieder 
der DKP Kreis Mittelfranken. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SA ★IO. DEZ 


Emden/Ostfriesland: Gründungsver¬ 

anstaltung der DKP-Gruppe Emden/ 
Ostfriesland. Fischerstube, Pelzer Haus, 
Pelzerstraße 12,14.00 Uhr. 

Münster: „Hegel, Marx und die Dialek¬ 
tik“. Seminar der Marx-Engels-Stiftung 
mit Prof. Andreas Arndt (Humboldt-Uni¬ 
versität Berlin). Institut für Theologie und 
Politik (ITP), Friedrich-Ebert-Straße 7, 
12.00 Uhr bis-17.00 Uhr. 


SO ★ 11. DEZ 


Essen: „Alternative“ von rechts? Zu den 
wirtschafts- und sozialpolitischen Vor¬ 
stellungen der AfD.“ Veranstaltung des 
Arbeitskreises Wirtschafts- und Sozial¬ 
politik der DKP mit Klaus Stein. Haus der 
DKP, Hoffnungstraße 18,11.00 Uhr. Bitte 
vorher anmelden bei w.garbers@gmx.de. 


Aufgeschlossen und nach vorn gerich¬ 
tet war die Atmosphäre des gut besuch¬ 
ten UZ-Lesergespräches am 12. No¬ 
vember im Liebknecht-Haus Leipzig, 
zu dem die DKP, der Rotfuchs und das 
Marxistische Forum eingeladen hat¬ 
ten. Mit Lucas Zeise waren sich die 
Anwesenden einig, dass die Zeitung 
der DKP der Wahrheit in ihrer Kon¬ 
kretheit verpflichtet ist. Zweck der UZ 
als kommunistischer Parteizeitung, als 
Wahrnehmungsorgan der Partei sei es, 
den Imperialismus zu begreifen, neben 
dem Allgemeinen (dem überlieferten 
theoretischen Bestand) gerade auch das 
Besondere der historischen Situation in 
ihren Einzelheiten zu erkennen und zu 
beschreiben. Die UZ müsse deutlich 
machen, wie sich die Strategieentwick¬ 
lung in unserer Partei vollzieht, wobei 
sie nicht deren Verkündungsorgan oder 
sogar das theoretische Organ der Partei 
ist. Insbesondere kann sie einen Beitrag 
dafür leisten, die Ausgangssituation für 
die Entwicklung und Verwirklichung ei¬ 
ner tauglichen Strategie des antimono¬ 
polistischen Kampfes zu veranschauli¬ 
chen, einer Strategie, die es überhaupt 


Durch Negation sichern 

Leserbrief „Ein höheres Gut“, 

UZ v. 2.12.2016 

Lothar Geislers Bemühen um die Ein¬ 
heit der Partei ist sehr wichtig. Deswe¬ 
gen schreibt er auch, „Dieses weitaus 
höher zu gewichtende Gut ist nämlich 
die Existenz und Zukunft unserer Par¬ 
tei“. Also Existenz und Zukunft sollen 
als Ausnahme Beschluss verbindlich- 


erst ermöglicht, den Kampf für den So¬ 
zialismus aufzunehmen. 

In der recht lebhaften Diskussion 
gab es mehrere konkrete Vorschlä¬ 
ge zur Verbesserung der UZ. So u.a. 
hinsichtlich der Ausweitung der Le¬ 
serbriefseite und der Aufnahme einer 
Presseschau. Auch die Frage nach ei¬ 
ner Kooperation mit anderen marxis¬ 
tischen Publikationsorganen wie dem 
Rotfuchs wurde aufgeworfen. Eine sol¬ 
che Zusammenarbeit wird sicherlich 
keine institutionalisierte Form anneh¬ 
men, aber sie kann sich in dem Maße 
verstärken, als die Themen im Rotfuchs 
zunehmend zeitbezogener werden. Lu¬ 
cas Zeise warb für die Teilnahme der 
Leser der UZ an der Entwicklung ih¬ 
rer Zeitung auch als deren Autoren. Es 
war ihm als sehr erfahrenen Journalis¬ 
ten beizupflichten, dabei stets ein ho¬ 
hes Niveau einzufordern, die Latte aber 
auch nicht so hoch zu legen, als könne 
sie nie übersprungen werden. Die UZ 
muss erhalten bleiben, dies darf wohl 
als ein wichtiges Fazit der Leipziger De¬ 
batte verstanden werden. 

Herbert Münchow 


keit aufheben.Das löst aber das Prob¬ 
lem nicht, da Beschlussverbindlichkeit 
weiter besteht, die Aufhebung soll ja 
nur eine Ausnahme sein Existenz und 
Zukunft bleiben durch Beschlussver- 
bindlichkeit gefährdet. So negiert das 
„weitaus höher zu gewichtende Gut“ 
die Existenz und Zukunft gerade da¬ 
durch, dass beide durch Negation der 
Beschluss Verbindlichkeit gesichert wer¬ 
den sollen. 

Helmut Woda, Karlsruhe 


Mit einer kleinen Aktion haben ver.di 
und VVN/BdA auf den 70sten Jahres¬ 
tag der Volksabstimmung zum Inkraft¬ 
treten der Verfassung des Freistaates 
Bayern aufmerksam gemacht. Nach 
Auffassung der Veranstalter verdienen 
die Grundgedanken der Verfassung 
mehr Beachtung, als die bayerische 
Staatsregierung ihnen seit Jahren zu¬ 
kommen lässt. 

So gewährt die Bayerische Verfassung 
umfassendes Asylrecht. Weil wäh¬ 
rend der Nazidiktatur Hunderttausen¬ 
de ihre Rettung dem Asyl in anderen 
Ländern verdankten, wurde in Artikel 
105 festgelegt, dass „Ausländer, die un¬ 
ter Nichtbeachtung der in dieser Ver¬ 


fassung niedergelegten Grundrechte 
im Ausland verfolgt werden und nach 
Bayern geflüchtet sind, nicht ausge¬ 
liefert und ausgewiesen werden“ dür¬ 
fen. Ebenfalls verbietet die Bayerische 
Verfassung die Entfachung von Ras¬ 
sen- und Völkerhass. Weil die Nazi¬ 
ideologie auf rassistischer Grundlage 
beruhte, zur Ausgrenzung vieler Men¬ 
schen aus der „Volksgemeinschaft“ und 
letztlich zu Krieg und Vernichtung führ¬ 
te, wurde in Artikel 119 schlicht formu¬ 
liert: „Rassen- und Völkerhass zu ent¬ 
fachen ist verboten und strafbar.“ Auch 
verpflichtet die Bayerische Verfassung 
wirtschaftliche Tätigkeit auf das Ge¬ 
meinwohl. -ler 


SO ★ 11. DEZ 


Bremen: Jahresabschluss der DKP- 
Gruppe Bremen. Silvia Gingold liest aus 
dem Buch ihres Vaters. Nachbarschafts¬ 
haus Helene Kaisen, Beim Ohlenhof 10, 
15.00 Uhr._ 

Stuttgart: „ Matinee im Waldheim“, der 
Stuttgarter Autor Jochen Bender liest 
aus seinem neuen Krimi „An der Kante“. 
Waldheim Gaisburg, Obere Neue Halde, 
11.00 Uhr._ 

Nürnberg: Filmabend zur Auseinander¬ 
setzung zwischen Kommunisten und 
Katholiken im Nachkriegsitalien. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,17.00 Uhr.. 


Ml ★ 14. DEZ 


Mörfelden: Jahresabschluss-Abend der 
DKP/Linke-Liste Mörfelden-Walldorf. Es¬ 
sen, Trinken, Unterhaltung und Bilder des 
Jahres 2016. KuBa, 19.00 Uhr. 


DO ★15. DEZ 


Röthenbach/Pegnitz: Jahresabschluss¬ 
versammlung der DKP Nürnberger Land 
mit dem Bezirksvorsitzenden Gustl Ballin. 
Floraheim, 19.00 Uhr. 

Nürnberg: „Der Islam - welche Kennt¬ 
nisse darüber sind uns wichtig?“ Grup¬ 
penabend der DKP. Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SAH 17. DEZ 


Solingen: „Lieder gegen den rechten 
Aufmarsch“, Konzert mit Kai Degenhardt. 
Veranstaltung der Partei „Die Linke“ So¬ 
lingen und DKP Solingen. Gleis 3, Alexan- 
der-Coppel-Straße 34,19.30 Uhr. Eintritt 
12.00 Euro an der Abendkasse. 


Abschied von Fidel Castro 



Am vergangenen Sonntag hatten Netzwerk Cuba e.V. und die AG Cuba Si 
zu einer Gedenkkundgebung vor dem Kanzleramt in Berlin aufgerufen. Mit 
dieser Aktion wollten sich die Aktivisten am Tage der Beisetzung Fidel Fidel 
Castros zusammenfinden, um sich von „diesem großen Revolutionär, Interna¬ 
tionalisten und - vor allem in Lateinamerika und in den Ländern des globalen 
Südens - hochverehrten Staatsmanns zu verabschieden. Zugleich wollen wir 
unsere Solidarität mit dem sozialistischen Kuba zum Ausdruck bringen, das 
mit ökonomischen Problemen konfrontiert ist und absehbar wieder stärkeren 
Angriffen ausgesetzt sein wird.“ 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
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MARXISTISCHE 

BIÄTTERi Neue Impulse im www.uzshop.de 

ww w,marxistische-blaetter. de * * 


Neue Impulse Verlag 



EINFÜHRUNG 
IN PAS STUDIUM 
VON MARX» 
ENGELS UND 
LENIN 




Josef 

Schleifstein 

Einführung in 
das Studium 
von Marx, 
Engels und 
Lenin 

ISBN: 978-3- 
910080-04-1 
9,90 € 


Nicht nur, dass wir dieses Buch für 
die beste Einführung in das Studium 
der marxistischen Klassiker halten, 
es ist auch frei von solchen Illusio¬ 
nen und Fehlurteilen, wie sie zur Zeit 
der Erstausgabe in den 70ern unter 
Marxisten weit verbreitet waren, trotz 
mancher aus heutiger Sicht zu opti¬ 
mistischen Passage über den Sozia¬ 
lismus... 


Peter Mertens 
(Hrsg.) 

Die Millionärs¬ 
steuer 

ISBN 978-3- 
910080-83-6 
14,90 € 

Dies ist ein Buch für echte »Mauer 
spechte«. Es macht Löcher in die 
Mauer von Denkverboten, hinter de¬ 
nen dem belgischen Dichter Charles 
Ducal zufolge „die Herren wohnen“. 
Es öffnet den Blick für machbare Al¬ 
ternativen zur herrschenden Politik. 
Eine „Frischzellen-Kur“ für den poli 
tischen Richtungswechsel in Europa. 
Lothar Geisler (Marxistische Blätter) 


hr'cr Mirtrti (I It^l) 

I 

Die Millionärssteuer 

Ulkl liriHtt itttkf-r btillrnmt IJttIi, 
die V\Mc »u veriiidcrei 


V _ 



P. und Th. 
Metscher 
Am Vorabend 
der Oktober¬ 
revolution 
James Con- 
nolly - sein 
Marxismus 
und der irische 
Osteraufstand 
1916 

ISBN 987-3- 
910080-89-8 
12,80 € 

„Indem wir die Frage von Sozialismus 
und nationaler Befreiungsbewegung 
im Zusammenhang mit Irland im Jahr 
1916 reflektieren, werden wir notwen¬ 
digerweise mit dem Problem des Ver¬ 
hältnisses zwischen nationalen und so¬ 
zialistischen Kämpfen in der heutigen 
Zeit konfrontiert.“ Priscilla Metscher 



Jenny Farrell 

Shakespeares 

Tragödien 

Eine Einführung 
ISBN 978-3- 
910080-91-1 
12,80 € 


Spanien 
1936 bis 1939 


Ewumy i »an ln(«<br»g»öM«n »ui «tr BAD 
und «nptatot »an Ma« Sehlto 



Max Schäfer 
Spanien 1936 

Erinnerungen 
von Interbriga¬ 
disten aus der 
BRD 

ISBN: 978-3- 
910080-90-4 
19,80 € 


Shakespeare! Sein Name ist so über¬ 
mächtig, dass Leser sich oft einge¬ 
schüchtert von ihm abwenden. Die¬ 
ses Buch will hier gegensteuern und 
helfen, die Tragödien, ihre Figuren 
und Handlungen aus ihrer Zeit heraus 
zu verstehen, einer Epoche großer 
sozialer Umwälzungen beim Über¬ 
gang vom Feudalismus zum Frühka¬ 
pitalismus. Das macht sie spannend 
und gegenwartsnah. 


Max Schäfers und Anke Wagners Zu¬ 
sammenstellung der Erinnerungsbe¬ 
richte westdeutscher Interbrigadisten 
ist 40 Jahre nach der Erstveröffentli¬ 
chung selbst zur historischen Quelle 
geworden. Ziel dieser kommentierten 
Neuauflage soll es sein, den Sammel¬ 
band wieder einer breiteren Öffent¬ 
lichkeit zur Verfügung zu stellen. 


Josef 

Schleifstein 

Reale Ge¬ 
schichte als 
Lehrmeister 

ISBN 978-3- 
910080-81-2 
19,80 € 

Wer die beiden größten Niederlagen 
der europäischen Arbeiterbewegung 
im 20. Jahrhundert miterlebt und 
als Marxist überlebt und verarbeitet 
hat (inklusive der Verletzungen, die 
nicht vom Gegner stammten), der hat 
nachwachsenden Weltveränderern 
(m+w) etwas zu sagen. 


Harald Neubert 
Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 

West-Ost- 
Konflikt und 
deutsche Zwei¬ 
staatlichkeit 
ISBN: 978-3- 
910080-77-5 
19,80 € 

Das Buch versammelt Arbeiten des 
Autors, die in den Jahren nach 1990 
verfasst wurden und woanders nicht 
mehr verfügbar sind. Ergänzt werden 
sie durch bis dahin nicht publizierte 
Beiträge, Vortragsmanuskripte, Ex¬ 
poses usw. Ein Muss für alle Nach- 
1989er. Eine Erinnerungshilfe für Äl¬ 
tere. 


Willi Gerns 

Revolutionäre 
Strategie in 
nichtrevoluti¬ 
onären Zeiten 

ISBN 978-3- 
910080-85-0 
19,80 € 

An „Gerns/Steigerwald“ kommt nie¬ 
mand vorbei, der sich ein wahrhaf¬ 
tiges Bild machen will von der pro¬ 
grammatischen Entwicklung der DKP, 
von ihrer strategischen Orientierung 
und deren Grundlagen. Im Zentrum 
dieser Artikelsammlung stehen die 
Dialektik von Reform und Revolution 
sowie die Strategie antimonopolisti¬ 
scher Übergänge zum Sozialismus. 






Alfredo Bauer 

Kritische Ge¬ 
schichte der 
Juden 

Mit einem Vor¬ 
wort von Moshe 
Zuckermann 
ISBN: 978-3- 
910080-78-2 
24,90 € 


Wie Otto Heller und der belgische 
Marxist Abraham Leon wagt es Alfre¬ 
do Bauer, die Geschichte der Juden 
im Sinne des historischen Materialis¬ 
mus zu untersuchen. Und kommt da¬ 
bei zu Einsichten, die vielfach über¬ 
raschen werden und jedenfalls auch 
in der Linken verbreitete Klischees 
gründlich in Frage stellen. 



19,80 € 


Ernst Engelberg 

Evolution und 
Revolution in 
der Weltge¬ 
schichte 

Wie bewegt 
sich, was uns 
bewegt? 

ISBN: 978-3- 
910080-80-5 


Dieser Sammelband des großen 
marxistischen Historikers Ernst En¬ 
gelberg skizziert in straffen Linien die 
Hauptstränge der historischen Ent¬ 
wicklung Europas und bietet Nach¬ 
denkenswertes über Geschichte am 
Ende eines langen Forscherlebens. 



Die nachhaltige 


Geschenk-Idee 


Marxistische Blätter 



ik 

ik 

ik 


im Abonnement 


als Testabo 


Edition Marxistische Blätter 


Büchergutschein 


6 Ausgaben im Jahr 

für 48,- Euro (ermäßigt 32,- Euro) 


Drei Ausgaben für nur 15,- Euro 

(Das Testabo wird nicht automatisch verlängert) 


100 Bücher aus fast 50 Jahren 
auf USB-Stick für 76,- Euro 


für 50,- Euro 




Robert 
Steigerwald 
Das Haus im 
Sandweg 

Eine sozialisti¬ 
sche Familien¬ 
chronik 
ISBN: 978-3- 
910080-68-3 
23,95 € 


„Der Text ist ein Bastard, jawohl, ein 
regelrechter Bastard“, sagt der Autor. 
„Kein Roman, keine Autobiografie, 
auch keine Chronik oder ein Sach¬ 
buch, enthält aber von jedem etwas. 
Was kümmert mich die Form, ich bin 
doch kein Schriftsteller! Und natürlich 
ist in diesen - wie in allen - Erinnerun¬ 
gen manches erfunden, geflunkert... 
Doch nicht alles ist Fiktion!“ 



Rüdiger 

Bernhardt 

Vom Schrei¬ 
ben auf dem 
Bitterfelder 
Weg 

Die Bewegung 
schreibender 
Arbeiter - Be¬ 
trachtungen 
und Erfahrun¬ 
gen 

ISBN 978-3- 
910080-86-7 
19,80 € 


Die Geschichte der Bewegung schrei¬ 
bender Arbeiter der DDR ist nur in 
Ansätzen geschrieben. Dieses Buch 
betrachtet der Autor als Grundbau¬ 
stein dazu. In der BRD als Produk¬ 
tionsstätten von „Ideologiekitsch“ 
verschrien, ermöglichten die Zirkel 
emanzipatorische, kulturpolitische 
Bildungsprozesse, die dem Bürger¬ 
tum suspekt waren. Und sie brachten 
beachtliche Werke hervor. 


Neue Impulse Verlag - Versand 

Wir besorgen gerne jedes lieferbare Buch 

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Tel.: 0201-2486482 
E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 
www.marxistische-blaetter.de 


Neue Impulse 
im 

www.uzshop.de 





























































